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l!mmentar 

Aus- und Weiterbildung 
als Beitrag zur Standortsicherung 

Hermann Schmidt 

in der aktuellen Diskussion um die Sicherung des Standortes 

Deutschland nehmen Fragen der beruflichen Qualifikation so­

wie der Wissenschaft und Forschung einen hohen Rang ein. 

in dem kürzlich veröffentlichten Bulletin der Bundesregierung 

.. Bündnis für Arbeit und zur Standortsicherung" 1 wird nicht 

nur das .. hohe Niveau der beruflichen Qualifikation der Arbeit­

nehmer'' für die Zukunft des Standorts Deutschland unterstri­

chen, sondern es wird auch hervorgehoben, welch hohen Stel­

lenwert .. Wissenschaft und Forschung" sowie die .. Qualität 

und Anpassungsfähigkeit des Bildungs- und Ausbildungssy­

stems" für die Standortsicherung einnehmen. 

Beide Argumente unterstreichen deutlich die hohen Erwartun­

gen, die unter anderem an die Berufsbildungsforschung und 

an das Berufsbildungssystem selbst gestellt werden. Das Bun­

desinstitut für Berufsbildung ist hier in seiner zentralen Aufga­

benstellung als ein Zentrum der Berufsbildungsforschung in 

Deutschland ausdrücklich gefordert. 

Das System formalisierter Ausbildungsgänge in Deutschland 

hat sich trotz al ler einschneidenden, teils globalen Verände­

rungen der ökonomischen, technologischen und gesellschaft­

lichen Rahmenbedingungen als ein anpassungsfähiges, flexi­

bles und erfolgreiches Instrument zur Qualifizierung der Ar­

beitnehmer erwiesen. Es beruht auf einem Berufsverständnis, 

das zwei grundsätzlich verschiedene Bedeutungen und Sach­

verhalte umfaßt. Mit dem Begriff .. Beruf" können sowohl 

staatl ich geregelte duale, schulische oder hochschulische Aus­

bildungsgänge sowie die nach Bundes- oder Länderrecht gere­

gelten Fortbildungs- bzw. Weiterbildungsberufe gemeint sein, 

als auch die ausgeübte, vom erlernten Beruf unabhängige Be­

rufstätigkeit. 

Verfassungsrechtlich bedeutet Beruf .. jede auf Dauer berech­

nete und nicht nur vorübergehende, der Schaffung und Erhal-

tung einer Lebensgrundlage dienende Betätigung" 2 Die freie 

Wahl des Berufes ist im Grundgesetz garantiert, kann aber 

durch Gesetz eingeschränkt werden. 

Zu den Ausbildungsgängen mit geregelten Abschlußprüfun­

gen zählen die dualen, in Betrieb und Berufsschule organisier­

ten und nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. der 

Handwerksordnung (HwO) geregelten ca. 370 staatlich aner­

kannten Ausbildungsberufe. Hinzu kommt eine Vielzahl weite­

rer, teils nach Bundesrecht (z. B. in der Krankenpflege) teils 

nach Ländergesetzen (z. B. Werbeassistent I -in) geregelte, 

schulische Ausbildungsberufe u. a. in den Bereichen Wirt­

schaft, Technik, Gesundheit und Soziales sowie die hochschu­

lischen und universitären Ausbildungsgänge. 

Analog zur Ausbildung spricht man im Weiterbildungsbereich 

von den nach Bundesrecht geregelten Fortbildungsberufen 

und den z. T. nach Ländergesetzen entwickelten Weiterbil­

dungsberufen Zu den bekanntesten gehören die derzeit 127 

bundeseinheitlichen Regelungen für Handwerksmeister I -in­

nen, 27 für Industriemeister I -innen und 12 für Meister I -innen 

im hauswirtschaftliehen und landwirtschaftlichen Bereich . 

Neben den Meisterregelungen gibt es weitere 16 nach § 46,2 

BBiG bzw. § 42,2 HwO geregelte bundeseinheitliche Fortbil­

dungsberufe wie z. B. Wirtschaftsinformatiker I -in sowie über 

2 250 nach § 46,1 BBiG entwickelte Kammerregelungen, die 

sich al lerdings aufgrund inhaltlich-fachlicher Überschneidun­

gen auf etwa 350 Fortbildungsprofile zusammenfassen las­

sen. Hinzu kommen 55 staatl ich anerkannte Weiterbildungs­

berufe des Gesundheitswesens, die in einzelnen Ländern ge­

regelt sind. 

Mit diesem System formalisierter Ausbildungs- und Fortbil­

dungsregelungen können in Deutschland insgesamt etwa 

1 000 Berufsabschlüsse erworben werden. Demgegenüber 
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stehen ca. 30 000 Berufstätigkeiten, in denen Erwerbstätige 

tatsächlich arbeiten (z . B. als Bote, Sachbearbeiter, Abteilungs­

leiter) . Das bedeutet, eine relativ kleine Zahl von etwa 1 000 

Ausbildungsgängen und Weiterbildungsabschlüssen bereitet 

auf eine sehr große Zahl sehr unterschiedlicher Berufstätigkei­

ten vor. Der entscheidende Vorzug eines derart breit angeleg­

ten Qualifizierungssystems liegt darin, daß es für den einzel­

nen Erwerbstätigen die Anpassung und Anpassungsfäh igkeit 

der beruflichen Qualifikation an die sich verändernden Bedin­

gungen im Beschäftigungssystem ermöglicht und sichert, weil 

das Prinzip der Verbindung von Arbeiten und Lernen den mei­

sten Ausbildungen zugrunde liegt. Außerdem macht sich die­

ses System sowohl aus einzelbetriebl icher wie auch aus ge­

samtwirtschaftlicher Sicht bezahlt, da es durch die Aktualisie­

rung der Ausbi ldungs- und Fortbildungsregelungen schneller 

als jedes andere Teilsystem auf die veränderten Bedingungen 

reagiert. Ziel der dualen Berufsausbildung ist nicht die Ver­

wirklichung eines statischen, sondern eines dynamischen Qua­

lifikationsbegriffes, der Berufsausbildung als Voraussetzung 

für Fortbildung und beruflichen Alltag begreift. Der .,Beruf 

fürs Leben" gehört der Vergangenheit an . Ausbildung ist .. Ein­

stieg in ein Berufsleben mit lebenslangem Lernen" . Es ist da­

her nur selten erforderlich, die Schaffung völl ig neuer Ausbil­

dungsgänge in einem zeitaufwendigen Verfahren zu entwik­

keln. Die Regel w ird sein, den eingeschlagenen Weg zur Ent­

spezialisierung bzw. zur Generalisierung der Ausbildung fort­

zusetzen und die bestehenden Ausbildungsberufe den verän-
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derten Anforderungen flexibel anzupassen . Die Verringerung 

der Zahl der Ausbildungsordnungen von rd . 600 Anfang der 

70er Jahre bis heute auf 370 belegt diesen Wandel. 

in der Diskussion um .. neue Berufe" oder .. Zukunftsberufe" 

wird immer wieder damit argumentiert, daß durch die Ent­

wicklung neuer Berufe nicht nur zusätzliche Ausbildungsplätze, 

sondern auch neue Arbeitsplätze geschaffen werden könn­

ten. Diese scheinbar .. einfache Lösung" verkennt jedoch die 

komplexen Probleme sowohl auf demAusbildungsstellen- und 

Arbeitsmarkt wie auch den dynamischen Wandel der Anfor­

derungen im Beschäftigungssystem. Ein neuer Ausbildungs­

gang schafft noch keinen zusätzlichen Arbeitsplatz, wenn die 

Betriebe hierfür keinen Bedarf sehen und die Absolventen 

.,neuer" mit denen bestehender Ausbildungsgänge in Konkur­

renz treten. Und das .. Fehlen" eines bestimmten Ausbildungs­

ganges bedeutet nicht zwangsläufig die Schaffung neuer Aus­

bildungsberufe. Innovative Qualifikationsbedarfe lassen sich 

kurzfristig ohnehin durch Weiterbildungsregelungen besser 

vermitteln und längerfristig durch die fachliche Anpassung be­

stehender Ausbildungsgänge integrieren . 

1 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung; Bulletin .. Bündnis für Arbeit 

und Standortsicherung", Treffen des Bu ndeska nzlers mit Vert retern von W irt­

schaftsverbänden und Gewerkschaften; Nr. 7 I S. 53, Bann, den 26. Januar 

1996 
2 Scholz in Maunz-Dürig, Kommentar zum GG, Art. 12, Rdnr. 18 



Fehbeiträge 

Helmut Pütz 

Dr. phil., stellvertretender 

Generalsekretär des Bundes-

instituts für Berufsbildung 

Eigene Ausbildungsgänge 
für besonders leistungsschwache 
Jugendliche 

Trotz unbestrittener Erfolge in der 

Benachteiligtenausbildung sind an­

gesichts 100 000 bis 150 000 Jugend­

licher ohne abgeschlossene Berufs­

ausbildung neue Wege der Qualifika­

tion und Integration in das Duale Sy­
stem der Berufsausbildung zu su­

chen. Anhand konkreter Vorschläge 

zur Flexibilisierung, Individualisie­

rung, Binnendifferenzierung und 

Modularisierung wird eine neue, zu­

sammenhängende, in sich schlüssige 

Konzeption zur Verbesserung der 

Benachteiligten-Ausbildung darge­

stellt und befürwortet. 

Die Erfolge der Benachteiligten-Ausbildung, 

so wie sie in das Arbeitsförderungsgesetz 

eingebettet ist und daraus finanziert wird, 

sind unbestritten. Nur auf dieser Basis war 

und ist es möglich, Jahr für Jahr viele tau­

send Jugendliche zu einem Ausbildungsab­

schluß zu führen. Doch diese von nieman­

dem zu bestreitenden Erfolge dürfen nicht 

den Blick für notwendige Veränderungen und 

Verbesserungen der Benachteiligten-Ausbil­

dung verstellen. Der weitere Handlungsbe­

darf sollte deshalb ebenso unbestritten sein. 

Jahr für Jahr bleiben 100 000 bis 150 000 Ju­

gendliche aus sehr unterschiedlichen Grün­

den ohne abgeschlossene Berufsausbildung. 

Allein die Tatsache, daß diese Zahl nur in 

dieser Bandbreite angegeben werden kann, 

macht den Handlungsbedarf offenkundig. 

Die Situation der Benachteiligten wird sich 

angesichts einer hohen Arbeitslosenzahl und 

der finanziellen Situation der öffentlichen 

Hand weiter verschlechtern. Das vorhandene 

duale Berufsausbildungssystem leistet offen­

sichtlich nicht genug für die notwendige In­

tegration der Benachteiligten. Wenn jährlich 

100 000 bis 150 000 junge Menschen aus 

diesem System ausgegrenzt werden, dann 

müssen neue Wege der Integration der 

Schwachen in das durchaus leistungsfähige 

und starke Duale System der Berufsausbil­

dung gegangen werden. Wir müssen vor al­

len Dingen aber handeln und auch Tabus in 

Frage stellen. Wir müssen vielleicht auch mit 

einigen "lieb gewordenen" Gewohnheiten 

brechen, vor allem müssen wir neue, zusam­

menhängende, in sich schlüssige Konzeptio­

nen der Benachteiligten-Ausbildung ver­

wirklichen. 

Definition der Zielgruppe 

Zu den benachteiligten Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen sind alle diejenigen zu 

zählen, die ohne Berufsausbildung und -ab­

schluß bleiben (mit Ausnahme der Behinder­

ten), wohl wissend, daß die Gruppe sehr viel 

stärker differenziert und die "Definition der 

Zielgruppe" sehr viel komplizierter ist. Da­

bei ist bewußt, daß bei den benachteiligten 

Jugendlichen in der Regel Mehrfach-Be­

nachteiligungen zu verzeichnen sind. In den 

Durchführungsanweisungen der Bundesan­

stalt für Arbeit gemäß Arbeitsförderungsge­

setz stehen die folgenden drei Gruppen im 

Vordergrund: 

• Auszubildende ohne Hauptschulabschluß 

oder vergleichbaren Abschluß nach der allge­

meinen Schulpflicht 

• Abgänger aus Sonderschulen generell 
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• andere Jugendliche, wenn der psychologi­

sche Dienst des Arbeitsamtes schwerwiegen­

de Bildungsdefizite feststellt. 

Allein die Gruppe der Jugendlichen ohne 

Hauptschulabschluß ist äußerst differenziert 

in ihren Mehrfachbenachteiligungen zu be­

trachten. Einige Aspekte sind z. B. mangeln­

de Vorbildung allgemeiner Art oder mangeln­

de Leistungsfähigkeit, geringere Kenntnisse 

in Deutsch (auch bei bestimmten Gruppen 

ausländischer Jugendlicher) und Mathema­

tik, geringere Ausbildungsmotivation, gerin­

geres Selbst- und Leistungsbewußtsein, so­

ziale/familiäre Probleme, oft kombiniert mit 

allgemeinen Sozialisationsdefiziten, gesund­

heitliche Einschränkungen oft auch in Form 

von nicht schweren Behinderungen, Jugend­

liche mit Ausbildungs-Fehlentscheidungen 

aufgrund unzureichender Information und 

Beratung, Jugendliche ohne Ausbildungs­

platz (auch ,,Altbewerber") auch aufgrund 

von Defiziten im regionalen Ausbildungs­

platzangebot (sog. ,,Marktbenachteiligte"), 

Ausbildungsabbrecher, Betroffene mit Lern­

und Verhaltensschwierigkeiten aufgrund von 

Prüfungsversagen ohne Berufsausbildungs­

abschluß, längere Zeit Arbeitslose, Jugendli­

che und junge Erwachsene im un- bzw. ange­

lernten Status etc. 

Ergänzt werden können noch Personen mit 

schlechten Schulabschlüssen, Legastheniker, 

bestimmte Gruppen von jugendlichen Aus­

siedlern, Personen mit gesundheitlichen Ein­

schränkungen und solche mit Alkohol- oder 

Drogenproblemen, Jugendliche in der Erzie­

hungshilfe, Strafentlassene Jugendliche, die 

berufliche Wiedereingliederungsprobleme 

haben, Personen in bestimmten Krisenbran­

chen etc. 

Förderungsarten 

Die Ausbildung von benachteiligten Jugend­

lichen kann in betrieblichen oder außerbe­

trieblichen Ausbildungsstätten und in beruf­

lichen Schulen erfolgen. Jede dieser Ausbil-

dungsstätten hat spezifische Vor- und Nach­

teile. Ausbildung und Förderung gestalten 

sich unterschiedlich je nach Betriebsgröße, 

beispielsweise Handwerksbetriebe, andere 

Klein- und Mittelbetriebe, Großbetriebe. 

Auch die außerbetrieblichen Ausbildungs­

stätten sind nach Struktur und Entwicklungs­

grad recht unterschiedlich. 

Vielfältige Förderungsarten stehen zur Verfü­

gung, zum Beispiel ,,Ausbildungsbegleitende 

Hilfen", die sich als sozialpädagogische Be­

gleitung, Stützunterricht und zusätzliche 

überbetriebliche Unterweisung besonders 

bewährt haben. 

Finanzielle Förderung der Ausbildung auch 

von außen her ist erforderlich: Eine altersge­

mäße materielle Versorgung der jugendlichen 

bzw. erwachsenen Benachteiligten ist not­

wendig. Die Qualifizierung muß auch finan­

zielle Aspekte einbeziehen: Anstrengungen 

zur beruflichen Qualifizierung müssen durch 

die ,,Ausbildungsvergütung" höher als in der 

Sozialhilfe üblich bewertet werden. 

Pädagogische, methodische und didaktische 

Sondermaßnahmen für benachteiligte Ju­

gendliche sind immer erforderlich: 

I. Eine Verlängerung der Ausbildung wird 

oft sinnvoll sein; sie kann vor, während oder 

nach der Ausbildung lokalisiert werden. 

2. Eine Verkürzung der Ausbildung von be­

nachteiligten Jugendlichen kann sich eben­

falls anbieten; oft ist aber eine verkürzte Aus­

bildung eine schlechte Grundlage für die spä­

tere unverzichtbare Weiterbildung auch von 

Benachteiligten. 

3. Ob eine Reduzierung der Ausbildungsin­

halte sinnvoll ist, muß im Einzelfall entschie­

den werden. 

4. Auch eine Intensivierung der Ausbildung 

kann benachteiligten Jugendlichen in der 

Ausbildung entgegenkommen. 

5. Eine Umstrukturierung im Sinne einer 

Modularisierung (didaktisch-curriculare Bin­

nendifferenzierung) wird hier befürwortet. 
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Empirische Befunde 

Der Zeitpunkt des Übergangs von der außer­

betrieblichen in die betriebliche Ausbildung 

wird überwiegend für den frühestmöglichen 

Zeitpunkt postuliert. In der Ausbildungspra­

xis zeigt sich allerdings, daß dieser Übergang 

relativ selten und wenn, dann relativ spät er­

folgt. 

Viele Träger von Ausbildungsmaßnahmen 

für benachteiligte Jugendliche berichten aus 

ihrer Erfahrung, daß es auch einen Restbe­

stand an nicht ausbildungsfähigen Jugendli­

chen gibt. Deren Anteil wird allerdings un­

terschiedlich eingeschätzt: Erstens wird ge­

sagt, daß durch immer intensivere Förderung 

dieser Anteil gegen Null geführt werden kön­

ne, zweitens sagen betriebliche Ausbilder, 

daß etwa 15 Prozent der Benachteiligten 

nicht (auch nicht in Handwerksbetrieben) 

ausbildbar seien, vielleicht aber in noch spe­

zialisierterer außerbetrieblicher Ausbildung. 

Die Neuordnung von Ausbildungsberufen 

verlangt nicht generell eine Höherqualifizie­

rung, die von benachteiligten Jugendlichen 

nicht erreicht werden könnte, sondern eher 

eine Andersqualifizierung, die von benach­

teiligten Jugendlichen durchaus mit entspre­

chender differenzierter Förderung erworben 

werden kann. 

Intensivere berufliche Förderung benachtei­

ligter Jugendlicher wäre zweifellos möglich 

durch eine Verbesserung der Relation der 

Zahl der Ausbilder zu den Auszubildenden. 

Als ideal wird angesehen: drei Ausbilder, da­

von ein Meister, ein Geselle und ein Sozial­

pädagoge zu zwölf Auszubildenden. 

Zentraler Punkt in der Verbesserung der Be­

nachteiligtenausbildung ist auch die Ausbil­

derfortbildung. Insbesondere wird gefordert, 

die sozialpädagogische Kompetenz der Aus­

bilder systematisch zu verbessern. Die Wei­

terbildung der betrieblichen und außerbe­

trieblichen Ausbilder sollte zusammen mit 



den Berufsschullehrern erfolgen. Die Förde­

rungsmaßnahmen für benachteiligte Jugend­

liche sollen nahtlos ineinandergreifen und 

auf langfristige Kontinuität ausgerichtet sein. 

Der Zusammenhang von Schule und Berufs­

orientierung I-beratung, Ausbildungsvorbe­

reitung, Ausbildung und Beschäftigungsauf­

nahme soll hergestellt und ausgebaut wer­

den. In diesem Kontinuum von Maßnahmen 

sollte die Ausbildungskonzeption für benach­

teiligte Jugendliche entwickelt und weiterge­

führt werden. "Curriculare Arbeitskreise" 

sollten ständiges Steuerungselement der Be­

nachteiligtenausbildung sein; dadurch könn­

te die inhaltliche und methodische Abstim­

mung von betrieblichen Ausbildern, Berufs­

schullehrern und Ausbildern in Förderlehr­

gängen durchgeführt werden. 

Die Verzahnung von Berufsschule, Betrieb 

und ausbildungsbegleitender Hilfe muß also 

zur Steigerung der Effizienz der Benachtei­

ligtenförderung hergestellt werden. Zwi­

schen Ausbildern und Sozialpädagogen wird 

enge Zusammenarbeit, nicht aber Arbeitstei­

lung postuliert. Die Position der Stützlehrer 

soll aufgewertet werden, weil sie insbesonde­

re zur Beseitigung der häufigen Theoriedefi­

zite unverzichtbar sind. 

Zentrale Fragestellung 

Zwei Themen stehen im Zentrum der Be­

rufsausbildung von benachteiligten Jugend­

lichen: 

• der Berufsabschluß, insbesondere in staat­

lich anerkannten Ausbildungsberufen, 

• differenzierte, auch neue Wege, um dieses 

Ziel zu erreichen. 

Die Förderung der Berufsausbildung von be­

nachteiligten Jugendlichen ist in erster Linie 

eine bildungspolitische Frage, erst in zweiter 

Linie ein arbeitsmarktpolitisches Problem. 

Zwei Streitpunkte stehen im Mittelpunkt der 

Auseinandersetzung und Entscheidungsnot­

wendigkeit 

• Sind spezielle Berufsgänge für benachtei­

ligte Jugendliche innerhalb des Rahmens des 

Berufsbildungsgesetztes (BBiG) überhaupt 

sinnvoll? 

• Ist eine Modularisierung von Ausbildungs­

gängen für benachteiligte Jugendliche im 

Sinne einer curricular-didaktischen Binnen­

differenzierung, ggf. auch teilqualifizierend, 

empfehlenswert oder nicht? 

Komplette Ausbildung 
mit Abschluß 

Berufsausbildung von benachteiligten Ju­

gendlichen muß immer auf die komplette 

Facharbeiter-, Gesellen- oder Fachangestell­

tenqualifikation abzielen. Die Wege dorthin 

müssen flexibel, stufenartig, differenziert 

und individualisiert gestaltet werden. Die be­

stehenden Unterstützungsmaßnahmen und 

Hilfen, auch die durch Schule, Sozialpädago­

gik und "ausbildungsbegleitende Hilfen", 

müssen ausgebaut werden. 

Es besteht allgemeiner Konsens bei allen 

Verantwortlichen in der Benachteiligtenaus­

bildung, daß im Hinblick auf die Bildungsbe­

dürfnisse der Jugendlichen und die Anforde­

rungen des Arbeitsmarktes sowie des Fach­

kräftenachwuchses der Unternehmen die op­

timale Förderung in der vollen, kompletten 

Facharbeiter- und Fachangestellten-Qualifi­

kation nach den Kriterien des BBiG im Rah­

men staatlich anerkannter Ausbildungsberufe 

erfolgen soll. Damit können die Diskussion, 

das weitere Nachdenken und die Entwick­

lung neuer Wege aber nicht beendet sein, 

weil erwiesenermaßen ein großer "Rest" jun­

ger Menschen aus unterschiedlichen Grün­

den ohne Berufsausbildungsabschluß bleibt. 

Für diese Gruppe der benachteiligten Ju­

gendlichen - ca. I 00 000 bis !50 000 - sind 

Konzeptionen zu entwickeln, um ihnen auf 

dem Weg der Differenzierung von Ausbil­

dungsgängen im Dualen System zu einer 

möglichst kompletten Berufsqualifikation zu 

verhelfen. Auf diese Weise wird auch ein 

Beitrag zur Erhaltung und zur Zukunfts­

sicherung des Dualen Systems geleistet. 

Verkürzung/Verlängerung 

Unter curricular-didaktischer Binnendiffe­

renzierung, Individualisierung und Flexibili­

sierung wird hier auch die Gliederung von 

Ausbildungsgängen in Module für benach­

teiligte Jugendliche verstanden. Zu den Fle­

xibilisierungserfordernissen im Rahmen des 

Dualen Systems gehört auch eine bessere 

Nutzung von Verkürzungs-, insbesondere 

aber Verlängerungsmöglichkeiten der Ausbil­

dungszeit für benachteiligte Jugendliche. Ne­

ben Verlängerung und Verkürzung sind noch 

die Modelle der Intensivierung, der Reduzie­

rung und der Umstrukturierung, z. B. in ei­

nem Modulsystem, zu diskutieren. 

Verlängerungsmodelle zielen insbesondere 

darauf ab, daß lernbeeinträchtigte Jugendli­

che besondere Lernarrangements benötigen, 

um ein gewünschtes Ausbildungsziel zu er­

reichen. Verlängerung kann einmal heißen, 

daß bereits die erste Ausbildungsphase bis 

zur Zwischenprüfung erweitert wird. Es kann 

aber auch eine Ausdehnung am Ende der 

Ausbildung, z. B. für eine intensive Prü­

fungsvorbereitung, sinnvoll sein. Verlänge­

rung kann ferner durch Vorverlagerung der 

beruflichen Qualifizierungszeit vor die ei­

gentliche Berufsausbildung in einer Art in­

tensivierter Berufsvorbereitung gestaltet wer­

den. 

Verkürzungsmöglichkeiten werden dagegen 

nicht für benachteiligte Jugendliche, sondern 

unter Auslassung bestimmter Lerninhalte ei­

ner vollwertigen Ausbildung für Auszubil­

dende mit höheren Schulabschlüssen gese­

hen. Verkürzungsmöglichkeiten für benach­

teiligte Jugendliche werden eher skeptisch 

betrachtet, weil sie alle auf eine Ausbildung 

unterhalb der Facharbeiterqualifikation ab­

zielen, häufig spezielle Fertigkeiten lediglich 

in Kursen vermitteln und damit nicht auf ei­

nen Facharbeiterabschluß hin konzipiert 
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sind. Zumeist reduzieren sie sich lediglich 

auf eine ,,Anlernausbildung". Dabei besteht 

die Gefahr, daß am Ende ein Facharbeiterab­

schluß vollends aus dem Blick gerät. Die Ge­

fahr erhöhter Arbeitslosigkeit derart ange­

lernter Arbeitskräfte ist groß. 

Berufsbilder speziell für 
lernschwache Jugendliche? 

Spezielle Berufe/ Ausbildungsordnungen für 

benachteiligte Jugendliche sind innerhalb 

des rechtlichen Rahmens des Berufsbil­

dungsgesetzes/ der Handwerksordnung mög­

lich. Sie sollten aber nur dann entwickelt und 

als Rechtsvorschriften der Bundesregierung 

erlassen werden, wenn sie den Berufsbil­

dungsbedürfnissen von benachteiligten Ju­

gendlichen und den Anforderungen des Ar­

beitsmarktes entsprechen. Derzeit ist keine 

breite und drängende Nachfrage der Wirt­

schaft nach derartigen speziellen Berufsbil­

dern feststellbar; lediglich von einzelnen 

Branchen, Unternehmen und Berufsbil­

dungsexperten werden solche speziellen Be­

rufe verlangt. 

Die Mehrzahl der Betriebe hat keinen Bedarf 

an Mitarbeitern einer neuen Qualifikations­

stufe. Die Qualifikationsanforderungen - so 

wird festgestellt - seien generell gestiegen. 

Selbständigkeit, Entscheidungsfähigkeit und 

Teamarbeit werden als Qualifikationsmerk­

male genannt, die verstärkt in der beruflichen 

Bildung vermittelt werden müßten. Anderer­

seits sind Betriebe mit einem erheblichen 

Mangel an qualifizierten Arbeitskräften ge­

genüber neuen Qualifizierungsstrategien 

durchaus aufgeschlossen. Dabei spielt eine 

Rolle, daß diese Betriebe häufig auf langjäh­

rige Erfahrungen mit der Ausbildung von be­

nachteiligten Jugendlichen zurückgreifen 

können. Diese Betriebe erwarten von einer 

weiteren Differenzierung des Berufsbil­

dungssystems- die letztlich in einer Aufwer­

tung von Hilfs- und angelernten Tätigkeiten 

bestünde - eine größere Attraktivität ihrer 

Ausbildungs- und Arbeitsplätze. Das trifft vor 

allem auf die Bau- und Baunebenberufe zu. 

Fazit: Die Wirtschaft drängt nicht in neue Be-

. rufe für Benachteiligte. Daß sie rechtlich 

möglich sind, hat schon 1969 der für die Be­

ratung des BBiG zuständige Bundestagsaus­

schuß festgestellt, indem er ausdrücklich be­

tonte: Die Rahmenvorschrift zur Ausbil­

dungsdauer soll nicht bedeuten, daß künftig 

Ausbildungsberufe mit einer Ausbildungs­

dauer von mehr als drei und weniger als zwei 

Jahren grundsätzlich ausgeschlossen sind. 

Der Ausschuß hat deswegen nur eine Soll­

vorschrift vorgesehen. 

Neue, aufbauende, modularisierte und, ge­

messen an der kompletten Berufsqualifika­

tion, lerninhaltlich geminderte Ausbildungs­

gänge für benachteiligte Jugendliche ein­

schließlich Ausbildungsabbreeher können 

nur dann als Notlösung hingenommen wer­

den, wenn sie nur auf diese Weise in das Be­

rufsleben integriert bzw. reintegriert werden 

können. Aber nur für diesen Teil der Jugend­

lichen ist hinnehmbar, zusätzliche, spezielle 

Wege in das berufliche Ausbildungssystem 

zu eröffnen. Ausbildungsberufe mit theorie­

gemindertem Prüfungsanteil sind nur für die 

Gruppe von Jugendlichen anzuwenden, die 

sonst völlig ohne berufliches Zertifikat ver­

bleiben würden. Das Etikett eines niedriger 

zu bewertenden Berufsabschlusses ist in die­

sen Fällen der Stigmatisierung Ungelernter 

vorzuziehen. Vorrang haben aber Förde­

rungsinstrumente, die lernschwache Jugend­

liche umfassender innerhalb der bestehenden 

Ausbildungsordnungen erfolgreich ausbil­

den. Neue Ausbildungsberufe sollten nur in 

Bereichen zugelassen werden, die minde­

stens eine ebenso gute Zukunftschance auf 

dem Arbeitsmarkt haben wie die Mehrzahl 

der anerkannten Ausbildungsberufe. 

Theoriereduktion? 

Eine Reduktion von Theorie wird von den 

Lehrkräften in Berufsbildungsmaßnahmen 
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und von Experten dann für sinnvoll gehalten, 

wenn die theoriebezogene Lernfähigkeit der 

benachteiligten Jugendlichen schwach aus­

geprägt ist, wenn in konzentrischen Kreisen 

gelernt wird, wenn lediglich für Segmente ei­

nes Berufes "teilqualifiziert" wird, wenn da­

durch gesichert wird, daß basale Kenntnisse, 

Fertigkeiten und Fähigkeiten wirklich be­

herrscht werden, wenn "randständige" Lern­

ziele und Lerninhalte entfallen können und 

wenn in einzelnen Teilbereichen reduziert, in 

anderen aber wieder angereichert wird. Re­

duktion in diesem Kontext darf aber nicht 

heißen, lediglich einseitig Berufstheorie zu 

vermitteln, Ziel- und Inhaltskataloge für an­

spruchsvollere Qualifizierungsgänge durch 

"bloße Subtraktion zu verdünnen" und eben­

so nicht, durch Verzicht auf Theoriedurchläs­

sigkeit, d. h. Übergänge in weiterführende 

Qualifizierungsgänge, auszuschließen. Es sei 

deutlich darauf hingewiesen, daß Defizit­

kompensation sehr gut durch ausbildungsbe­

gleitende Hilfen und sozialpädagogische Be­

treuung erfolgen kann. 

Der Anteil der Fachtheorie in einer Ausbil­

dung auch für benachteiligte Jugendliche 

richtet sich nach den Anforderungen des ein­

zelnen Berufs. Eine pauschale und schemati­

sche Verminderung von Fachtheorie in Aus­

bildungsgängen ist schädlich für die Qualifi­

zierung auch von Benachteiligten. Sie dürfen 

in ihrem Lern- und Leistungsvermögen in 

bezugauf die Theorie nicht unterschätzt wer­

den. Allerdings muß Fachtheorie zielgrup­

penadäquater und didaktisch flexibler ver­

mittelt werden: Fachtheorie ist benachteilig­

ten Jugendlichen immer in Verbindung mit 

Fachpraxis, handlungsorientiert und gemäß 

den Arbeitsanforderungen nahezubringen. 

Zweijährige Berufe 

Das Spektrum, sowie die unterschiedlichen 

Profile und Anforderungshierarchien der be­

stehenden rd. 370 Ausbildungsberufe, insbe­

sondere viele zweijährige, aber auch dreijäh­

rige, bieten bereits heute vielfältige Ausbil-



dungsmöglichkeiten für benachteiligte Ju­

gendliche. Diese Qualifizierungsmöglichkei­

ten sind bildungs- und arbeitsmarktbedarfs­

gerecht beizubehalten und auszubauen. Das 

Beispiel des im Konsens der Sozialparteien 

neugeordneten zweijährigen Ausbildungsbe­

rufs Gerüstbauer I -in beweist, daß derartige 

Berufe gerade auch für benachteiligte Ju­

gendliche durchaus arbeitsmarktadäquat und 

finanziell attraktiv gestaltet werden können. 

Die Bedeutung zweijähriger Ausbildungsbe­

rufe ist, gemessen an der Zahl der Auszubil­

denden, in den letzten Jahren deutlich zu­

rückgegangen: Im Rahmen der Neuordnung 

von Berufen wird dagegen tendenziell eine 

Verlängerung der Ausbildungszeiten ange­

strebt. Das Bildungsniveau der Auszubilden­

den in zweijährigen Berufen ist deutlich 

niedriger als das derjenigen in drei- bzw. 

dreieinhalbjährigen. Zweijährige Ausbil­

dungsgänge bieten also offensichtlich in be­

sonderem Maße Qualifikationschancen ge­

rade für benachteiligte Jugendliche. Die 

quantitative Reduzierung von Ausbildungs­

plätzen in zweijährigen Berufen schränkt al­

lerdings die Möglichkeiten benachteiligter 

Jugendlicher ein, doch einen Ausbildungsab­

schluß zu erlangen. Aus diesem Grund wird 

von Betrieben und insbesondere auch von 

Trägem außerbetrieblicher Ausbildungsstät­

ten vielfach für eine Beibehaltung, z. T. auch 

für eine Rückkehr zu ehemals (vor der Neu­

ordnung) zweijährigen Berufen plädiert. 

Aufgrund dieser Argumentation und Erfah­

rung erscheint es auch zur Erhöhung der 

Ausbildungschancen von Jugendlichen gebo­

ten, die zweijährige Ausbildung zum/zur 

Verkäufer/ -in (im Einzelhandel) beizubehal­

ten oder wiederherzustellen. 

Gliederung in 
Bausteine/Module 

Im Hinblick auf die Qualifizierungsbedürf­

nisse und -befahigungen von benachteiligten 

Jugendlichen sowie aus der Sicht von Fach-

kräftenachwuchs nachfragenden Betrieben 

sind Ausbildungsgänge in Baustein-/Modul­

Gliederung besonders geeignet. Sie vermit­

teln benachteiligten Jugendlichen leichter 

verwendungs-, bedürfnis- und fähigkeitsori­

entierte Teilqualifikationen und -Zertifikate, 

die zu Vollqualifikationen komplettiert wer­

den sollen, wie auch von vomherein die 

komplette Berufsqualifikation in einem diffe­

renziert-einheitlichen Ausbildungsgang. Das 

Baukasten-/Modulsystem des Ausbildungs­

gangs ist eine curricular-didaktische Binnen­

differenzierung, daneben auch Organisati­

ons- und Ordnungsprinzip. Verschiedene 

Qualifikationsbündel aus "genormten" Bau­

steinen zur Vermittlung von Kenntnissen, 

Fertigkeiten und berufsübergreifenden Qua­

lifikationen auf der Grundlage von individu­

ellen Förderungsplänen werden dazu im 

Rahmen von staatlich anerkannten Ausbil­

dungsberufen entwickelt. 

Dabei ist zu betonen, daß Zielsetzung aller 

Maßnahmen die berufliche Qualifizierung 

auf Facharbeiter- oder partiellem Facharbei­

terniveau ist. Die Qualifizierung erfolgt in 

diesen Fördermaßnahmen vorwiegend in 

Form von Bausteinen in einem aufbauenden 

System bzw. über modulare Systeme, die so­

wohl zu Teilqualifikationen als auch zu Voll­

qualifikationen führen können. 

Die Bausteine als konstitutive Elemente des 

Baukastensystems stellen umfassende, in 

sich abgeschlossene und damit zertifizierbare 

Lerneinheiten dar. Sie haben nachweislich 

hohe Relevanz für Arbeitsplätze, Tätigkeits­

bereiche sowie für die Berufsausbildung und 

Weiterbildung. Gemessen an ihrem Schwie­

rigkeitsgrad sind die Bausteine entweder als 

niveaugleiche, parallele Lerneinheiten (Qua­

lifizierung auf einer Stufe) oder als niveau­

unterschiedliche, aufeinander aufbauende 

Lerneinheiten (Stufenqualifizierung) zu be­

trachten. 

Aufgrund des Zusammenhangs zwischen 

den Bausteinen sind vielfältige, quantitativ 

und qualitativ unterscheidbare Kombinatio­

nen möglich, die von den Interessen und vom 

Entwicklungspotential eines Jugendlichen 

jeweils bestimmt werden sollten. Die Bau­

steine können in einem zeitlichen Zusam­

menhang, aber auch in zeitlichen Intervallen 

durchlaufen werden, d. h., Erst- und Weiter­

qualifizierung können vernetzt werden. Die 

Bausteine lassen sich zur vollen Facharbei­

terqualifikation zusammensetzen. Der Ge­

fahr, daß dieses Ziel verfehlt wird, muß da­

durch begegnet werden, daß das Ziel der 

Ausbildung in einzelnen Bausteinen an der 

Ausbildungsordnung des staatlich anerkann­

ten Ausbildungsberufs und seiner Prüfungs­

anforderungen ausgerichtet ist. Die horizon­

tale und vertikale Anordnung der Bausteine 

sowie ihre inhaltliche Gliederung ermögli­

chen eine besonders effiziente Verknüpfung 

mit der späteren beruflichen Weiterbildung, 

die ohnehin vielfach modularisiert ist und 

werden kann. 

Flexibilisierung 

Durch ein flexibles System von unterschied­

lichen Lerneinheiten lassen sich auch zusätz­

liche Inhalte und Qualifikationen integrieren, 

die im ursprünglichen Ausbildungsplan nicht 

vorgesehen sind. Damit können benachteilig­

te Jugendliche schon während der Ausbil­

dung auf veränderte und aktualisierte Anfor­

derungen der Betriebe reagieren. Es sollte 

auch darüber entschieden werden, ob ver­

schiedene Module in unauflösbare Einheiten 

verbunden werden können. Das erscheint 

notwendig, um die volle Berufsqualifikation 

des Berufsbildes entsprechend dem staatlich 

anerkannten Ausbildungsberuf auch tatsäch­

lich zu erreichen. 

Am Ende des modularisierten Ausbildungs­

gangs gemäß der staatlichen Ausbildungs­

ordnung in einem Beruf sollten die so ausge­

bildeten benachteiligten Jugendlichen in der 

regulären oder Externen-Prüfung bei der 

Kammer ihre volle Facharbeiter- oder Fach-
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angestelltenqualifikation nachweisen und 

durch Zertifikat bestätigt bekommen. 

Die Modularisierung von Ausbildungsgän­

gen für Jugendliche (nicht für junge Erwach­

sene) ist höchst umstritten, weil eine Auflö­

sung des deutschen Berufskonzepts, des Sy­

stems der staatlich anerkannten Ausbildungs­

berufe und letztlich des Dualen Systems be­

fürchtet wird. Dieser Furcht kann nur durch 

behutsames Ausprobieren, das die Kriterien 

des BBiG nicht in Frage stellt, begegnet wer­

den. 

Das Berufsbildungsgesetz und die Hand­

werksordnung verbieten nicht die Differen­

zierung und flexible Gestaltung von Ausbil­

dungsgängen in Bausteine/Module (nur) für 

benachteiligte Jugendliche. Dabei bleibt die 

komplette Facharbeiter-, Gesellen- oder 

Fachangestellten-Qualifikation, nachgewie­

sen in Kammerprüfung und Berufsschul­

zeugnis, unaufgebbares Ziel. Auch ein "ein­

heitlicher" Berufsausbildungsgang kann unter 

diesen Anforderungen in Bausteine geglie­

dert werden. Auch wenn einzelne Bausteine/ 

Module als Teilqualifikation zertifiziert wer­

den, stehen sie unter dem Anspruch und der 

Zielsetzung, die komplette Berufsqualifika­

tion benachteiligter Jugendlicher zu errei­

chen. 

Nach meiner Auffassung kann auch ein mo­

dularisierter Ausbildungsgang für benachtei­

ligte Jugendliche durchaus eine breit ange­

legte berufliche Grundbildung gern. § I Be­

rufsbildungsgesetz berücksichtigen und die 

für die Ausübung einer qualifizierten beruf­

lichen Tätigkeit notwendigen fachlichen Fer­

tigkeiten und Kenntnisse in einem geord­

neten Ausbildungsgang vermitteln. Damit 

stünde eine modularisierte Berufsausbildung 

voll in Einklang mit dem geltenden Berufs­

bildungsgesetz. Das Berufsbildungsgesetz 

und die Handwerksordnung können aber 

auch geändert werden, sie müssen sogar ge­

ändert werden, wenn die gesellschaftliche 

Wirklichkeit den Gesetzestext überholt hat 

und wenn die entsprechenden gesetzlichen 

Regelungen einer zukunftsorientierten, neu­

en Qualifizierungskonzeption für benachtei­

ligte Jugendliche im Weg stehen. 

Berufsschule 

Im Hinblick auf Differenzierung und Indivi­

dualisierung von Berufsbildung benachteilig­

ter Jugendlicher ist die Berufsschule mitent­

scheidend für den Erfolg der Qualifizie­

rungsmaßnahmen. Zugunsten von Benach­

teiligten muß das Fachklassenprinzip weiter 

gelockert und spezifiziert werden. Die Aus­

bildung von benachteiligten Jugendlichen in 

Regelberufsschulen ist zweckmäßiger als in 

Sonderberufsschulen. Stützunterricht ist im­

mer erforderlich. 

Die entscheidende Bedeutung der Berufs­

schule für den Erfolg von Qualifizierungs­

maßnahmen ist vielfach bestätigt. Dabei wird 

die Rolle des "dualen Partners" Berufsschule 

insbesondere auf die Möglichkeiten hin be­

fragt, ob weitere Differenzierung im Hin­

blick auf die Erfordernisse der Ausbildung 

von benachteiligten Jugendlichen möglich 

ist, was als sinnvoll und notwendig konsta­

tiert wird. Ideal, aber aus verschiedenen 

Gründen nicht zu verwirklichen, wäre die 

Einrichtung von "Betriebsberufsschulen" 

bzw. "Trägerberufsschulen", die integriert 

und kombiniert mit der berufspraktischen 

Ausbildung einzurichten wären. Der Stütz­

unterricht muß sich durch eine eigene Didak­

tik und Methodik deutlich vom Regelunter­

richt unterscheiden. 

Kriterien sind: Vereinfachung, Gliederung 

eines Unterrichtsthemas in kleinere Unter­

richtsschritte; Veranschaulichung, Einbau 

von kleinen Experimenten und Anschau­

ungsmitteln in den Unterricht; Erweiterung 

der fachsprachlichen Kompetenz, gezielte 

Übungen, die zum Abschluß der Berufsaus­

bildung notwendig sind und die vom zukünf­

tigen Facharbeiter erwartet werden. 
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Methodenmix 

Auch die novellierten Ausbildungsberufe der 

Neuordnungsphase der letzten Jahre sind ge­

nerell von benachteiligten Jugendlichen er­

lernbar und in den Qualifikationsanforderun­

gen beherrschbar. Die Modernisierung von 

Ausbildungsordnungen verlangt nicht gene­

rell eine Höherqualifizierung, die von Be­

nachteiligten nicht erreicht werden könnte, 

sondern eine ,Anders"-Qualifizierung, die 

von benachteiligten Jugendlichen durchaus 

mit entsprechender differenzierender und in­

dividualisierender Förderung erworben wer­

den kann. Diese Förderung muß ausgebaut 

werden, mit besseren Qualifizierungskonzep­

ten sowie mit besonderen Lehr-/Lernmetho­

den wie Methodenmix von Leittexten bis zur 

Projektmethode. Insbesondere die Kombina­

tion dieser Methoden wird den unterschied­

lichen Teilnehmervoraussetzungen gerecht, 

bewirkt Individualisierung und fördert insge­

samt selbstreguliertes Lernen und Arbeiten. 

Eine solche didaktisch-methodische Grund­

legung wirkt sich positiv auf die Lern- und 

Leistungsbereitschaft sowie -fähigkeit der 

benachteiligten Jugendlichen aus. 

Sozialrechtsschutz 

Auch zweijährige Ausbildungsberufe bieten 

den vollen Sozialrechtsschutz wie drei- und 

längerjährige staatlich anerkannte Ausbil­

dungsberufe, wenn die Tarifvertragsparteien 

das so festlegen (neue Rechtsprechung des 

Bundessozialgerichts). Damit ist auch der so­

zialrechtliche Schutz benachteiligter Jugend­

licher in zweijährigen Berufen zu sichern. 

Ein wesentliches bisheriges Argument gegen 

zweijährige Ausbildungsberufe ist damit ge­

genstandslos geworden. 

Prüfungen 

Zur Verbesserung der Prüfungssituation, der 

Prüfungsformen und -bedingungen für be-



nachteiligte Jugendliche sollte ein eigener 

"Benachteiligtenparagraph" in das BBiG/die 

HwO eingefügt werden. Darin sind Vorschlä­

ge für gesonderte Prüfungsvorschriften auf­

zunehmen, wie Angebot einer zusätzlichen 

mündlichen Prüfung zum Notenausgleich, 

verlängerte Bearbeitungszeit für die theore­

tische Prüfung, erleichternde Formen der 

schriftlichen Prüfung, Anerkennung der be­

standenen praktischen Prüfungen als Teilab­

schluß mit Zertifikat bei nicht bestandener 

theoretischer Prüfung. 

Resümee 

Die Entwicklung eigener Ausbildungsgänge 

für besonders leistungsschwache Jugendliche 

wird nicht befü rwortet, auch nicht, wenn sie 

Anschlußmöglichkeiten an bestehende Aus­

bildungsordnungen bieten. Befürwortet wer­

den aber mehr und neue Ausbildungsordnun­

gen für staatlich anerkannte Ausbildungsbe­

rufe mit konkreter und dauerhafter Verwert­

barkeit auf dem Arbeitsmarkt, Ausbildungs­

berufe, die insbesondere, aber nicht aus­

schließlich für benachtei ligte Jugendliche zu­

gänglich sind und ihr Scheitern in der Ausbil­

dung verhindern helfen. Befürwortet wird 

auch die Flexibilisierung, Individualisierung, 

Binnendifferenzierung und curriculare Ver­

bindung mit Weiterbildung dieser Ausbil­

dungsgänge durch Gliederung in Ausbil­

dungsabschnitte (Module). 

Benötigen wir eine 
Modularisierung der Ausbildung? 

Claudio Haack 

Diplomökonom, Leiter Aus-

und Weiterbildung, Daimler-

Benz Aerospace AG, Mün­

chen 

Karlheinz Müller 

Diplomwirtschaftsingenieur, 

Abteilungsdirektor Bildung, 

AEG Aktiengesellschaf t, 

Frankfurt/Main 

Bernd Weisschuh 

Diplom-Ingenieur ( FH ), 

Leiter Fachgebiet Techno­

logieplanung und Bildungs-

marketing, Mercedes -Benz 

AG, Stuttgart 

Mit den Strukturveränderungen in 

der Wirtschaft als Folge des techni­

schen Fortschritts und internationa­

len Wettbewerbs stellen sich neue 

Anforderungen an die Aus- und Wei­

terbildung in den Unternehmen. Der 

sich kontinuierlich verändernde Qua­

lifikationsbedarf und die Notwen­

digkeit lebenslangen Lernens erfor­

dern mehr Flexibilität und Differen­

zierung sowie höhere Effizienz. ln 

diesem Sinne werden in die aktuellen 

Diskussionen zur Weiterentwicklung 

des Berufsbildungssystems in letzter 

Zeit verstärkt Konzepte einer Modu­

larisierung der Ausbildung einbezo­

gen. Berufsbildungsinitiativen und 

-programme der Europäischen Union 

sowie die Erfahrungen in anderen 

Ländern geben Anlaß, sich damit 

auseinanderzusetzen. 

Methodisch-didaktische oder 
ordnungspolitische Aspekte 

Grundsätzlich ist dieses Thema in der beruf­

lichen Bildung nicht neu. Große Teile der 

Berufsausbildung finden in modularisierter 

Form statt. Damit wird den Anforderungen 

an mehr Flexibilität und Differenzierung un­

ter methodisch-didaktisch sowie organisato­

rischen Gesichtspunkten gezielt Rechnung 

getragen. In den modularen Einheiten wer­

denjeweils Qualifikationen vermittelt, die im 

Zusammenhang eines konkreten Berufsbil­

des stehen und deren Erwerb im Rahmen 

einer Prüfung nachgewiesen werden muß. 
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Neben dieser Modularisierung unter curricu­

laren Aspekten wird verstärkt eine Modulari­

sierung unter ordnungspolitischen Gesichts­

punkten in die Diskussion gebracht. Eine 

Ausbildung in Modulforrn, die auf die jewei­

lige Einzelzertifizierung von Teilqualifikatio­

nen ausgerichtet ist, würde aber den Rahmen 

des Berufskonzepts verlassen. Wenngleich 

mit der Modularisierung durchaus zur Diffe­

renzierung und Flexibilisierung der berufli­

chen Bildung beigetragen werden kann, so 

sind Ausbildungssysteme in Modulform 

prinzipiell der Gefahr der Fragmentierung 

ausgesetzt und - im Hinblick auf den Erwerb 

von Schlüsselqualifikationen - wenig geeig­

net. 

Beruflichkeit 
statt Modularisierung 

In der Facharbeiterqualifikation als ein Kern 

des Berufes werden Fertigkeiten, Kenntnisse 

und übergreifende Qualifikationen zur beruf­

lichen Handlungskompetenz zusammenge­

führt. Für die Entwicklung dieser beruflichen 

Handlungskompetenz kommt der Ausbil­

dung an realen Aufgaben, im aktuellen Be­

triebsgeschehen und im typischen sozialen 

Umfeld eine besondere Bedeutung zu. Hier 

sind berufliche Inhalte konkret und praktisch 

erfahrbar, hier wird das Erfahrungswissen 

weitergegeben, das nicht in Lehrbüchern 

steht und auch in der Ausbildungswerkstatt 

nicht vermittelt werden kann. Hier entwickelt 

sich die weitgehende Selbststeuerung des ei­

genen Handelns, die Übernahme von Verant­

wortung wie auch die Zusammenarbeit in der 

Gruppe im Sinne der berufs- und branchen­

typischen "Spielregeln". 

Aufbauend auf der zielgerichteten Vorberei­

tung der Auszubildenden im Ausbildungs­

bereich fügt sich so die konkrete, ganzheit­

liche Form der Beruflichkeit und des spezifi­

schen beruflichen Handeins zusammen. Die 

Beruflichkeit ist damit mehr als die additive 

Aneinanderreihung von einzelnen Lern­

inhalten. 

Deshalb ist es geboten, zunächst Möglichkei­

ten der Flexibilität im Rahmen des dualen 

Systems selbst auszuloten, bevor Wege zu ei­

ner äußeren Differenzierung im Hinblick auf 

eine gestufte, "modulare" Ausbildungsstruk­

tur beschritten werden. 

Ausbildungsberufe 
mit praktisch-technischem 
Schwerpunkt 

Aus diesem Grund sehen wir im Hinblick auf 

das Potential an Auszubildenden, deren Stär­

ke im wesentlichen auf technisch-prakti­

schem Gebiet Liegen, einen entscheidenden 

Ansatzpunkt zur Gewinnung qualifizierten 

Facharbeiternachwuchses in der Schaffung 

von praxisorientierten Berufsbildern, die von 

dieser Zielgruppe ohne besondere zusätzli­

che Maßnahmen im zeitlichen Rahmen einer 

Facharbeiterausbildung von drei Jahren zu 

erwerben sind. Diese neu zu schaffenden 

Ausbildungsgänge sollen strukturell auf der 

gleichen Ebene wie die anderen Facharbei­

terqualifikationen und Berufe angesiedelt 

sein. 

Die inhaltliche Seite dieser Berufe muß vom 

Ausschnitt her auf die primär im praktischen 

Bereich liegenden Stärken dieser Jugend­

lichen ausgerichtet sein, d. h., die theoreti­

schen Ausbildungsanteile müssen in einem 

engen systematischen Zusammenhang mit 

praktischen Lerninhalten vermittelt werden. 

Ebenso ist der inhaltliche Umfang dieser Aus­

bildungsgänge curricular so zu bemessen, 

daß er von der Zielgruppe in diesem zeit­

lichen Rahmen bewältigbar ist. Aus diesen 

Gründen ist eine Verringerung des Umfangs 

wie der Tiefe theoretischer Ausbildungsan­

teile zugunsten primär praktisch ausgerichte­

ter Inhalte gleichermaßen sinnvoll. Auch 

können die im BBiG vorgesehenen Bestim­

mungen zur Verkürzung bzw. zur Verlänge­

rung der Ausbildungszeit individuell genutzt 

werden. 
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Zu berücksichtigen ist auch, daß durch neue 

Fertigungsstrukturen, veränderte Produkti­

onsabläufe und verstärkt Gruppenarbeit für 

gewerblich-technische Fachkräfte neue Auf­

gaben entstehen. Die Arbeitsorganisation 

nach dem Prinzip der Lean Production führt 

zu flacheren Hierarchien mit integrierten 

Funktionen, die Teamarbeit und Kommuni­

kation erfordern. Die mit diesen Veränderun­

gen verbundenen Qualifikationen müssen 

auch in diese neuen Ausbildungskonzepte in­

tegriert werden. 

Im November 1995 ist zwischen den Sozial­

partnern der Metall- und Elektro-Industrie ei­

ne Vereinbarung getroffen worden - auf der 

Grundlage des in der Neuordnung von 1987 

formulierten Qualifikationsbegriffes - , die 

Berufsausbildung in diesem Bereich mit der 

dargelegten Zielsetzung weiterzuentwickeln 

und gemeinsam mit dem Bundesinstitut für 

Berufsbildung die für den Ordnungsprozeß 

notwendigen Voraussetzungen kurzfristig zu 

schaffen. Die Ausbildung in diesen Berufen 

soll bereits ab 1997 möglich sein. 

Ganzheitlichkeit 
statt Fragmentierung 

Der Vorzug der Einrichtung von Ausbil­

dungsgängen mit praktisch-technischer Aus­

richtung besteht im wesentlichen darin, daß 

sie auf einer Ebene mit anderen Fachberufen 

stehen und nicht - wie es bei einer gestuften 

Ausbildungsstruktur der Fall ist - in einem 

hierarchischen Verhältnis von teilqualifizie­

renden und vollqualifizierenden Berufsaus­

bildungen, das im Kontext sozialer und tarif­

licher Bewertungen leicht zu Diskriminie­

rungen der Absolventen "modularisierter" 

Bildungsgänge führen kann. 

Die Existenz von Berufen mit eindeutig zu­

zuordnenden Qualifikationen stellt überdies 

die Voraussetzung für einen funktionierenden 

Arbeitsmarkt dar, wobei der Qualifikations­

nachfrager wie der Qualifikationsanbieter 

von den gleichen Standards und Inhalten aus­

gehen können. 



Attraktivitätsverbesserung 
nur ohne Diskriminierung 
erreichbar 

Die verschiedentlich vorgetragene Über­

legung, zweijährige Berufsbildungsgänge für 

die Zielgruppe benachteiligter Jugendlicher 

attraktiv zu machen, steht vor dem nicht auf­

lösbaren Dilemma, für eine Ausbildung in 

Berufen werben zu müssen, die im Vergleich 

zur vollen Facharbeiterqualifikation in der 

Hierarchie der betrieblichen Berufe sowie 

der tariflichen Einordnung de facto als 

"zweitklassig" begri ffen werden (müssen). 

Das Berufswahlverhalten von Jugendlichen 

hingegen richtet sich stark an den sozialen 

Bewertungen von Ausbildungsgängen aus. 

Vor diesem Hintergrund kann teilqualifi zie­

renden Ausbildungsgängen, auch wenn sie 

durch den Erwerb zusätzlicher Qualifikatio­

nen in Modulform letztendlich zur vollen 

Facharbeiterqualifikation führen sollen, 

kaum Erfolg beschieden sein. 

Das Berufsbildungssystem verfügt in der 

Vielfalt seines Berufsspektrums bereits über 

eine erhebliche "innere" Differenzierung 

zwischen den Berufsbildern, der Ausbil­

dungsintensität, der Vermittlungsbreite und 

-tiefe sowie auch bei den faktischen - nicht 

formellen - Zugangsvoraussetzungen für be­

stimmte Ausbildungsberufe. Diese im Sy­

stem bereits angelegten Optionen gilt es zu 

nutzen! 

15 Jahre Benachteiligtenförderung 
-eine Zwischenbilanz 

Peter-Werner Kloas 

re1: pol., Diplomvolks-

wirt I Diplombetriebswirt, 

Leiter der Abteilung 1.2 

"Qualifikationsstrukturen 

und Berufsbildungsstatistik" 

im Bundesinstitut für Be­

rufsbildung, Berlin 

Das Benachteiligtenprogramm {AFG 

§ 40c) hat wesentlich zur bundes­

weiten Verankerung des sozialpäd­

agogischen Förderansatzes in der 

Zusammenarbeit von Ausbildern, So­

zialarbeitern und Lehrern beigetra­

gen. Es hat dies unter Einbindung in 

das normale Ausbildungssystem -

d. h. ohne Stigmatisierung als Son­

dermaßnahme, ohne Sonderberufe 

und ohne Sonderprüfung - erreicht. 

Vor dem Hintergrund dieser positi­

ven Aspekte geht der folgende Bei­

trag der Frage nach, wie tragfähig 

der Förderansatz ist, um auch den 

zukünftigen Aufgaben der Benach­

teiligtenförderung gerecht zu wer­

den. Die Kennzeichnung als "Zwi­

schenbilanz" soll deutlich machen, 

daß angesichts der ungelösten Pro­

bleme noch viel zu tun ist, aber auch, 

daß der Ansatz als ein gutes Funda­

ment betrachtet wird, mit dem sich 

die Aufgaben der nächsten Jahre be­

wältigen lassen. 

Anspruch "Ausbildung für alle 
Jugendlichen" ernst nehmen 

Zur Einschätzung der noch ungelösten Pro­

bleme der Benachteiligtenförderung und der 

Tragfähigkeit des Förderansatzes für die Be­

wältigung zukünftiger Aufgaben wird das -

angesichts fehlender Ausbildungsplätze et­

was in Vergessenheit geratene - Ziel ,Ausbil­

dung für alle Jugendlichen" als Bewertungs­

und Orientierungsmaßstab herangezogen. 
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Das Ziel ,,Ausbildung für alle" ist zwar nicht 

gesetzlich verankert, aber doch -auch unaus­

gesprochen - die tragende Motivation für al­

le, die sich in der Benachteiligtenförderung 

engagieren - z. B. in der Berufsorientierung 

und -beratung, der Ausbildungsvorbereitung, 

der sozialpädagogisch orientierten Ausbil­

dung, den ausbildungsbegleitenden Hilfen 

oder der Mitarbeiterfortbildung. Oft wird 

auch der Anspruch ,,Ausbildung für alle" 

durch den Zusatz eingeschränkt " ... soweit 

sie dazu in der Lage sind", was durchaus wi­

dersprüchlich interpretiert werden kann. Im 

positiven Sinne bedeutet "Lage" Ergebnis ei­

nes Prozesses, der in der Weise beeinflußbar 

ist, daß immer mehr Jugendliche durch ge­

zielte Förderung zur Ausbildung fähig wer­

den. Diese Förderung ist aufwendig, sie ko­

stet Geld. Im negativen Sinne wird "Lage" 

statisch betrachtet: Schulabgänger, die auf­

grund ihrer Lebensumstände und Lernvor­

aussetzungen vermuten lassen, daß sie ohne 

zusätzliche Förderung eine Ausbildung nicht 

durchstehen, werden als "nicht ausbildungs­

fähig" ausgegrenzt. Daß diese Sichtweise 

immer dann Konjunktur hat, wenn die Fi­

nanzmittel besonders knapp sind, brauche 

ich nicht besonders zu betonen. 

Pädagogisch gerechtfertigt ist allein die pro­

zessuale Betrachtung. Wir sollten einen 

wachsenden Anteil von Schulabgängern -

gerade auch benachteiligte Jugendliche - in 

die Lage versetzen, über eine qualifizierte 

Ausbildung den Einstieg in das Beschäfti­

gungssystem zu erreichen. Wie weit sind wir 

von der Einlösung dieses Anspruchs ent­

fernt? Was können, was sollten wir in unse­

ren Wirkungsbereichen unternehmen, um 

diesem Ziel näherzukommen? 

Wie wichtig eine qualifizierte Berufsausbil­

dung ist, zeigt sich unmittelbar in der umge­

kehrten Situation, nämlich dann, wenn der 

anerkannte Berufsabschluß fehlt: die Pro­

bleme von Personen ohne abgeschlossene 

Berufsausbildung sind vorgezeichnet: Sie 

sind häufiger und länger arbeitslos. Soweit 

sie einer Arbeit nachgehen, sind ihre Be­

schäftigungsverhältnisse besonders gefähr­

det. In den nächsten 15 Jahren wird sich der 

Bedarf der Wirtschaft an Einfachqualifikatio­

nen halbieren. Knapp drei Millionen Arbeits­

plätze für Personen ohne formalen Berufsab­

schluß werden wegfallen. 1 Von dem gleich­

zeitig prognostizierten Zuwachs an an­

spruchsvolleren Arbeitsplätzen können An­

und Ungelernte nicht profitieren, weil sie 

ohne Basisqualifikation auch von Weiterbil­

dung ausgeschlossen sind. 

Wie soll darauf reagiert werden? Auch hier 

hilft ein Blick auf die Gruppe derjenigen, die 

ohne Berufsausbildung geblieben sind. 2 Die 

gegenwärtigen und zukünftigen Handlungs­

felder werden erkennbar, wenn wir die Ursa­

chen der Ausbildungslosigkeit näher analy­

sieren. Diese liegen hauptsächlich in 

• einer stärkeren Bewerberselektion zu La­

sten leistungsschwächerer Schulabgänger, 

sozial auffälliger Jugendlicher und stigmati­

sierter Gruppen, wenn das Ausbildungsplatz­

angebot global, regional oder berufsspezi­

fisch unzureichend ist (rd. ein Viertel der jün­

gerenUn-und Angelernten hat sich erfolglos 

um Ausbildungsplätze bemüht) 

• einer Joborientierung von Teilen der 

Schulabgänger, die hinsichtlich der Berufs­

wahl orientierungslos sind oder aufgrund ne­

gativer Schul-Lern-Erfahrungen keine Aus­

bildung beginnen wollen, sich keine Ausbil­

dung zutrauen (rd. die Hälfte der jüngeren 

Erwachsenen ohne Berufsabschluß rechnet 

zu den sog. Ausbildungsverzichtern, die sich 

- zum Teil auch wegen eines fehlenden An­

gebotes - nicht um einen Ausbildungsplatz 

bemühten) 

• einem unzureichenden Förderangebot für 

diejenigen, die zwar eine Ausbildung begon­

nen haben, dann aber wegen persönlicher 

Notlagen, Lernschwierigkeiten oder anderer 

Probleme und Konflikte ihre Ausbildung er­

satzlos abbrechen (rd. ein Viertel der jünge­

ren Erwachsenen ohne Berufsabschluß sind 

Ausbildungsabbrecher). 
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Diese hier nur kurz skizzierten Ergebnisse 

zeigen, daß präventiv alles getan werden 

muß, um ausreichend Ausbildungsplätze in 

zukunftsträchtigen Beschäftigungsbereichen 

zur Verfügung zu stellen und die berufliche 

Orientierung, Ausbildungsvorbereitung und 

Ausbildung von Schulabgängern zu verbes­

sern. 

Es reicht nicht aus, mit Blick auf die Ursa­

chen der Probleme von Un- und Angelernten 

sinnvolle Förderstrategien ausschließlich für 

zukünftige Jahrgänge von Schulabgängern 

zu entwickeln. Die heute bereits "real existie­

rende" Gruppe der Un- und Angelernten -

rund 1,6 Millionen allein in der Altersgruppe 

der 20- bis 29jährigen - muß selbst ins Blick­

feld der Benachteiligtenförderung rücken. 

Sie brauchen eine ergänzende "zweite Chan­

ce", die gangbare Wege aufzeigt, wie Perso­

nen, die bisher ohne formalen Berufsab­

schluß geblieben sind, einen verwertbaren 

Ausbildungsabschluß nachholen können 

(Nachqualifizierung). 

Präventive Ansätze in 
der Benachteiligtenförderung 
weiter ausbauen 

Da Prävention nie früh genug einsetzen 

kann, müssen wir uns zunächst auf das Wir­

kungsfeld beruflicher Bildung einigen. Es 

liegt auf der Hand, daß das Berufsbildungs­

system zur Vermittlung beruflicher Hand­

lungskompetenz Entscheidendes beitragen 

kann. Es kann aber Unzulänglichkeiten in 

den vor-, neben- und nachgelagerten Soziali­

sations- und Lernbereichen von allgemein­

bildender Schule, Familie und Peergroups 

nicht gänzlich auffangen. Auch restriktive 

Bedingungen im nachgelagerten Beschäfti­

gungssystem - wie geringe Übernahmechan­

cen nach der Ausbildung oder fehlende Auf­

stiegschancen im Beruf - beeinträchtigen be­

rufliche Bildungsprozesse, weil sie negativ 

auf die Ausbildungsmotivation wirken. 3 



Mit Blick auf die prinzipiellen Grenzen des 

beruflichen Bildungssystems geht es hier zu­

nächst um die Präventivstrategie, von Anfang 

an 

• möglichst alle Schulabgänger durch das 

Berufsbildungssystem zu erreichen (Orien­

tierung auf Ausbildung + Berufsberatung + 
Ausbildungsplatz) 

• die Jugendlichen bestmöglich zu fördern 

(durch ausbildungsvorbereitende Maßnah­

men, Ausbildung in sozialpädagogisch orien­

tierten Berufsbildungseinrichtungen, indivi­

duelle Förderung in der Berufsschule, ausbil­

dungsbegleitende Hilfen für betriebliche 

Ausbildungsplätze) und- was fast gleichbe­

deutend ist, 

• ersatzlose Ausbildungsahbrüche und Prü­

fungsversagen zu verhindern. 

Aus der Sicht von Experten4 liegen die Stol­

persteine auf dem Weg zum Berufsabschluß 

vor allem im mangelnden Zugang zur Aus­

bildung. Besorgniserregend ist auch die hohe 

Rate endgültiger Ausbildungsabbreeher (ein 

Viertel der 20- bis 24jährigen, die ohne Aus­

bildung geblieben sind, hat eine solche zwar 

begonnen, sie dann aber nicht zu Ende ge­

führt) , was darauf hindeutet, daß die Förder­

bedingungen im dualen System - in den Be­

trieben, außer- I überbetrieblichen Einrich­

tungen und Berufsschulen - noch unzuläng­

lich sind. 5 

Zugang zum Ausbildungssystem 
verbessern 

Um die Zugangsquote zur Ausbildung zu er­

höhen, muß die ausbildungsbezogene Wert­

orientierung (Ausbildungsmotivation) der 

Jugendlichen und ihre Fähigkeit zur Aufnah­

me einer Berufsausbildung gesteigert wer­

den. Schulabgänger müssen (wieder) erken­

nen, daß es zur Berufsausbildung keine Al­

ternative gibt, daß Jobs verlorengehen kön­

nen, eine qualifizierte berufliche Basisquali­

fikation demgegenüber mit dem persönlichen 

Arbeitsvermögen lange verbunden bleibt 

und darüber hinaus auch die Initialqualifika­

tion für berufliche Weiterbildung darstellt -

für das so oft geforderte lebenslange Lernen. 

Dabei stellt sich die Frage, ob diese Orientie­

rung auf Ausbildung heute in der allgemein­

bildenden Schule und in den Medien ausrei­

chend vermittelt wird und ob Familien, die 

selbst von Arbeitslosigkeit betroffen sind, 

dies deutlich machen können. 

I Zur Berufsausbildung 
gibt es 

keine Alternative 

Zu fragen ist auch, ob Politiker, Wissen­

schaftler und Unternehmer, die vorschnell 

von der Krise des dualen Systems reden, dem 

Wertverlust von Ausbildung nicht sogar Vor­

schub leisten. Zur Ausbildungsmotivation 

gehört auch das Vertrauen in die Möglichkeit, 

einen Ausbildungsplatz zu finden, und das 

Wissen und Vertrauen, bei Bedarf auch ge­

zielte individuelle Fördermöglichkeiten in 

Anspruch nehmen zu können, um Hinder­

nisse, die einer Ausbildungsaufnahme zu­

nächst entgegenstehen können, aus dem Weg 

zu räumen. Wie sollen Jugendliche dieses 

Vertrauen entwickeln, wenn sie tagtäglich 

den Ausbildungsplatzmangel vor Augen ge­

führt bekommen und namhafte Industrie­

betriebe, die in der Vergangenheit für eine 

moderne Berufsausbildung standen, jetzt mit 

kurzfristigem betriebswirtschaftliehen Kosten­

kalkül Ausbildungsplätze in noch stärkerem 

Ausmaß abbauen als Arbeitsplätze. 

Welches Vertrauen in persönliche Hilfestel­

lungen und Förderung sollen sie haben, wenn 

der wichtigste Förderbereich - die sozialpäd­

agogisch orientierte außerbetriebliche Aus­

bildung nach AFG § 40c - unter der pau­

schalen Kritik an Ersatzausbildungsplätzen 

außerhalb der Betriebe leidet. Jeder, der die 

außerbetriebliche Berufsausbildung in den 

neuen Bundesländern kritisiert, sollte die 

Differenzierung nicht vergessen, daß er da­

mit die Ersatzausbildungsstätten für fehlende 

betriebliche Ausbildungsplätze (Gemein­

schaftsinitiative von Bund und Ländern) 

meint und nicht Ausbildungsplätze im Be­

nachteiligtenprogramm, die auch bei ausrei­

chendem betrieblichen Ausbildungsplatz­

angebot für Jugendliche, die besondere Hil­

fen benötigen, erforderlich sind. 

Alle, die heute in dem ausbildungsvorgela­

gerten Bereich arbeiten, wissen, daß die Aus­

bildungsorientierung und die Entwicklung 

der Fähigkeiten der Jugendlichen für die 

Aufnahme einer solchen Ausbildung ein sehr 

zersplitterter Prozeß zwischen den Akteuren 

in Schule, in Berufsberatung, in Jugendsozi­

alarbeit etc. ist. Kooperation hängt immer 

noch von Privatinitiative ab, institutionali­

sierte Regelungen - zwischen Schule, Ar­

beitsverwaltung und Jugendberufshilfe- exi­

stieren erst in Ansätzen. Sie wären aber wich­

tig, um dem Kooperationsengagement den 

Rücken zu stärken. 

Auf der anderen Seite werden in der Ausbil­

dungsvorbereitung Prozesse zusammenge­

faßt, die nicht zusammengehören. Besonders 

beim schulischen Berufsvorbereitungsjahr 

gehen zwei Zielsetzungen- Ausbildungsvor­

bereitung und Ausbildungsersatz- durchein­

ander. 

Der daraus folgende Kompromiß bedient 

beide BVJ-Zielgruppen- die Schulabgänger, 

die für die Aufnahme einer Ausbildung be­

sonders gefördert werden müßten, und die 

Schulabgänger, die zur Ausbildungsaufnah­

me fähig sind, aber aufgrund fehlender Aus­

bildungsplätze im BVJ "geparkt" werden -

unzureichend. Richtig wäre es - ähnlich wie 

in der außerbetrieblichen Berufsausbildung 

in den neuen Bundesländern, wo die AFG­

geförderten und die über die Gemeinschafts­

initiative geförderten Ausbildungsplätze 

(zumindest von den Programmansätzen her) 

nicht vermischt werden - zwischen Maßnah­

men für benachteiligte Jugendliche und für 
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sogenannte marktbenachteiligte Jugendliche 

zu unterscheiden. Die schulischen Berufs­

vorbereitungsmaßnahmen sollten getrennt 

organisiert werden 

• als ausbildungsvorbereitende Maßnahmen 

für Schulabgänger, die unabhängig vom Aus­

bildungsplatzangebot besonders gefördert 

werden müssen, um eine Ausbildung aufneh­

men zu können und 

• als auf die Ausbildungszeit amechenbares 

Berufsgrundbildungsjahr für Schulabgänger, 

die allein wegen fehlender Ausbildungsplät­

ze ein Jahr überbrücken müssen. 

Differenzierungsmöglichkeiten 
nutzen - keine Sonderberufe für 
Benachteiligte schaffen 

Unter dem Gesichtspunkt der Differenzie­

rung ist vorweg auf ein Thema einzugehen, 

das auch seit 15 Jahren diskutiert wird: die 

Frage, ob Berufseinstiegsprobleme von be­

nachteiligten Jugendlichen nicht durch be­

sondere Ausbildungsberufe für diesen Perso­

nenkreis, durch einfachere, sog. theoriege­

minderte und/oder zeitlich verkürzte Ausbil­

dungsgänge gelöst werden könnten. Ich ver­

trete eindeutig das Berufskonzept und setze 

mich für das Festhalten an vollwertigen und 

bundeseinheitlichen Ausbildungsabschlüssen 

ein. Gleichwohl muß es eine Antwort auf die 

Frage "alles oder nichts" für diejenigen Ju­

gendlichen geben, die trotz bester Förderung 

diesen Ausbildungsabschluß nicht schaffen. 

Diese Antwort kann aber nicht in Sonderbe­

rufen liegen, wohl aber in einem modularen 

Zertifizierungsverfahren unter Beibehaltung 

des deutschen Berufskonzepts. 

Das Ziel, allgemein anerkannte - und nicht 

auf bestimmte Teilgruppen zugeschnittene -

Ausbildungsabschlüsse zu vermitteln, läßt 

sich mehrfach begründen: 

• Im Gegensatz zu gruppenspezifischen Be­

rufen (belegbar ist das am Beispiel der Hei­

terberufe für Behinderte nach § 48 Berufsbil-

dungsgesetz) weisen allgemein geltende Be­

rufsabschlüsse mehr Transparenz für Arbeit­

geber und Arbeitnehmer auf. Dies erleichtert 

die Verständigung über vorhandene und 

nachgefragte berufliche Kompetenzen und 

damit den "Findungsprozeß" auf dem Ar­

beitsmarkt sowie die tarifliche Eingruppie­

rung. 

• In den englischsprachigen Ländern wird 

Ausbildungsabschluß mit "initial qualifica­

tion" übersetzt. Der Begriff "Initialqualifika­

tion" bezeichnet ein wichtiges Merkmal, das 

durch den Berufsabschluß gewährleistet sein 

muß, aber durch Qualifikationen unterhalb 

des Niveaus vollwertiger Abschlüsse in aller 

Regel nicht vermittelt wird: der Arbeitneh­

mer muß mit seiner Ausbildung die Kompe­

tenz zum Weiterlernen, zur Bewältigung be­

ruflicher Veränderungen etc. erworben haben. 

Mit Abschlüssen zweiter Klasse wird diese 

Initialqualifikation nicht erreicht. 

• Vollwertige Berufsabschlüsse versprechen 

- dies gilt zumindest für die neugeordneten 

Berufe - ein Mindestmaß an sozialer Kom­

petenz und an Methodenkompetenz. Beides 

sind Anforderungen, die im Arbeitsleben zu­

nehmend wichtiger werden, aber nicht mit 

Schmalspurausbildung erlernbar sind. 

• Das breite Spektrum der 370 Ausbildungs­

berufe zeigt trotz der formalen Normierung 

als Facharbeiter/ -in bzw. Fachangestellte(r), 

daß mit den Ausbildungsgängen eine Vielfalt 

unterschiedlicher Anforderungen verbunden 

sind. Das Spektrum kann genutzt werden, 

um den ebenfalls differenzierten Lernvoraus­

setzungen und Lernwegen von Jugendlichen 

entgegenzukommen. 

• Nicht zuletzt bieten vollwertige Berufsab­

schlüsse Rechte, die mit minderwertigen Ab­

schlüssen nicht verbunden sind. Das betrifft 

den sozialversicherungsrechtlichen Schutz 

(die Grenze liegt bei zweijähriger Ausbil­

dungszeit), die Zumutbarkeitsregelung bei 

der Arbeitsvermittlung sowie zukünftige 

Rechte, die im Zuge der Gleichwertigkeits­

debatte von allgemeiner und beruflicher Bil­

dung für den vollwertigen Berufsabschluß 

eingefordert werden. 
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Das Festhalten an vollwertigen Ausbildungs­

abschlüssen bezieht sich auf das formal ein­

heitliche Niveau, d. h., es schließt die Verän­

derbarkeil der Berufsbilder nicht aus. Sollte 

sich im Zeitablauf durch eine tragfähige 

Nachfrage im Beschäftigungssystem zeigen, 

daß bestimmte Qualifikationsbündel, die 

• quer zu heute anerkannten Berufsab­

schlüssen liegen, 

• über diese hinausreichen oder 

• eine Entfrachtung dieser Berufsabschlüsse 

nahe legen, 

gute Chancen auf dem Arbeitsmarkt verspre­

chen, so kann dies perspektivisch zur Moder­

nisierung bzw. Neuordnung von Berufen bei­

tragen, auch zur Festlegung neuer Berufe und 

neuer Berufsabschlüsse. Entscheidend ist, 

daß Berufsprofile immer aus der Perspektive 

des Arbeitsmarktes heraus entwickelt wer­

den, d. h. solche Qualifikationen beinhalten, 

die auf dem Arbeitsmarkt (voraussichtlich) 

nachgefragt werden. Die Leistungsfähigkeit 

von Schulabgängern muß dabei natürlich 

auch eine Rolle spielen, sie darf aber das Ar­

beitsmarktkriterium nicht außer Kraft setzen. 

Wenn sich bei der Neuordnung von Berufen 

Qualifikationen so zusammenfügen lassen, 

daß sie im Beschäftigungssystem längerfri­

stig nachgefragt werden, gleichzeitig aber 

auch von Gruppen erlernbar sind, die gerin­

gere schulische Voraussetzungen mitbringen, 

ohne diesen Gruppen speziell vorbehalten zu 

sein, so ist dies nur zu begrüßen (Beispiel 

Gerüstbauer). Auch Konzepte der Stufenaus­

bildung sollten nicht unbedingt verdammt 

werden, wenn seitens der Ausbildungsbetrie­

be und Ausbildungseinrichtungen die organi­

satorischen Bedingungen für die Aufbaustu­

fen garantiert werden. Bei Stufenberufen und 

bei anderen Berufen mit einer Ausbildungs­

zeit unter drei Jahren ist- wie bei drei- und 

dreieinhalbjährigen Berufen - sicherzustel­

len, daß neben der Fachqualifikation auch die 

notwendige Sozial- und Methodenkompe­

tenz vermittelt wird. Ebenso muß der Berufs­

abschluß den Anforderungen einer Initial­

qualifikation genügen (Basis zum Weiter­

lernen). 



Die bisherigen Erfahrungen mit Berufsbil­

dern, die ausschließlich für bestimmte Grup­

pen von Schulabgängern geschaffen wurden, 

zeigen, daß die Verwertungsmöglichkeiten 

auf dem Arbeitsmarkt äußerst ungünstig 

sind. Absolventen dieser Berufe stehen oft 

nicht besser da als Gleichaltrige, die ohne je­

de Berufsausbildung geblieben sind. 6 Für das 

subjektive Leistungsgefühl der Jugendlichen 

ist der Erwerb eines solchen ,,Abschlusses" 

sicher förderlich. Das Erfolgserlebnis ließe 

sich aber auch über ein - als Alternative ge­

dachtes- Zertifizierungsverfahren unter Bei­

behaltung vollwertiger Ausbildungsgänge er­

reichen. 

Mehrere Forschungsberichte 7 weisen darauf 

hin, daß es übedegenswert wäre, unter Bei­

behaltung eines formal einheitlichen Ab­

schlußniveaus zu einer Verlängerung der 

Ausbildungszeiten und zu differenzierten 

Prüfungsformen zu gelangen. Damit könnten 

Handicaps von Jugendlichen ausgeglichen 

werden, die etwas mehr Zeit für ihre Ausbil­

dung benötigen oder durch die normale Prü­

fungssituation besonders belastet, obwohl sie 

im Arbeitsprozeß voll leistungsfähig sind. 

Beispiele hierfür sind u. a. eine stärkere Nut­

zung der Möglichkeiten zur Verlängerung der 

Ausbildung (nicht erst nach gescheiterter 

Prüfung), Zeitverlängerung in der Prüfung, 

Ersatz der schriftlichen Prüfung durch eine 

mündliche, wenn die fachpraktischen Lei­

stungen gut sind, oder die Prüfung in vertrau­

ter Umgebung bzw. mit vertrauten Personen. 

Bevor die Frage beantwortet wird, wie man 

benachteiligten Jugendlichen, die trotz aller 

Fördermaßnahmen, Zeit- und Prüfungsdiffe­

renzierung den anerkannten Ausbildungsab­

schluß nicht schaffen, dennoch etwas Ver­

wertbares mitgeben kann, soll auf die klassi­

schen Handlungsfelder der Benachteiligten­

förderung in der Berufsausbildung eingegan­

gen werden, auf die außerbetriebliche Aus­

bildung, auf die betriebliche Ausbildung, auf 

die betriebliche Ausbildung mit ausbildungs­

begleitenden Hilfen und auf den Partner Be-

rufsschule. Hier hat sich - durch die 

15jährige Praxis- ein breiter Fundus an ge­

eigneten Problemlösungskonzepten entwik­

kelt. Nicht zuletzt durch Modellversuche und 

empirische Untersuchungen wissen wir auch, 

wo noch Umsetzungslücken bestehen. 

I Abbruchrate 
im dualen System 

verlangt 
Gegensteuerung 

Experten8 sehen vor allem in der betrieb­

lichen Ausbildung benachteiligter Jugend­

licher (bzw. bei den ausbildungsbegleitenden 

Hilfen) und im noch stärkeren Maße im Be­

reich der Berufsschule den größten Nachhol­

bedarf. Zu wünschen wäre, daß anerkannten 

Konzepten der Sozialpädagogik im stärkeren 

Maße als bisher durch einen binnendifferen­

zierten Unterricht in der Berufsschule Rech­

nung getragen werden könnte und daß ent­

sprechende Methoden auch einen höheren 

Stellenwert in der Aus- und Weiterbildung 

der Berufsschullehrer erlangen. 

Die hohe Abbruchrate im dualen System ver­

langt ebenfalls nach Gegensteuerung. Ein 

Handlungsfeld ist in diesem Zusammenhang 

bereits angesprochen: durch motivierende 

Lernmethoden und eine bessere individuelle 

Förderung der Jugendlichen können Berufs­

schule und Ausbildungsbetriebe/ -einrich­

tungen viel zur Reduzierung der Abbruch­

quoten beitragen. Daneben wäre es bei dro­

hender Abbruchgefahr angebracht, nicht nur 

die rechtzeitige Beratung der Beteiligten 

(Auszubildenden, Ausbilder, Lehrer u. a.) si­

cherzustellen, sondern auch eine Fortsetzung 

der Ausbildung an anderem Ort in den Fällen 

zu gewährleisten, wo dies heute aufgrund 

von nicht lösbaren Konflikten zwischen 

Lehrling und Ausbilder im Betrieb scheitert. 

Dies ist vor allem in Kleinbetrieben häufig 

der Fall, weil dort keine personellen ,,Aus-

weichmöglichkeiten" bestehen. Für die Ju­

gendlichen, die auch in anderen Betrieben ih­

re Ausbildung nicht fortsetzen können, sollte 

die Möglichkeit eröffnet werden, in außerbe­

trieblichen Ausbildungseinrichtungen nach 

AFG § 40c zur Abschlußprüfung zu gelan­

gen. 

Wenn der ersatzlose Ausbildungsabbruch 

nicht vermeidbar, eine Anmeldung zur Prü­

fung nicht realistisch ist oder eine Abschluß­

prüfung nicht bestanden wird, muß ein Weg 

gefunden werden, um aus dem bisherigen 

"alles oder nichts" - in diesem Falle "nichts" 

- zu einem Zertifizierungsverfahren zu kom­

men, das es ermöglicht, die bis dahin erwor­

benen Kompetenzen systematisch und trans­

parent so festzuhalten, daß eine möglichst 

gute Verwertung dieser Qualifikationen sicher­

gestellt ist. Wie könnte ein solches Verfahren 

aussehen? 

Stellen wir uns vor, der Ausbildungsbetrieb 

bzw. die Ausbildungseinrichtung wäre bei je­

der Auflösung eines Ausbildungsvertrages 

bzw. bei Nichtbestehen der Abschlußprüfung 

verpflichtet, einen Qualifizierungspaß auszu­

stellen, der nach einer einheitlichen und ver­

bindlichen Systematik die erworbenen Qua­

lifikationen nach vorangegangener Lei­

stungsbewertung (z. B. durch Arbeitsprobe, 

Prüfungsgespräch) festhält Die Systematik 

ergibt sich aus den in der Ausbildungsord­

nung in der Anlage 1 (Ausbildungsrahmen­

plan) beschriebenen Positionen des Berufs­

bildes (welche wir auch als Module bezeich­

nen können). Aus dem Qualifizierungsnach­

weis wird erkennbar, welche Berufsbildposi­

tionen/Module erworben wurden bzw. für 

das komplette Berufsbild noch fehlen. Auch 

evtl. über das Berufsbild hinausgehende Zu­

satzqualifikationen können so festgehalten 

werden. Ein solcher Qualifizierungspaß und 

ein solches Zertifizierungsverfahren hätte 

zwei Effekte: einen unmittelbaren und einen 

mittelbaren. Bei einer anschließenden Ar­

beitsaufnahme wäre klar erkennbar, wo der 

Jugendliche auf dem Weg zum anerkannten 
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Ausbildungsabschluß steht. Bei einem später 

ggf. anschließenden Bildungsprozeß (z. B. 

Nachqualifizierung im Rahmen einer Be­

schäftigungsförderung) wäre identifizierbar, 

welche Qualifikationen zugrunde gelegt wer­

den können und welche noch zu vermitteln 

sind. Im Rahmen von Modellversuchen wird 

dieses Verfahren gegenwärtig erprobt. 9 Die 

bisherigen Erfahrungen - z. B. hinsichtlich 

der Zulassung zur Externenprüfung - lassen 

vermuten, daß es mehr Transparenz auf dem 

Arbeitsmarkt schafft, als neue Spezialkrea­

tionen von Helferberufen und ähnlichen 

zweitklassigen Abschlüssen. 

Bisher ging es um die - präventive - Förder­

strategie, wie Schulabgänger von Anfang an 

auf Ausbildung hin orientiert werden können 

und verwertbare Ausbildungsabschlüsse er­

reichen. Wir brauchen aber auch eine ergän­

zende Förderstrategie, sozusagen eine zweite 

Chance zum Berufsabschluß für diejenigen, 

die in der ersten Runde ohne Ausbildung ge­

blieben sind. 

Nachholen von Ausbildungs­
abschlüssen im Verbund mit 
Beschäftigung als festes 
Förderprogramm einrichten 

Der Personenkreis, der ohne formalen Be­

rufsabschluß geblieben ist, setzt sich sehr un­

terschiedlich zusammen. Er umfaßt Beschäf­

tigte und Arbeitslose, Ausländer und Deut­

sche, sowohl leistungsschwächere als auch 

lernerfahrene Personen. 10 Nicht nur viele äl­

tere Erwerbspersonen - hier vor allem weib­

liche - weisen keinen Berufsabschluß auf. 

Auch von den jüngeren ist ein hoher Anteil 

ohne Ausbildung geblieben. 

Die heutigen Weiterbildungsmaßnahmen 

nach dem AFG leisten zur Nachqualifizie­

rung von Un- und Angelernten nur einen be­

grenzten Beitrag, weil sie bestimmte - auch 

quantitativ bedeutsame - Teilgruppen nicht 

ausreichend einbeziehen. Einschränkend 

wirken die Zugangsvoraussetzungen, die das 

Nachholen eines Abschlusses, z. B. über eine 

Umschulung für Beschäftigte, unattraktiv 

machen, als auch die Organisation der Quali­

fizierungsmaßnahmen. Der zur Verfügung 

stehende Zeitrahmen reicht meist nicht aus, 

und die Lernformen und -methoden sind oft 

zu wenig differenziert, um auch lernunge­

wohntere Personengruppen unter den Un­

und Angelernten erfolgreich einbeziehen zu 

können. Ein besonders motivierendes Lernen 

im Verbund mit konkreter Arbeit ist i. d. R. 

nicht vorgesehen. 

Um auch weitere Teilgruppen nachqualifizie­

ren zu können, ist deshalb eine ergänzende 

Förderstrategie notwendig, die eine Qualifi­

zierung im Verbund mit Beschäftigung- d. h. 

berufsbegleitend - erlaubt und den Nutzen 

des Arbeitsplatzes als "Lernfeld" stärker als 

. bisher in den Vordergrund stellt. Praxisbei­

spiele, die vom BIBB dokumentiert 

wurden 11
, lassen erkennen, daß entsprechen­

de Verbundansätze von Beschäftigung und 

Qualifizierung erfolgversprechend sind. 

Auch besteht bei Un- und Angelernten ein 

hoher Bedarf an solchen Qualifizierungs­

und Beschäftigungsverhältnissen. Aus zwei 

Erhebungen läßt sich ableiten 12 , daß ein Vier­

tel der Un- und Angelernten über die Kombi­

nation von Lernen am Arbeitsplatz und be­

gleitender Qualifizierung nachträglich einen 

Berufsabschluß erwerben würden - ein ent­

sprechendes Angebot vorausgesetzt. 

Leider scheitern erfolgversprechende Ansät­

ze des Nachholens von Berufsabschlüssen im 

Verbund mit Beschäftigung oft an den Rah­

menbedingungen, insbesondere an der 

Schwierigkeit, aus den verschiedenen För­

derprogrammen von Bund, Ländern und Eu­

ropäischer Union ein tragfähiges Finanzie­

rungsmix zustande zu bringen. Hinderlich 

wirken insbesondere die unzureichende Ab­

stimmung zwischen Beschäftigungs- und 

Qualifizierungszielen in den verschiedenen 

Förderprogrammen sowie die geringere fi-
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nanzielle Förderung von Qualifizierungszei­

ten im Vergleich zu Beschäftigungszeiten. 

Auch werden die Regelungen des Berufsbil­

dungsgesetzes und der Handwerksordnung 

(z. B. zur Externen-Prüfung) nicht in ausrei­

chendem Maße genutzt. 

Bei der inhaltlichen Gestaltung und der Or­

ganisation von abschlußbezogenen Nachqua­

lifizierungsmaßnahmen im Verbund mit Be­

schäftigung wirken sich vor allem Transfer­

und Kooperationsprobleme hinderlich aus. 

Zwar engagieren sich einige Träger und In­

stitutionen z. B. bei der Ausarbeitung von 

Curricula für die verschiedenen Lernorte, der 

Gestaltung von Arbeitsaufgaben nach Lern­

gesichtspunkten, der Entwicklung von aus­

bildungsunterstützenden Medien oder der 

Schulung von Ausbildern und Anleitern. Die 

Zusammenarbeit zwischen den Akteuren ist 

aber noch unzureichend, sowohl regional und 

erst recht überregional: Bestimmte Berufsfel­

der bleiben ausgespart, in anderen wird Dop­

pelarbeit geleistet. Der Transfer der Ergeb­

nisse erfolgt schleppend. 

Der aus Tarifpartnern, Bundes- und Länder­

vertretern paritätisch zusammengesetzte 

Hauptausschuß des Bundesinstituts für Be­

rufsbildung will die Umsetzungsprobleme 

angehen, dazu beitragen, daß die Rahmenbe­

dingungen für Verbundmaßnahmen von Qua­

lifizierung und Beschäftigung, die auf das 

Nachholen anerkannter Berufsabschlüsse 

zielen, verbessert und Hilfestellungen bei der 

Organisation und Ausgestaltung der Maß­

nahmen gegeben werden. Er verabschiedete 

zu Jahresbeginn konkrete Empfehlungen, 

wie Beschäftigte und Arbeitslose, die ohne 

formalen Berufsabschluß geblieben sind, ei­

nen solchen im Verbund mit Beschäftigung 

nachholen können. Als Handlungsfelder wer­

den u. a. genannt 13
: 

• Die vorhandenen förderungsrechtlichen 

Möglichkeiten (gemäß AFG, Bundessozial­

hilfegesetz, arbeitsmarktpolitischen Pro­

grammen der Bundesländer, Europäischem 

Sozialfonds u. a.) sind verstärkt in bezugauf 



die temporäre oder - besser - dauerhafte 

Einbeziehung von Beschäftigungsphasen 

während der Qualifizierungsmaßnahme zu 

überprüfen. Entsprechende Antragsverfahren 

sollen vereinfacht werden. Bei Aneinander­

reihung verschiedener - dem Qualifizie­

rungsziel insgesamt dienender - Förder­

instrumente sollen die bisherigen Regelun­

gen zu Wartezeiten zwischen den einzelnen 

Phasen überprüft und nach Möglichkeit ab­

gebaut werden. 

• Private und öffentliche Unternehmen mit 

hohem Un- und Angelerntenanteil sollen 

durch die Arbeitgeberorganisationen, die Ge­

werkschaften sowie die Betriebs- und Perso­

nalräte, die Arbeitsverwaltung und die Kam­

mern unter der Zielsetzung angesprochen 

werden, die Qualifizierung dieser Mitarbei­

tergruppe im Rahmen ihrer Möglichkeiten 

besonders zu unterstützen (z. B. durch Über­

tragung von Produktions- und Dienstlei­

stungsaufgaben mit besonderen Lernmög­

lichkeiten, Organisation von Praktika in an­

deren Betrieben). 

• Insbesondere bei geförderten Beschäfti­

gungsverhältrussen ist zu erwägen, ob und in­

wieweit der Arbeitseinsatz dieses Personen­

kreises stärker als bisher unter Lerngesichts­

punkten erfolgen kann. 

• Sofern der anerkannte Abschluß nicht er­

reicht werden kann, sind die bis dahin erwor­

benen Qualifikationen durch die verantwort­

lichen Maßnahmenträger (Weiterbildungs­

träger bzw. Betrieb) nach einer einheitlichen 

Systematik zu zertifizieren und in einem 

Qualifizierungspaß festzuhalten. Die Syste­

matik ergibt sich aus den in der Ausbildungs­

ordnung bzw. im Ausbildungsrahmenplan 

beschriebenen Positionen des Berufsbildes. 

Es sollte erkennbar sein, welche Berufsbild­

positionen erworben wurden bzw. für das 

komplette Berufsbild noch fehlen. Auch 

eventuell über das Berufsbild hinausgehende 

Zusatzqualifikationen können so festgehalten 

werden. 

• Sowohl Betriebe als auch Personen ohne 

formalen Berufsabschluß sind verstärkt auf 

die relativ unbekannten Möglichkeiten der 

Externenprüfung nach § 40 (2) des BBiG 

bzw. entsprechende Regelungen der HwO 

hinzuweisen. Die zuständigen Stellen sollten 

bei der Anrechnung der für die Zulassung zur 

Externenprüfung vorausgesetzten Berufsjah­

re (Regelfall =doppelt so viele Jahre, wie für 

eine entsprechende Berufsausbildung vorge­

schrieben sind) die Teilnahme an abschluß­

orientierten Nachqualifizierungsmaßnahmen 

im Verbund mit Beschäftigung in stärkerem 

Ausmaß zeitverkürzend werten, d. h. die ent­

sprechende Regelung des § 40 (2), Satz 2 des 

BBiG voll ausschöpfen. Danach kann vom 

Regelfall abgesehen werden, "wenn durch 

Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Wei­

se glaubhaft dargetan wird, daß der Bewerber 

Kenntnisse und Fertigkeiten erworben hat, 

die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen". 

Vielleicht gelingt der Entwicklungsschritt in 

der Förderung benachteiligter Jugendlicher, 

innerhalb von 15 Jahren von ersten, verein­

zelten Ansätzen und Modellversuchen zu ei­

ner bewährten Regelförderung als Bundes­

programm zu kommen, auch bei der Förde­

rung von Erwachsenen, die ohne formalen 

Berufsabschluß geblieben sind. Wir sollten in 

unseren jeweiligen Arbeitsfeldern das För­

derprogramm für benachteiligte Jugendliche 

weiter verbessern, aber auch darauf hinwir­

ken, daß sich die heute noch welligen Ansätze 

des Nachholens von Ausbildungsabschlüssen 

im Verbund mit Beschäftigung ebenfalls bald 

als Regelförderprogramm auf breiterer Basis 

verfestigt haben. Angesichts der massiven 

Arbeitsmarktprobleme von Un- und Ange­

lernten kann darauf allerdings nicht noch­

mals 15 Jahre gewartet werden. 
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Berufseinmündungsstrategien und 
Attraktivität einer dualen 
Ausbildung bei Jugendlichen 
in Abgangsklassen 

Vor dem Hintergrund unterschiedli­

cher Berufseinmündungsstrategien 

wird der Stellenwert einer dualen 

Berufsausbildung für Jugendliche in 

Abgangsklassen untersucht. 

Die hierzu durchgeführten Gruppen­

diskussionen zeigen, daß die Mehr­

zahl der Schüler und Schülerinnen 

an einer dualen Berufsausbildung in­

teressiert sind. Gleichwohl weist das 

duale System für sie auch defizitäre 

Aspekte auf, die sie durch ihr Bil­

dungsverhalten zu umgehen suchen. 

Diese Aspekte könnten als Hinweise 

für eine Weiterentwicklung des Be­

rufsbildungssystems genutzt wer­

den. 

In diesem Beitrag sollen Ergebnisse aus ei­

nem Forschungsprojekt des Bundesinstituts 

für Berufsbildung zum Thema: "Die Wert­

schätzung der dualen Berufsausbildung und 

ihre Einflußfaktoren" vorgestellt werden. 

Aufgrund der rückläufigen Zahlen abge­

schlossener Ausbildungsverträge in den letz­

ten Jahren 1 und einer daran anknüpfenden 

bildungspolitischen Diskussion um die At­

traktivität einer dualen Berufsausbildung für 

Jugendliche2 sollte der Stellenwert einer dua­

len Berufsausbildung nicht nur bei den Be­

trieben, sondern auch für Jugendliche unter­

sucht werden. 

Um hierüber Aufschlüsse zu erhalten, wur­

den in einer ersten empirischen Phase 15 

Gruppendiskussionen mit insgesamt 133 

Schülerinnen und Schülern in Abgangsklas­

sen durchgeführt. 3 

Bildungsverhalten der 
Diskussionsteilnehmer I -innen 

Die Gruppendiskussionen mit Jugendlichen 

in Abgangsklassen ergaben, daß - mit Aus­

nahme der Abiturienten - die Mehrzahl der 

Schülerinnen und Schüler sowohl in Ost- wie 

in Westdeutschland an einer Ausbildung im 

dualen Berufsbildungssystem interessiert 

sind. Fast alle Hauptschüler möchten kurz­

oder mittelfristig eine Ausbildung aufneh­

men. Eine Berufsausbildung unmittelbar 

nach Schulabschluß planten insbesondere die 

männlichen Hauptschüler. Nur einige von 

ihnen strebten über den Besuch einer Berufs­

fachschule den Realschulabschluß an, da sie 

sich hiervon bessere Zugangschancen für ih­

ren Wunschberuf erhofften. Hingegen schätz­

ten nahezu zwei Drittel der Diskussionsteil­

nehmerinnen an den ost- wie westdeutschen 

Hauptschulen ihren Schulabschluß zur Errei­

chung ihrer beruflichen Vorstellungen nicht 

als ausreichend ein und wollten im Anschluß 

an das letzte Hauptschuljahr noch einen Real­

schulabschluß erreichen. 

In den Realschulen möchte mehr als die 

Hälfte der Diskussionsteilnehmer unmittel­

bar nach dem Schulabschluß eine Berufsaus­

bildung beginnen, die meisten davon im dua­

len System. Eine nicht ganz so starke Gruppe 

plant einen weiteren Schulbesuch zur Erlan­

gung der Fachhochschulreife bzw. der allge­

meinen Hochschulreife ein. Nur die Minder­

heit derer, die die Fachhochschulreife erwer­

ben wollen, möchte diese jedoch für ein spä­

teres Fachhochschulstudium nutzen; im Vor-
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dergrund steht auch hier das Ziel, die Ein­

mündungschancen für den gewünschten Aus­

bildungsberuf zu verbessern. Die Absicht, 

auch mit Abitur in einen betrieblichen Aus­

bildungsberuf einzumünden, konnte insbe­

sondere bei den ostdeutschen Realschülern 

festgestellt werden, während ihre westdeut­

schen Mitschüler mit gleicher Bildungsab­

sicht diesen Abschluß häufiger für ein 

(Fach-)Hochschulstudium nutzen möchten. 

Ebenso will auch die Mehrzahl der Gymna­

siasten in den Gruppendiskussionen ein 

Hochschulstudium aufnehmen. 

Berufssegmente des 
dualen Systems 

Das unterschiedliche Bildungsverhalten der 

Jugendlichen, die letztendlich eine Berufs­

ausbildung im dualen System anstreben, 

zeigt, daß es für die Jugendlichen das duale 

System der Berufsausbildung nicht gibt. Ih­

nen ist bewußt, daß die Systematik der Aus­

bildungsberufe in Berufssegmente zerf<illt, 

die sich hinsichtlich künftiger Beschäfti­

gungs- und beruflicher Entwicklungsmög­

lichkeiten unterscheiden. Gute berufliche 

Chancen werden beispielsweise weniger in 

gewerblich-technischen Ausbildungsberufen, 

sondern tendenziell eher in den kaufmänni­

schen Ausbildungsberufen wahrgenommen. 

Gleichwohl gibt es auch Abweichungen von 

dieser Tendenz. Während den kaufmänni­

schen Ausbildungsberufen des Einzelhandels 

kaum berufliche Zukunftschancen zuge­

schrieben werden, erhalten gewerblich-tech­

nische Handwerksberufe bei einem Teil der 

männlichen Hauptschüler eine deutlich hö­

here Wertschätzung. 

Die Grenzen zwischen diesen Berufsseg­

menten erfahren die Jugendlichen bereits da­

durch, daß abhängig von ihrem Schulab­

schluß die Chancen auf einen Ausbildungs­

platz in den jeweiligen Ausbildungsberufen 

sehr unterschiedlich ausgeprägt sind. Wäh­

rend von den Ausbildungsbetrieben z. B. für 

Handwerksberufe, industrielle Berufe (z. B. 

im Metallbereich) oder auch im Einzelhandel 

der Hauptschulabschluß als ausreichende 

Ausbildungsvoraussetzung angesehen wird, 

haben Realschüler z. B. bei den industriellen 

Elektroberufen, bei Berufen im kaufmänni­

schen Bereich oder im öffentlichen Dienst 

deutlich bessere Zugangschancen. Jedoch 

wissen die Realschüler, daß in den kaufmän­

nischen Berufen des Bank- und Versiche­

rungsgewerbes auch ihr Schulabschluß heute 

vielfach von den betreffenden Ausbildungs­

betrieben nicht mehr als ausreichend betrach­

tet wird. 

Unabhängig vom Schulabschluß machten 

Schülerinnen die Erfahrung, daß Mädchen 

nach wie vor schlechtere Chancen als Jungen 

bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz 

haben. Ihre Ansicht zur geschlechtsspezifi­

schen Einmündungssituation auf dem Stel­

lenmarkt beschreibt eine ostdeutsche Schüle­

rin folgendermaßen 4
: 

"Freunde von mir haben sich als Versicherungskauf­

mann beworben und haben festgestellt, daß nur 

männliche Bewerber genommen werden, weil diese 

keine Kinder bekommen. Männliche Bewerber werden 

trotz schlechteren Notendurchschnitts bevorzugt. " 

Berufswahlmotive 

Der Maßstab für die Attraktivität der Bil­

dungsangebote wird individuell von unter­

schiedlichen Berufswahlmotiven bestimmt. 

Für die Mehrzahl der Diskussionsteilnehmer 

ist dabei unabhängig vom Schulabschluß 

wichtig, daß der zu ergreifende Beruf ihnen 

auch "Spaß"5 machen soll. Bei den Begrün­

dungen für ihre beruflichen Absichten heben 

insbesondere Realschüler und Abiturienten 

ihr berufsinhaltliches Interesse hervor. Au­

ßerdem bringen sie zum Ausdruck, daß es für 

sie wichtig ist, später einmal berufliche Ver­

antwortung übernehmen zu können. Eine 

Abiturientin, die zunächst einmal eine Kran­

kenpflegeausbildung plant, umschreibt dies 

wie folgt: "Im sozialen Bereich sehe ich für mich ein 

Studium schon als notwendig an, für die Position, die 

ich später mal haben will . Eine Ausbildung allein wür­

de mir da nicht reichen." Die meisten der befrag­

ten Gymnasiasten möchten jedoch ein 

(Fach-)Hochschulstudium aufnehmen. Als 

Argumente hierfür fallen immer wieder 

Stichworte wie fachliches Interesse sowie Er­

halt der persönlichen Flexibilität und Unab­

hängigkeit. Die betrieblichen Ausbildungs­

berufe scheinen diesen Jugendlichen hierfür 

keine ausreichende Perspektive zu bieten. 

Ein ostdeutscher Abiturient mit Studienab­

sichten begründet das so: "Wichtig ist für mich, 

finanziell unabhängig zu sein. Einen sicheren Arbeits­

platz und einen gehobenen Lebensstandard möchte 

ich haben[ ... ]. Maurer bleibt Maurer! Bei einem Stu­

dium hat man mehrere Möglichkeiten." Bei den 

Diskussionen in Westdeutschland wird vor­

rangig von den Hauptschülern das Motiv des 

Geldverdienens hervorgehoben. Dieser mate­

rielle Aspekt wie auch die Sicherheit des Ar­

beitsplatzes wird von den ostdeutschen Schü­

lern dagegen an allen Schulformen tendenzi­

ell häufiger als in Westdeutschland betont. So 

weisen ostdeutsche Gymnasiasten öfter dar­

auf hin, daß nach dem Studium das Gehalt­

wie es eine Abiturientin ausdrückt - auch 

"stimmen muß"; ein Thema, das von den 

westdeutschen Abiturienten überhaupt nicht 

angesprochen wurde und offenbar vorausge­

setzt wird. Gemeinsam ist bei allen drei 

Schultypen, daß bei der Berufswahl auch an 

die Möglichkeit eines beruflichen Aufstiegs 

gedacht wird. Die folgenden Stichworte zei­

gen, daß die Überlegungen hierzu erwar­

tungsgemäß nur wenig konkret sind: "Sich 

hocharbeiten", "Meister sein" und "eine Werkstatt 

aufmachen", "selbständig sein", "Lehrgänge besu­

chen" . Für fast alle Schülerinnen steht dabei 

fest, daß ihr Anspruch auf eine künftige Be­

rufstätigkeit nicht hinter ihrem Wunsch nach 

Familie und Kindern zurückstehen soll. Sie 

widersprechen damit personalpolitischen 

Leitbildern in Betrieben, die die beruflichen 

Entwicklungsmöglichkeiten von Frauen ein­

schränken, indem von vomherein davon aus­

gegangen wird, daß Frauen sich aus familiä­

ren Gründen nach einigen Jahren wieder aus 

dem Erwerbsleben zurückziehen wollen. 
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Einmündungsstrategien 
der Jugendlichen 

Als unproblematisch erweist sich die Berufs­

einmündung dort, wo Jugendliche unmittel­

bar nach Schulabschluß eine Ausbildungs­

stelle im beabsichtigten Beruf erhalten und 

gleichzeitig auch mittelfristig ihre Berufs­

wahlmotive mit ihren Berufsinformationen 

über eine künftige Berufstätigkeit in diesem 

Beruf in Einklang bringen können. Dies setzt 

voraus, daß der regionale Ausbildungsmarkt 

für die gegebenen schulischen Voraussetzun­

gen ein ausreichendes Lehrstellenangebot im 

gewünschten Beruf bereitstellt und daß die 

Jugendlichen für diesen Beruf auch am Ar­

beitsmarkt berufliche Perspektiven erkennen 

können. In den Gruppendiskussionen zeich­

neten sich solche unproblematischen Berufs­

einmündungen eher in Westdeutschland und 

bei den männlichen Jugendlichen ab. 

Sobald die Jugendlichen für sich erkennen, 

daß sie mit ihrem Schulabschluß im ge­

wünschten Ausbildungsberuf am regionalen 

Ausbi ldungsmarkt nur geringe Chancen ha­

ben, entwickeln sie unterschiedliche Strate­

gien zur Einmündung in die Berufswelt 

Aufschieben der 
Berufseinmündung 

So gab ein Teil der westdeutschen Jugend­

lichen an Haupt- und Realschulen in den 

Gruppendiskussionen zu erkennen, daß sie 

glauben, ihre berufsinhaltlichen Interessen in 

den ihnen erreichbaren Berufssegmenten 

nicht verwirklichen zu können. In den er­

reichbaren Berufen wird zwar zugestanden, 

daß hier ein Ausbildungsplatz zu bekommen 

wäre, jedoch erkennen die Jugendlichen hier 

für ihre mittelfristige Lebensplanung keine 

attraktive Perspektive. Dies zeigt die Darstel­

lung einer Realschülerin: "ich habe eine Fünf 

auf dem Zeugnis, deshalb komme ich nicht direkt auf 

die höhere Handelsschule und muß vorher das BGJ 

(Berufsgrundbi/dungsjahr, d Verf) machen. Anschlie­

ßend wollte ich eine Lehre zur Hotelfachfrau machen. 

Eine Lehrstelle zu bekommen, habe ich nicht ver­

sucht, da ich erst die höhere Handelsschule machen 

möchte. Ich hatte ein Praktikum bei der Stadt ge­

macht und auch eine Lehrstelle angeboten bekom­

men, mit Aussicht auf einen sicheren Arbeitsplatz. 

Aber nach drei Wochen konnte ich nicht mehr 

sitzen " Über den Erwerb zusätzlicher höherer 

Bildungszertifikate wird hier versucht, die 

Option auf den Wunschberuf möglichst lange 

offenzuhalten. 

Neuorientierung außerhalb 
des dualen Systems 

Das Verschieben der Berufseinmündung er­

folgt jedoch nicht nur mit dem Ziel, einen 

Schulabschluß nachzuholen. Angesichts ih­

rer annähernd aussichtslosen Lage am Lehr­

stellenmarkt überlegten ostdeutsche Haupt­

schülerinnen für sich auch die Möglichkeit, 

über einen Arbeitsplatz für Ungelernte in der 

bevorzugten Berufsrichtung unterzukom­

men. Dies geschieht in der Hoffnung, sich 

hierüber den Zugang in den gewünschten 

dualen Ausbildungsberuf zu erarbeiten. Bei­

spiel: "Ich möchte Hotelfachfrau werden. Mein On­

kel verschafft mir wahrscheinlich in A-Stadt in so 'nem 

Hotel eine Arbeit, das ist noch keine Ausbildung . 

Nachher werde ich versuchen, dort eine Lehrstelle zu 

bekommen." Diese Tendenz, sich von einer 

dualen Ausbildung abdrängen zu lassen, 

konnte in den Diskussionen unabhängig von 

der Schulform vorrangig bei Schülerinnen 

beobachtet werden. So berichtet eine west­

deutsche Abiturientin über ihre Entscheidung 

für ein Studium: "Ich wollte Werbekauffrau werden, 

habe aber keine Ausbildungsstelle bekommen. Des­

halb habe ich mich für ein Studium für Medienwissen­

schaft entschieden. Eine betriebliche Ausbildung wä­

re mir lieber gewesen, da ein Studium mir zu theore­

tisch ist" Abgesehen davon, daß geschlechts­

spezifische Hürden jungen Frauen den Zu­

gang selbst zu kaufmännischen Berufen er­

schweren, findet ein Teil der weiblichen Ju­

gendlichen das schmale Spektrum der ihnen 
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vorrangig offenstehenden Ausbildungsberufe 

auch nur begrenzt attraktiv. Sobald sie fest­

stellen, daß sich ihr Wunschberuf aktuell 

nicht erreichen läßt, stellt für sie ein vollzeit­

schulischer Berufsbildungsgang6 oder ein 

Studium eine zukunftsträchtigere Alternative 

dar als die Umorientierung auf einen anderen 

dualen Ausbildungsberuf 

Umdeuten der 
Berufswahlsituation 

Erst wenn ein weiteres Festhalten an dem 

Berufswunsch die beruflich-soziale Absiche­

rung gefährdet, weichen die Jugendlichen 

von der Verfolgung ihrer berufsinhaltlichen 

Interessen ab. Seinen Umgang mit dem Ver­

zicht auf den Wunschberuf beschreibt ein 

westdeutscher Realschüler: "Ich habe mich 

ziemlich oft bei größeren Betrieben als Industriekauf­

mann beworben und habe überall Absagen bekom­

men. Dann hat mir mein Vater eine Ausbildungsstelle 

als Industriemechaniker besorgt Ich mache jetzt drei 

Jahre eine Lehre und gehe dann weiter auf die Schu­

le." Als weiterführendes Berufsziel nennt er 

den ",ngenieur". In den Diskussionen wurde 

deutlich, daß für sie eine Ausbildung in ei­

nem kaufmännischen Beruf in einem Groß­

betrieb bereits den Einstieg in eine zukunfts­

orientierte Berufsperspektive beinhaltet. Mit 

dem durch äußeren Druck (Absagen, Eltern) 

erzwungenen Richtungswechsel - hier im 

Beispiel - in das Berufssegment der gewerb­

lich-technischen Industrieberufe, zu dem 

letztendlich auch Hauptschüler Zugang ha­

ben, wird nicht per se eine solche Zukunfts­

perspektive verbunden. Vielmehr kann der 

Einstieg als Industriemechaniker erst durch 

die Orientierung auf einen künftigen Schul­

besuch mit anschließendem Fachhochschul­

studium im Anschluß an die Lehre als gleich­

wertige Alternative zum ursprünglichen 

Wunschberuf des Industriekaufmanns akzep­

tiert werden. 

Der gravierende Lehrstellenmangel in Ost­

deutschland läßt es insbesondere den Haupt-



schülern sinnlos erscheinen, die Suche nach 

einem Ausbildungsplatz mit einem speziel­

len berufsinhaltlichen Interesse zu verknüp­

fen . Ihnen ist bewußt, daß ein Festhalten am 

Wunschberuf für sie das Risiko einer berufli­

chen Desintegration erheblich steigern wür­

de. Vor diesem Hintergrund sind sie oft 

schnell bereit, von ihren Berufswünschen 

Abstand zu nehmen und eine gelegenheitsab­

hängige Berufszuweisung zu akzeptieren: 

,.Wenn man einen Wunschberuf nicht bekommt, 

dann eben einen anderen." Dieser Verzicht er­

scheint für sie dadurch zumutbar, daß sie 

weiterhin an der Absicht festhalten, einen 

Handwerksberuf zu lernen, der aus ihrer 

Sicht im Vergleich zu einem Industrieberuf 

eine günstigere Zukunftsperspektive bietet. 

Gerade im Handwerk wird mit dem traditio­

nellen Aufstieg (Lehrling - Geselle - Mei­

ster) die Aussicht auf "die eigene Werkstatt" 

verbunden. 

Das Interesse an beruflicher Selbstverwirk­

lichung wird durch die Aufgabe dieses 

Berufswunsches nicht vollständig fallen­

gelassen, sondern mit der Hoffnung auf eine 

spätere berufliche Selbständigkeit nur ver­

schoben. 

Attraktivität des 
dualen Berufsbildungssystems 

Die Perspektive der Jugendlichen bei der Be­

urteilung des dualen Systems wird weitge­

hend durch den angestrebten Schulabschluß 

und durch die regionale Ausbildungs- und 

Arbeitsmarktsituation bestimmt. Letztlich 

bemißt sich für sie die Attraktivität des dua­

len Systems danach, ob es in ihm zumindest 

ein Berufssegment gibt, dessen Ausbildungs­

berufe die Möglichkeit eröffnen, ihren (be­

ruflichen) Lebenszielen näherzukommen oder 

die Einlösung dieser Ziele doch zumindest 

nicht einschränken. Dabei spielt es eine 

untergeordnete Rolle, ob die Ausbildung im 

angestrebten Beruf betrieblich oder vollzeit­

schulisch organisiert ist. Ausschlaggebend ist 

vielmehr das Interesse an einem konkreten 

Beruf bzw. an einer Berufsrichtung und die 

Frage, ob das Berufssegment, in dem sie sich 

mit ihren Berufswahlmotiven wiederfinden, 

für sie zugänglich ist. Gelingt hier die Be­

rufseinmündung, dürfte sich für die betref­

fenden Jugendlichen das duale System bis 

auf weiteres als attraktives Bildungssystem 

bestätigen. 

Berufssegmente mit 
unterschiedlichen Perspektiven 
und Risiken 

Bei den ostdeutschen Diskussionsteilneh­

mern tritt neben die berufsinhaltlichen Inter­

essen nahezu gleichrangig der Aspekt der be­

ruflich-sozialen Absicherung. Im Unter­

schied zu den westdeutschen Schülern wird 

von ihnen die Wirtschafts- und Arbeitsmarkt­

entwicklung erheblich deutlicher themati­

siert. So verleiht die gegenwärtige wirt­

schaftliche Entwicklung des ostdeutschen 

Handwerks den hier angebotenen Ausbil­

dungsberufen mit der Perspektive späterer 

Selbständigkeit einen hohen Grad an Attrak­

tivität. Wohingegen der massive Abbau der 

industriellen Arbeitsplätze, der für die mei­

sten ostdeutschen Jugendlichen in ihrem so­

zialen und familiären Umfeld unmittelbar er­

fahrbar ist, dazu geführt hat, daß den gewerb­

lich-technischen Industrieberufen, selbst bei 

vorhandenen Ausbildungsplätzen, keine Zu­

kunftsperspektive zugetraut wird. Aussagen 

wie: ,.Die Industrie geht immer mehr ins Ausland, da 

hat man keine Zukunftsaussichten" dokumentieren 

diese Einschätzung. 

Umgekehrt erfahren die Ausbildungsberufe 

des Bau- und Baunebengewerbes auch bei 

Realschülern einen deutlich höheren Zu­

spruch als bei ihren westdeutschen Mit­

schülern. Bei den weiblichen Jugendlichen 

der ostdeutschen Untersuchungsregion ver­

leihen Hoffnungen auf Selbständigkeit im 

Hotel- und Gaststättengewerbe Ausbildungs-

berufe wie Hotelfachfrau eine hohe Attrak­

tivität. 

Auch wenn insgesamt viele Diskussionsteil­

nehmerinnen sich an den klassischen Frauen­

berufen (einschließlich vollzeitschulischer 

Ausbildungsberufe im Erziehungs- bzw. Ge­

sundheitssystem) orientieren, äußerte eine 

nicht unerhebliche Anzahl vorrangig west­

deutscher Schülerinnen den Wunsch, einen 

handwerklichen Beruf wie z. B. Kfz-Mecha­

nikerin oder Schreinenn zu ergreifen. 7 

Viele westdeutsche Realschüler orientieren 

sich mit ihren Berufsabsichten an Dienstlei­

stungsberufen im kaufmännischen Bereich 

sowie an technisch anspruchsvolleren ge­

werblichen Ausbildungsberufen wie z. B. 

Energieelektroniker oder Augenoptiker. Hier­

bei machen sie die Erfahrung, daß ihre Ein­

mündungschancen in bestimmten Berufs­

segmenten nur gering sind. So erhöhten ins­

besondere Kreditinstitute und Versicherungen 

für ihre kaufmännischen Ausbildungsplätze 

die schulischen Eingangsvoraussetzungen; 

was zur Folge hat, daß die Realschüler mit 

den kaufmännischen Bank- und Versiche­

rungsberufen einer ihrer traditionellen beruf­

lichen Einmündungsdomänen zunehmend an 

Bewerber mit Abitur bzw. höherem Handels­

schulabschluß verloren haben. Gleichwohl 

ist dieses Berufssegment ein Beispiel dafür, 

welche Attraktivität duale Ausbildungsberufe 

besitzen können, wenn sie durch ein über­

durchschnittliches Angebot an beruflichen 

Bildungs- und Entwicklungsmöglichkeiten 

während und nach der Ausbildung beinhal­

ten. 8 Die Bereitschaft, einen weiteren Schul­

besuch auf sich zu nehmen, ist angesichts der 

gestiegenen Eingangsvoraussetzungen in 

diesen Berufen weniger ein Anzeichen für 

die höhere Attraktivität schulischer Bil­

dungsgänge als vielmehr ein Hinweis auf die 

Hoffnung der Jugendlichen, den bevorzugten 

Berufsweg dennoch einschlagen zu können, 

in dem die Entwertung des Schulabschlusses 

durch längere schulische Mühen kompensiert 

wird. 
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Duale Ausbildung: Verzicht 
auf bessere Berufsoptionen 
oder ein Schritt zur beruf­
lichen Zukunftssicherung? 

Bei Jugendlichen, die sich in ihrer Berufs­

wahl noch unsicher waren, beeinflussen eher 

berufsunspezifische Aspekte des dualen Be­

rufsbildungssystems ihr Bildungsverhalten. 

"Man muß sich zu schnell entscheiden. Erst habe ich 

an Optiker oder Feinmechaniker gedacht. Aber diese 

Entscheidung muß ja fü rs ganze Leben sein." Diese 

Aussage eines Realschülers, der sich für den 

weiteren Besuch einer Fachoberschule ent­

schlossen hatte, zeigt, daß die Entscheidung 

für eine betriebliche Ausbildung in höherem 

Maße für irreversibel gehalten wird als ein 

weiterführender Schulbesuch. Die Feststel­

lung eines Mitschülers: "Durch die Ausbildung in 

einem Beruf ist man festgelegt, wenn man das Abitur 

hat, ist die Berufswahl größer" verdeutlicht ferner, 

daß diese Jugendlichen zum Diskussionszeit­

punkt eine berufliche Festlegung angesichts 

einer kaum planbaren Zukunft für wenig 

sinnvoll erachten. Angesichts dieser Unwäg­

barkeiten erscheint ihnen das Offenhalten -

und nach Möglichkeit auch die Erweiterung 

der Optionen über einen weiteren Schulbe­

such - erfolgversprechender. Das Risiko des 

schulischen Scheiteros wird aus Sicht der 

vorrangig westdeutschen Jugendlichen gerin­

ger eingeschätzt als das Risiko, mit einer Be­

rufsausbildung möglicherweise von künfti­

gen, eventuell noch attraktiveren beruflichen 

Entscheidungsmöglichkeiten abgeschnitten 

zu werden. 

Eine tendenziell gegenläufige Einschätzung 

der (dualen) Berufsausbildung läßt sich bei 

den ostdeutschen Realschülern beobachten, 

die deutlich seltener nach dem Realschulab­

schluß noch eine weiterführende Schule be­

suchen wollten. Bei ihnen spiegelt sich der 

Wunsch nach beruflicher Sicherheit in fol­

genden Aussagen wider: "Wichtig ist es, weiter­

zudenken : meinen Beruf (Zimmerer, d. Verf) wird es 

immer geben." "Ich habe ein Praktikum bei der 

.. Bank gemacht. Das macht mir Spaß. Banken wird 

es immer geben." Vor dem Hintergrund der 

rapiden Veränderungen nahezu aller Lebens­

bereiche nach der Wende wird von den 

ostdeutschen Diskussionsteilnehmern die 

Erlangung eines Berufsabschlusses häufig 

als ein notwendiger und sicherer Halt ange­

sehen. 

Wie sehr die Entscheidung für eine betrieb­

liche Ausbildung auch mit Hoffnungen und 

Befürchtungen einhergeht, zeigen die Äuße­

rungen der Jugendlichen, bei denen eine Ein­

mündung in das duale Berufsbildungssystem 

gewollt oder mangels anderer Alternativen 

vorhersehbar ist. Sie heben teilweise die 

positive Rolle einer dualen Ausbildung im 

Prozeß des Erwachsenwerdens hervor ("eige­

nes Geld", Unabhängigkeit von den Eltern). 

Dieses Ziel vor Augen, wird jeder weitere 

Schulbesuch als "verlorene Zeit" angesehen. 

"Vorteil der Lehre ist, man verdient direkt Geld und 

verliert keine Zeit." Daß die "besseren" beruf­

lichen Zukunftsaussichten an einen weiteren 

Schulbesuch geknüpft sind, ist den Haupt­

schülern bewußt: "Wenn man weiter zur Schule 

geht, da kriegt man einen besseren Abschluß und 

einen besseren Job und man kann besser verdienen. 

Das dauert zwar länger, aber später verdient man 

mehr Geld." Viele Hauptschüler nehmen damit 

wahr, daß mit der unmittelbaren Einmün­

dung in einen dualen Ausbildungsberuf be­

reits Beschränkungen ihrer späteren Berufs­

perspektive verbunden sind. Selbst auf die 

unmittelbare Zukunft bezogen wird die Ein­

schätzung, daß die Aufnahme einer Berufs­

ausbildung als positiver Schritt zum Erwach­

senwerden zu werten ist, nicht von allen 

Hauptschülern geteilt. Welche Befürchtun­

gen sie dabei auch haben, zeigt der Entschluß 

einer Hauptschülerin: .,Ich gehe weiter zur Schule, 

weil ich nicht möchte, daß für mich jetzt schon der 

Ernst des Lebens anfängt. " Möglich sei beispiels­

weise, daß "man nicht mit den Mitarbeitern 

zurechtkommt". Damit verbinden viele Ju­

gendliche mit einer betrieblichen Ausbildung 

die Notwendigkeit, sich mit veränderten So­

zialstrukturen auseinandersetzen zu müssen, 
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welche im Vergleich zur Schule als deutlich 

rigider wahrgenommen werden. 

Berufsinhaltliche Grenzen 
des dualen Systems 

Ein Teil der Jugendlichen findet sich mit ih­

ren berufsinhaltlichen Interessen außerhalb 

des dualen Systems wieder. Dies gilt insbe­

sondere für Haupt- und Realschülerinnen, 

die einen Beruf im Erziehungs- oder Ge­

sundheitsbereich erlernen wollen. Hier be­

inhaltet das duale System mit Ausnahme des 

Arzthelferberufs, der seinerseits jedoch keine 

weiterführenden beruflichen Perspektiven er­

öffnet, kaum weitere Ausbildungsangebote. 

Auch die vollzeitschulischen Ausbildungsal­

ternativen sind in ihrem berufsinhaltlichen 

Spektrum vergleichsweise begrenzt, unterlie­

gen teilweise bestimmten Zugangsvorausset­

zungen und werden häufig nach Bundeslän­

dern unterschiedlich geregelt bzw. angeboten. 

Auf die Begrenztheit des dualen Systems 

verweisen denn auch viele Abiturienten, die 

für ihre berufsinhaltlichen Interessen im dua­

len System keine Entsprechungen entdecken 

können. Zwar dürften für diese Abiturienten 

neu zu schaffende duale Ausbildungsberufe 

keine Alternative zum Studium sein. Ihre Äu­

ßerungen mögen aber ein vorsichtiger Hin­

weis dafür sein, daß auch Nicht-Abiturienten 

ihr berufsinhaltliches Interesse möglicher­

weise nicht immer durch die gegenwärtige 

Systematik der dualen Ausbildungsberufe 

abgedeckt sehen. 

Fazit 

Die Mehrzahl der Schülerinnen und Schüler 

in unseren Gruppendiskussionen strebt eine 

duale Ausbildung an. Bei ihren Einmün­

dungsstrategien in die Berufswelt orientieren 

sie sich an Berufswahlmotiven, die sich viel­

fach auf den Wunsch nach beruflich-sozialer 

Integration sowie beruflich-individueller 

Selbstverwirklichung zurückführen lassen. 



Ihre Einschätzung, daß diese Interessenziele 

in den einzelnen Berufssegmenten des dua­

len Systems nur in sehr unterschiedlichem 

Maße eingelöst werden können, spiegelt 

letztendlich die Realitäten am Arbeitsmarkt 

wider, die durch eine rückläufige Beschäftig­

tenentwicklung im gewerblichen Bereich 

und durch optimistische Beschäftigungser­

wartungen im Dienstleistungssektor geprägt 

sind. Die teilweise zu beobachtende Orien­

tierung auf zukunftsträchtige Berufe außer­

halb des dualen Berufsbildungssystems bei 

gleichzeitiger Tendenz, sich von weniger at­

traktiven Berufssegmenten abzuwenden, ver­

weist darauf, daß neben den bereits bestehen­

den (vollzeitschulischen) Ausbildungsange­

boten z. B. im Gesundheitsbereich neue zu­

kunftsträchtige Berufsbilder auf Interesse der 

Jugendlichen stoßen dürften. Jedoch auch 

dann bliebe Berufsorientierung ein Prozeß, 

der rriit Ausbildungsbeginn nicht abgeschlos­

sen ist und der angesichts künftiger Arbeits­

marktentwicklungen über das gesamte Be­

rufsleben hinweg immer wieder aktuell wer­

den kann. In diesem Zusammenhang könnte 

die als entwicklungshemmend wahrgenom­

mene lrreversibilität einmal getroffener Aus­

bildungsentscheidungen Anlaß dafür sein, 

bei einer Weiterentwicklung des dualen Sy­

stems die Freiheitsgrade für eine berufliche 

Entwicklung nicht nur in vertikaler (d. h. auf­

stiegsorientiert innerhalb einer Berufsrich­

tung), sondern auch in horizontaler Hinsicht 

(d. h. berufsübergreifend) zu erweitem. 9 
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7 Fünf von sechsunddreißig Schülerinnen, die eine 
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(Hrsg.): Übergänge von der Ausbildung in den Beruf 

Die Situation an der zweiten Schwelle in derMitte der 
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gen und Expertengespräche zur beruflichen Bildung, 

H. 23), s. 129-146 

Rechtsanwalt Karl Wilhelm Herbst t 
Rechtsanwalt Karl Wilhelm Herbst, der Gründungsvorsitzende des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung, ist tot. Er starb im Alter von 86 Jah­
ren in Köln. 

Von 1970 bis 1976 hatte Karl Wi lhelm Herbst als Repräsentant der Bundesvereinigung 
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Ausbildungsbedarf­
eine unbekannte Größe? 

ln der Diskussion um den Stand der 

Berufsausbildung scheint in einzel­

nen Unternehmen eine gewisse Unsi­

cherheit über die Bedarfsermittlung 

für die neu abzuschließenden Be­

rufsausbildungsverträge verbreitet 

zu sein. Dieses ist angesichts der all­

gemeinen Forderung nach Wirt­

schaftlichkeit und Effizienz der be­

trieblichen Bildungsarbeit schon be­

denklich genug. Aber zusätzlich muß 

man eine Zunahme der Entkopplung 

von Beschäftigtensystem und Bil­

dungssystem - wie sie aus dem ter­

tiären Bildungssektor bekannt ist -

auch für die berufliche Erstausbil­

dung befürchten. Am Beispiel der 

Metall- und Elektroindustrie zeigt 

dieser Artikel Wege zu einer voraus-

schauenden Bedarfsorientierung. 

Darüber hinaus wird die Umset­

zungsperspektive um den Blick auf 

den Weg der zwischenbetrieblichen 

Ausbildungsverbünde erweitert. 

Strategische Bildungsarbeit 

Die gezielte quantitative und qualitative Her­

anführung von Fachkräftenachwuchs ist eine 

von mehreren Dimensionen strategischer 

Personalarbeit zur Optimierung des Ge­

schäftserfolgs. Eine bedarfsorientierte Be­

rufsausbildung basiert auf einer mittelfristigen 

und vorausschauenden Bildungsplanung. Die 

prinzipiellen Folgerungen für bedarfsorien­

tiertes Vorgehen werden nachstehend erläu­

tert. 

Prinzip der Bedarfsorientierung 

Abbildung I zeigt aus unternehmensüber­

greifender Sicht, wie sich im Markt ein zu­

künftiger betrieblicher Fachkräftebedarf und 

eine aktuelle Nachfrage der Schulabgänger 

gegenüberstehen. Der Fachkräftebedarf ist 

aus den Unternehmenszielen abzuleiten, wo­

bei die im nächsten Abschnitt genannten Ein­

flußgrößen berücksichtigt werden müssen. 

Um den prognostizierten Fachkräftebedarf 

zu erreichen, hat der Betrieb einen Verlust an 

Auszubildenden während und nach der Be­

rufsausbildung mit einzuberechnen. Dies er­

klärt sich daraus, daß ein Teil der jungen 

Menschen die Ausbildung abbrechen, in wei­

terführende Bildungsgänge abwandern oder 

den Betrieb wechseln. Die prozentuale Ver­

lustgröße variiert je nach Region und Bran­

che. In jedem Falle muß also das Angebot an 

Ausbildungsplätzen für die Schulabgänger ent­

sprechend aufgestockt werden. Sonst ist eine 

Qualifikationslücke bereits zur Zeit der Ein­

stellung der Auszubildenden vorprogrammiert. 

Die bedarfsorientierte Berufsausbildung, der 

zunächst eine entsprechende Bildungspla­

nung vorausgeht, steht in Abhängigkeit zu 

unterschiedlichen Einflußgrößen, die ent­

sprechend berücksichtigt werden müssen. 

Einflußgrößen auf die 
Bedarfsermittlung 

Hierzu gehören zunächst folgende Gruppen: 

Mittel- und langfristige Unternehmenspla­

nung 
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Abbildung 1: Prinzipdarstellung der bedarfsorientierten Berufsausbildung, ohne Berücksichtigung regionaler und branchenspezifischer Unterschiede 

Nach­
frage 

Einstellung 

Quantitative und qualitative Personalplanung 

Außerbetriebliche Umfeldbedingungen 

Die Untergliederung der mittel- und langfri­

stigen Unternehmensplanung zeigt im ein­

zelnen, auf welche Kriterien geachtet werden 

muß: 

• Geschäftsstrategien: Die Geschäftsstrate­

gien legen u. a. fest, wo Wertschöpfung 

durch eigene Produktion oder Dienstleistun­

gen erbracht werden sollen und inwieweit 

Zulieferer in Anspruch genommen werden. 

Im Rahmen einer strategischen Planung sind 

dabei für eine Funktionsstrategie Personal 

die entsprechenden Faktoren einzubeziehen. 

• Entwicklung des Personalstandes: Grund­

lage für die Ermittlung des Ausbildungsbe­

darfs ist der durchschnittlich zu planende 

Personalbedarf in den benötigten Qualifika­

tionsstrukturen, der sich mittelfristig und vor­

ausschauend für einen Planungshorizont von 

etwa drei bis fünf Geschäftsjahren ergibt. 
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gelernte 
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• Entwicklung der Alters- und Qualifika­

tionsstruktur: Der Mitarbeiteranteil mit ein­

schlägig abgeschlossener Berufsausbildung 

bestimmt wesentlich die Qualifikationsstruk­

tur eines Unternehmens bzw. von Teilberei­

chen. Dabei zeichnen sich Bandbreiten ab, 

wie sie sich z. B. durch Produktspektrum und 

Arbeitsorganisation ergeben. Modeme Ar­

beitsorganisationen benötigen dispositiv ein­

setzbare Fachkräfte, die die gestellten Ar­

beitsaufgaben selbständig planen, durchfüh­

ren und kontrollieren können. Daraus ergibt 

sich zwingend, daß der Anteil der Fachkräfte 

am Mitarbeiterpotential weiterhin zuneh­

mend sein wird. 

Die Heranführung von jungen Fachkräften 

zielt auch auf eine ausgeglichene Altersstruk­

tur. Selbst bei einem geringen Anteil der Mit­

arbeiter, die im letzten Jahrzehnt der Berufs­

tätigkeit stehen, ist zu berücksichtigen, daß 

dennoch ein Ersatzbedarf besteht, um junge 

Fachkräfte heranzuführen, damit die Alters-

Übernahme 

struktur insgesamt auch künftig ausgewogen 

bleibt. 

• Arbeitsorganisatorische Veränderungen: 

Bei der Optimierung von Arbeitsabläufen, 

z. B. von hocharbeitsteiligen Produktions­

prozessen zur Produktion in Gruppen, wie sie 

z. B. bei der Umsetzung von Lean-produc­

tion-Strategien notwendig sind, ergeben sich 

ebenso wie durch rechnergestützte Arbeits­

abläufe im kaufmännischen Bereich arbeits­

organisatorische Veränderungen, die nur 

durch entsprechend qualifizierte Fachkräfte 

realisiert werden können und sich damit auf 

den Ausbildungsbedarf auswirken. 

• Technologische Veränderungen: Die tech­

nologischen Veränderungen, wie sie sich 

durch die Technologieentwicklung und -nut­

zung ergeben, sind Faktoren einer Geschäfts­

strategie. Die Qualifikation der Mitarbeiter 

ist ein weiterer Faktor. Beide Faktoren bedin­

gen sich gegenseitig und bestimmen den Per­

sonal- und Ausbildungsbedarf ebenfalls mit. 
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Die quantitative und qualitative Personal­

planung umfaßt folgende Aspekte: 

• Fluktuationsersatz: Bei der Ermittlung des 

Personal- und Ausbildungsbedarfs ist der 

durchschnittliche Fluktuationsersatzbedarf 

einzubeziehen. Dabei handelt es sich nur um 

den Ersatzbedarf, der bei Fluktuation auch 

tatsächlich nachzuführen ist. 

• Bedarfsdeckung durch eigene Berufsaus­

bildung: Der benötigte Fachkräftebedarf 

kann durch eine eigene kontinuierlich betrie­

bene Berufsausbildung herangeführt werden. 

Dabei ist unter Berücksichtigung der gegebe­

nenfalls vom Arbeitsmarkt zu beziehenden 

Fachkräfte der Anteil, der durch eigene Be­

rufsausbildung gewonnen werden soll, fest­

zulegen. 

• Verbleibsquote während der Ausbildung: 

Während der Berufsausbildung können sich 

innerhalb oder im Einzelfall auch außerhalb 

der Probezeit Fluktuationen von Auszubil­

denden einstellen, die zu berücksichtigen 

sind. Die Verbleibsquote während der Aus­

bildung ist als relativ hoch anzusetzen. Im in­

dustriellen Bereich kann ein Wert von etwa 

95 Prozent angenommen werden. 

• Übernahmequote nach abgeschlossener 

Ausbildung: Ziel einer bedarfsorientierten 

Berufsausbildung ist die Übernahme der 

Auszubildenden als Mitarbeiter nach abge­

schlossener Berufsausbildung. Die Über­

nahmequote bestimmt somit wesentlich die 

Effizienz der durchgeführten Berufsausbil­

dung für das Unternehmen. Unter Berück­

sichtigung, daß Auszubildende nach abge­

schlossener Berufsausbildung weiterführen­

de Bildungsgänge in Anspruch nehmen wol­

len oder das Unternehmen wechseln, sind 

nach den vorliegenden langjährigen Erfah­

rungswerten Übernahmequoten von ca. 80 

Prozent erreichbar. 

Zusätzlich bestehen bei einer bedarfsorien­

tierten Berufsausbildung Abhängigkeiten 

zum betrieblichen Umfeld , wie etwa: 

• Demographische Entwicklungen - Schul­

abgänger: Die demographischen Entwick­

lungen der Schulabgänger aus allgemein-

und berufsbildenden Schulen bestimmen das 

Bewerberpotential für die Berufsausbildung. 

Während die Anzahl der Schulabgänger in 

den letzten zehn Jahren rückläufig war, ist 

nach der Kultusministerkonferenz für die 

kommenden zehn Jahre ein kontinuierlicher 

Anstieg für den Bereich der allgemein- und 

berufsbildenden Schulen prognostiziert. Die 

Anzahl der Schulabgänger, die sich für eine 

Berufsausbildung im dualen System ent­

scheidet, wird nach den Erfahrungen der 

letzten Jahre um etwa 70 Prozent der Entlaß­

schüler eines Jahrganges liegen. 

I Berufswahlverhalten 
wird durch 

Berufsinhalt und 
Berufserwartung bestimmt 

• Berufswahlverhalten: Das Berufswahlver­

halten der Schulabgänger und damit die Ent­

scheidung für einen Beruf wird durch den 

Berufsinhalt und durch die Berufserwartung 

bestimmt. Eine Berufstätigkeit, die keine be­

rufliche Entwicklung erkennen läßt, wird als 

nicht attraktiv gewertet. Unverkennbar ist der 

sich verstärkende Trend zu den Dienstlei­

stungsberufen oder zum Studium. Beim Per­

sonalmarketing für Auszubildende ist daher 

insbesondere die spezifische Attraktivität der 

Berufe herauszustellen, um geeignete Bewer­

ber interessieren und gewinnen zu können. 

• Unternehmens- bzw. Branchenimage: Un­

ternehmen prägen durch ihre anerkannte Bil­

dungsarbeit auch über ihre Produkte und 

Dienstleistungen hinaus das Unternehmens­

image. Die Attraktivität des Unternehmens 

wird daher auch durch die Attraktivität der 

Personal- und Bildungsarbeit maßgeblich 

mitbestimmt. 

So wie sich ein Unternehmensimage bildet, 

prägt sich letztlich auch das Branchenimage 

als Summe der in der Branche tätigen Unter­

nehmen. 
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Errechnung eines 
Orientierungswertes für den 
Bedarf an Auszubildenden 

Unter Berücksichtigung der Einflußgrößen 

kann ein Orientierungswert ermittelt werden, 

der als Mittelwert innerhalb einer gewissen 

Bandbreite zu sehen ist. 

Die Grundformel für die Berechnung des 

Einstellungsbedarfs für Auszubildende lautet 

wie folgt: 

Est = LE/GE · Q · Fq · Dg 
Vq · Üq · 100 

Est = Einstellungsbedarf 

LE/GE =Lohnempfänger/ 

Gehaltsempfänger 

Q = Fachkräftefaktor (in Prozent) 

Fq 

Dg 

Vq 

Üq 

= Fluktuationsquote (in Prozent) 

= Deckungsgrad (in Prozent) 

= Verbleibsquote während der Aus­

bildung (in Prozent) 

= Übernahmequote nach der Ausbil­

dung (in Prozent) 

Nachstehende Musterrechnung für die Er­

mittlung des Ausbildungsbedarfs an ge­

werblichen Auszubildenden erläutert den 

Rechenvorgang. 

Die Musterrechnung geht beispielhaft von 

folgenden Annahmen aus: 

Für ein Unternehmen mit 1 000 Lohnemp­

fängern ist der Einstellungsbedarf an ge­

werblichen Auszubildenden für das Ge­

schäftsjahr 1996 zu ermitteln. 

In die Rechnung einzubeziehen ist die An­

zahl der in der Geschäftsplanung für die Jah­

re 1999-2000 ausgewiesenen Lohnempfän­

ger (Ausbildungsdauer = 3,5 Jahre), LE = 

1 000. Der benötigte Fachkräfteanteil wird 

mit Q = 60 Prozent angenommen. 

Die Fluktuationsquote, Fq, wird unter Zu­

grundelegung der mittelfristigen Erfah-



rungswerte mit fünf Prozent einbezogen. Die 

örtliche Arbeitsmarktsituation läßt erwarten, 

daß 20 Prozent der benötigten Fachkräfte 

vom Arbeitsmarkt gewonnen werden kön­

nen. Dementsprechend beträgt der Dek­

kungsgrad des Fachkräftebedarfs durch eige­

ne Berufsausbildung Dg = 80 Prozent. 

Während der Berufsausbildung muß mit Ab­

gangsverlusten gerechnet werden. Es wird ei­

ne Verbleibsquote während der Berufsausbil­

dung von Vq = 95 Prozent angenommen. 

Die Übernahmequote der Auszubildenden, 

die nach abgeschlossener Berufsausbildung 

in ein Arbeitsverhältnis übernommen werden 

können, beträgt nach vorliegenden Erfahrun­

gen etwa Üq = 80 Prozent. 

Est 1996 = 1 000 . 60 . 5 . 80 = 32 
95 . 80 . 100 

Die rechnerische Ermittlung ergibt somit, 

daß bei entsprechender Geschäftsplanung für 

das Jahr 1999 32 gewerbliche Auszubildende 

im Geschäftsjahr 1996 eingestellt werden 

müssen, damit eine ausreichende Anzahl von 

Fachkräften durch eigene Berufsausbildung 

entsprechend den angenommenen Einfluß­

größen herangeführt werden kann. 

Die gleiche Rechnung kann ebenso für die 

kaufmännische Berufsausbildung aufge­

stellt werden. Nachstehend durchgeführte 

Musterrechnung geht von folgenden Annah­

men aus: 

Der Einstellungsbedarf von kaufmännischen 

Auszubildenden für 1996 unterstellt für das 

Geschäftsjahr 1999 (Ausbildungsdauer = 3,0 

Jahre) ein GE von 150 kaufmännischen An­

gestellten, von denen Q = 80 Prozent eine 

einschlägig abgeschlossene Berufsausbil­

dung aufweisen. Der Fluktuationswert, Fq, 

beträgt 4 Prozent, der Deckungsgrad, Dg, 60 

Prozent. Die Verbleibsquote, Vq, beläuft sich 

während der Ausbildung auf 90 Prozent, die 

Übernahmequote, Üq, auf 75 Prozent. Somit 

ergibt sich ein Einstellungsbedarf von 4 

Abbildung 2: Zwischenbetrieblicher Ausbildungsverbund am Beispiel Industrielle Metall- und 
Elektroberufe 

24 Monate Betriebsausbildung 

Stammbetrieb 

kaufmännischen Auszubildenden im Ge­

schäftsjahr 1996. 

Est 1996 = 150 . 80 . 4 . 60 = 4 
90. 75 . 100 

Diese so rechnerisch ermittelten Werte kön­

nen nur Orientierungswerte für die dann indi­

viduell zu treffenden Entscheidungen und die 

Festlegung, in welchen Ausbildungsberufen 

ausgebildet werden soll, sein. Sie ermögli­

chen aber eine fundierte, mit der Geschäfts­

planung zu verzahnende Entscheidungs­

grundlage. 

Verzahnung der operativen 
Geschäftsplanung 
mit der Bildungsplanung 

Die Arbeitsleistung für eine bedarfsorientier­

te Aus- und Weiterbildung verursacht einen 

Aufwand, der durch entsprechende Produk­

tivleistungen teilweise kompensiert werden 

kann. Dennoch nehmen die Bildungskosten 

brutto eine Größenordnung ein, die es, wie 

bei anderen Kostenarten auch, ermöglichen 

bzw. sinnvoll machen, eine operative Bil­

dungsplanung mit der Geschäftsplanung zu 

verzahnen. 

Allein die Ausbildungskosten für die vorste­

hend dargelegten Musterrechnungen würden 

sich bei einer kontinuierlichen Ausbildung 

auf über 4,0 Mio. DM pro Jahr belaufen. 

Zwischenbetrieblicher 
Ausbildungsverbund 

Abbildung 2 verdeutlicht im Prinzip, wie 

auch Betriebe, die einen Einstellungsbedarf 

von weniger als zehn Auszubildenden im ge­

werblich-technischen Bereich haben und 

keine eigenen Bildungsaktivitäten durchfüh­

ren, dennoch ihren Fachkräftenachwuchs ge­

zielt sichern können. 

Ausgegangen wird von einer Ausbildungs­

dauer von dreieinhalb Jahren, also 42 Mona­

ten, die sich in die betriebliche Ausbildungs­

zeit von 24 Monaten und die Ausbildungs­

dauer in der Verbund-Lehrwerkstatt von 18 

Monaten aufteilt. Der Stammbetrieb hat 
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demnach für die Personalkosten über die ge­

samte Ausbildungsdauer aufzukommen. Zu­

sätzlich fallen Ausbildungssachkosten an. 

Während der betrieblichen Ausbildung erge­

ben sich jedoch auf der Ertragsseite nicht un­

beträchtliche Produktivleistungen, die von 

den Auszubildenden bei sinnvollem Einsatz 

im Betrieb erbracht werden. Diese können 

die Ausbildungssachkosten je nach Gegeben­

heiten um bis zu 140 Prozent kompensieren. 

Stabilität und Kontinuität 
durch Bedarfsorientierung 

Eine bedarfsorientierte Bildungsplanung und 

daran anschließend operative Bildungsarbeit 

wirken nicht allein auf die Personalpolitik 

eines Unternehmens stabilisierend, sondern 

urnfaßen auch Wirtschaftlichkeit und Effizi­

enz. In die bedarfsorientierte Entscheidungs­

tindung zum Ausbildungsbedarf gehen über 

die Einflußgrößen auch die veränderten Um­

feldbedingungen mit ein. So bleibt es zu 

wünschen, daß über die einzelunternehrneri­

schen bedarfsorientierten Bildungsaktivitäten 

auch eine wirtschafts- und gesellschaftspoli­

tische Wirkung erzielt wird, die ihren Beitrag 

zur Standortsicherung leistet. 

Subjektivierung von Arbeits-
und Lernprozessen- Entwicklung 
eines neuen Wissenstypus? 

Sibylle Peters 

Prof Dr. phil. , Institut für 

Berufs- und Betriebspäd-

agogik, Otto-von-Guericke­

Universität Magdeburg 

Zwei Trendaspekte verstärken sich 

wechselseitig: Die Individualisierung 

erfährt im Kontext betrieblicher ln­

novationsstrukturen eine Wendung 

hin zu ökonomischen Strukturen zur 

besseren Nutzung der Leistungspo­

tentiale für die Organisation Betrieb. 

Zudem wird in den nächsten Jahren 

die Organisation in ihrer sozialen 

Microstruktur mit einer produktiven 

Einbindung des Individuums stärker 

im Mittelpunkt gesellschaftsstruktu­

reller Fragestellungen stehen.1 

In die Realisierung dieser Trends wird Bil­

dung als eine generelle Ressource für die Lö­

sung gesellschaftlicher Probleme direkter in 

die Organisation und ihre soziale Micro­

struktur des Betriebs eingebunden. Berufli­

che Weiterbildung insgesamt wird innerhalb 

des Wirtschaftssystems immer mehr eine di­

rekte Ressource, die sich grundsätzlich von 

anderen Teilen des Bildungssystems durch 

ihre marktwirtschaftliche Organisation, 

durch den Pluralismus des Angebots und 

durch die subsidiäre Rolle des Staates unter­

scheidet. Der beruflichen Weiterbildung wer­

den drei Aufgaben zugesprochen: sie hat sich 

erstens in Kooperation mit der betrieblichen 

Personal- und Organisationsentwicklung 

weiter zu entwickeln, zweitens die regionale 

Wirtschaftsförderung mit zu initiieren und 

drittens die öffentliche Arbeitsmarktpolitik 

zu steuern. 

Demgegenüber hat betriebliche Weiterbil­

dung - als Lernen im Arbeitsprozeß - diese 

Aufgaben nicht direkt wahrzunehmen. 

Gleichwohl wird Lernen im Arbeitsprozeß 
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immer direkter bei Friktionen auf dem Ar­

beitsmarkt wirksam. Bildungs- und Qualifi­

zierungsfragen werden ohne Zurückverwei­

sung in das Bildungssystem im Betrieb orga­

nisiert. Lernen im Arbeitsprozeß dient dem 

schnellen und unverzüglichen Reagieren auf 

Marktveränderungen. Dabei wird Lernen im 

Arbeitsprozeß für immer vielfaltigere For­

men und neue Gruppen von Mitarbeitern in 

unternehmerischen Gesamtstrategien zur 

Reorganisation von Strukturen und Prozes­

sen sowie zur Flexibilisierung der Strukturen 

als Entwicklungsfeld genutzt. Das Gelingen 

unternehmenscher Gesamtstrategien hängt 

zunehmend davon ab, daß sich der Betrieb 

sozialkommunikativen sowie pädagogischen 

Aspekten und damit einer Einbindung erzie­

hungswissenschaftlicher Überlegungen öff­

net. Es werden zunehmend sozial- und erzie­

hungswissenschaftliche Fragen bei der Inten­

sivierung von Kommunikations- und Infor­

mationstechnologien für Lösungen von Inno­

vationsstrategien herangezogen. So gesehen 

handelt es sich nicht nur um eine Annähe­

rung zwischen Wirtschaft und Pädagogik, 

sondern das Wirtschaftssystem nimmt zur 

Lösung ökonomischer und betrieblicher Ver­

änderungen Lösungswege sozialer Systeme 

hinzu. Lernen im Arbeitsprozeß gewinnt zu­

nehmende Beachtung, und diese Entwick­

lung soll in bezug auf den Schlüsselbegriff 

Wissen und den Gebrauch von Wissenstypen 

innerhalb betrieblicher Veränderungen in 

diesem Beitrag aufgezeigt werden. 

Zur Strukturierung dieser Fragen soll der 

Beitrag in drei Teile gegliedert werden: er­

stens den neuen Unternehmerischen Gesamt­

strategien innerhalb von Organisationsent­

wicklungsansätzen, zweitens den Rückfra­

gen an Pädagogik und Erziehungswissen­

schaft, wie z. B. Erziehungswissenschaft und 

speziell Berufs- und Betriebspädagogik so­

wie die Erwachsenenbildung Einfluß auf 

Lern- und Qualifizierungsfragen im Betrieb 

nehmen, und drittens Aspekte eines neuen 

Wissenstypus, in den Fragen einer Ausgestal­

tung für Gestaltungsoptionen hinsichtlich der 

subjektiven Seite der Arbeits- und Lernpro­

zesse aufgenommen werden könnten. 

Unternehmerische Gesamt­
strategien, Umstrukturierungs­
prozesse und Qualifikations­
anforderungen 

Zunehmend sind verschärfte internationale 

Wettbewerbsbedingungen mit dem Wandel 

vom Verkäufermarkt zum Käufermarkt ver­

bunden. Dadurch werden betriebliche Ratio­

nalisierungs- und Flexibilisierungsstrategien 

forciert. Im Zusammenhang mit der Einfüh­

rung und Verbreitung neuer Informations­

und Kommunikationstechnologien entstehen 

neue Produktions- und Organisationskonzep­

te, die wiederum veränderte Qualifikations­

anforderungen nach sich ziehen. Begriffe wie 

lean production, fraktale Fabrik, das intelli­

gente Haus, die lernende Fabrik, Total Quali­

ty, Organisationslernen etc. setzen in ihren 

Konzepten auf verschiedene Akzente -

grundsätzlich orientieren sich die Umstruktu­

rierungen im Betrieb zunehmend auf Verän­

derungen der Aufbau- und Ablauforganisati­

on. Ausgangspunkt dieser Veränderungspro­

zesse ist, daß in den letzten eineinhalb Jahr­

zehnten eine gesellschaftliche Modernisie­

rung und ein Wandel unternehmerischer Leit­

bilder eingesetzt hat, bzw. veränderte Anfor­

derungen haben allgemein ihren Ursprung 

darin, daß Technik und Technikentwicklung 

als dominante Leitidee ihre zukunftsweisen­

de Orientierung eingebüßt haben. Die noch 

in den 80er Jahren favorisierte Technikzen­

trierung durch die CAD- und CIM-Strategien 

ist obsolet2 und humane Ressourcen als ein 

Element von Modernisierung erfahren eine 

neue Aufmerksamkeit. Zunächst wurde folg­

lich in betrieblichen Modernisierungskon­

zepten eine technikzentrierte Strategie bevor­

zugt, jedoch das Ungleichgewicht von Ar­

beitsorganisation, Technikeinsatz und Quali­

fikation ist offensichtlich weder technisch -

durch technozentrierte CIM-Konzepte -

noch durch fachliche Qualifikationsanstren­

gungen zu bewältigen, solange das Produkti­

onssystem des Taylorismus nicht ebenfalls in 

Frage gestellt wird. In den letzten Jahren zie­

len Umstrukturierungen auf neue Formen ei­

ner systemischen Rationalisierung, die als 

berufliches Handeln eine Komplexität von 

bisher unbekanntem Ausmaß erfordert. Da­

bei vollziehen sich betriebliche Rationalisie­

rungsprozesse im Sinne technischer, ökono­

mischer, sozialer und organisatorischer Stra­

tegien auf vier verschiedenen Ebenen: 

• Produktinnovation: Gemeint ist hiermit 

die Erweiterung oder Einschränkung der 

Produktpalette und -komplexität, der Quali­

tätssteigerung wie auch z. B. die Herstellung 

besserer Kundenbeziehungen (Kundennähe). 

• Produktionsverfahren: Dies betrifft die 

verfahrens- und fertigungstechnischen Inno­

vationen durch Mechanisierung, Automati­

sierung und Flexibilisierung der Produktion 

und die Veränderung der Fertigungstiefe und 

der -Organisation. 

• Arbeitskräfte: Hiermit sind Veränderun­

gen der Rekrutierungs- und Qualifizie­

rungsmechanismen, die Schaffung neuer Ar­

beitseinsatzformen, die Leistungspolitik und 

erweiterte Nutzung der Arbeitskraft durch 

flexible Arbeitsstrukturen, der variable Per­

sonaleinsatz und davon abhängig neue Moti­

vations- und Integrationsformen, veränderte 

Lernarrangements, Führungsformen sowie 

Konzepte zur Unternehmenskultur angespro­

chen. 

• Organisation und Information: Restruk­

turierung der innerbetrieblichen Funktions­

bereiche und Kompetenzverteilung zwischen 

Abteilungen in Verbindung mit der informa­

tionstechnischen Neuordnung von Planungs-, 

Steuerungs- und Kontrollfunktionen. 3 

Anforderungen an die Ausbildung 

In diese Prozesse ist Weiterbildung direkt 

und zunehmend auch berufliche Erstausbil­

dung einbezogen. Alle diese neuen Entwick­

lungen und Strategien zielen auf Flexibilisie-
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rung, Dezentralisierung, Vemetzung syste­

misch anderer Steuerungen und wenden sich 

von linear angeordneten Funktionsaufgaben 

Prozeßkettenorientierungen zu. In ihnen sol­

len produkt- und fertigungstechnische Neue­

rungen stärker mit organisatorisch-strukturel­

len Innovationen gekoppelt werden. In dieser 

Entwicklung findet - retrospektiv betrachtet 

- das Lernen im Arbeitsprozeß zunächst als 

Lernen am Arbeitsplatz4 Beachtung. Dazu 

gehören zunehmend Überlegungen, die das 

Organisationslernen direkt betreffen und das 

Lernen am Arbeitsplatz sowie im Arbeits­

prozeß in einem viel umfassenderen Sinne 

betreffen. In der betrieblichen Erstausbildung 

sind dies Modellversuche zum Begriff 

"Leminseln" im Kontext des Dezentralen 

Lemens5, die den Teil der praktischen Unter­

weisung am sekundären Lemort, den 

Arbeitsplatz und das Team, betreffen und die 

Lernorte innerhalb veränderter Organisati­

onsstrukturen miteinander verknüpfen wol­

len, um eine gestaltungsorientierte Berufsbil­

dung zu ennöglichen. Der Arbeitsplatz in der 

Produktion hatte bisher nur eine untergeord­

nete Bedeutung. Der Kerngedanke des de­

zentralen oder auch des arbeitsplatzbezoge­

nen Lemens in der Berufsausbildung lautet 

nun, Lernen soll an ausgewählten Arbeits­

plätzen als Teil veränderter Bedingungen der 

Organisation möglich sein. Es handelt sich 

um eine Renaissance der Neubewertung und 

Aufwertung des Arbeitsplatzes gegenüber 

Bildung in Bildungsinstitutionen. Darin 

zeichnet sich eine Trendwendung ab: In den 

letzten zwei Jahrzehnten lagerten Groß- und 

Mittelbetriebe die Ausbildung kontinuierlich 

vom unmittelbaren Arbeitsprozeß zugunsten 

zentralorganisierter Ausbildungsanteile aus 

dem Produktionsprozeß aus. Die Argumenta­

tion dazu lautete, daß die fachliche Ausbil­

dung in zentrierter Fonn jenseits des indu­

striellen Arbeitsprozesses besser gewahrt 

werde, da die Einführung neuer computerge­

stützter Technologien zur Substitution quali­

fizierter Arbeit führen würde und diese Pro­

zesse Tendenzen der Dequalifizierung be­

inhalteten, denen nur durch eine systema-

tisch strukturierte berufliche Fachausbildung 

jenseits des Arbeitsplatzes entgegengewirkt 

werden könne. Innerhalb dezentraler Kon­

zepte werden Auszubildende nun jedoch am 

Arbeitsplatz direkt mit realen Auftragsarbei­

ten vertraut gemacht. Ziel ist es, 

• neue Arbeitsorganisationsfonnen durch 

die Integration von Kopf- und Handarbeit in 

erweiterten und angereicherten Tätigkeiten 

real zu lernen, 

• eine Einführung in Teamarbeit bereits 

während der Ausbildung anzustreben und ei­

ne Sozialisierung in das Betriebs- und Be­

rufsleben zu ennöglichen, 

• neue Kompetenzbündel in der Kombina­

tion von Fach-, Sozial- und Selbstkompetenz 

durch integrierte Aufgaben zu erproben. 

Anforderungen an die Weiterbildung 

Die Situation in der betrieblichen Weiterbil­

dung als Lernen im Arbeitsprozeß ist etwas 

anders gelagert. 6 Zentrale Überlegung ist, ei­

ne Reorganisation der Arbeit anzustreben, 

die die Technikdominanz der Produktions­

und Fertigungsverfahren auflöst. Hier steht 

der Begriff der Dezentralisierung insbeson­

dere für Implementierungsstrategien von 

Gruppen- und Tearnkonzepten. Die in derbe­

trieblichen Weiterbildung als "bottom-up" 

bezeichneten Strategien sollen traditionelle 

tayloristische Management- und Kontroll­

strategien als "top-down"-Muster ergänzen 

und teilweise ablösen. Zunächst sollen die 

Erfahrungen und das Wissen aller Beschäf­

tigtengruppen nicht nur für einen erweiterten 

Handlungskompetenzerwerb den Individuen 

überlassen bleiben, sondern das Wissen und 

die Erfahrungen aller sollen für Gruppen­

und Synergieeffekte zur Organisationsent­

wicklung genutzt werden. Ausgangspunkt 

ist, daß entsprechend der Auflösung technik­

zentrierter Leitbilder die Regelkreise der In­

genieure und Manager im Alltag nicht so mo­

dellhaft verlaufen, wie entsprechende Kon­

zepte und Systeme es vorsehen, und Beschäf­

tigte auf allen Ebenen zunehmend über kom-
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pensatonseh-innovative Kompetenzen verfü­

gen müssen, um die Lücke zwischen Arbeits­

anweisung und -ausführung selbstorganisie­

rend zu schließen. Qualität und Quantität der 

Produktion sollen somit durch eine Direkt­

steuerung der am Arbeitsplatz Beschäftigten 

beeinflußbar sein. Gruppenkonzepte wie 

Qualitätszirkel, Lemstätten, Problemgruppen 

etc. versuchen als "bottom-up"-Strategien 

die Probleme aus dem betrieblichen Alltag 

ihres Arbeitsbereiches zu lösen, z. B. in der 

• Zusammenarbeit mit Kollegen und Vorge­

setzten, 

• Fertigstellung und Qualitätssicherung von 

Produkten als ein inhaltliches Problem, 

• Arbeitsorganisation im eigenen Arbeitsbe­

reich sowie in angrenzenden Arbeitsberei­

chen. 

Die Einbeziehung individuellen Erfahrungs­

Iemens durch sporadische Qualifikationspro­

zesse soll eine effiziente Gestaltungspolitik 

unterstreichen. Mit dem Einsatz einer verän­

derten Qualifizierungspolitik könnten z. B. 

folgende Ziele erreicht werden: 

• Dezentralisierung und Funktionsintegrati­

on am Arbeitsplatz in Verbindung mit der 

Übertragung von mehr Verantwortung auf 

die Gruppe und den einzelnen, insbesondere 

in bezug auf die Qualitätssicherung der Pro­

dukte, 

• Aufgaben- und Funktionsintegration vom 

Arbeitsplatz aus leisten, indem der Wandel 

vom Mensch-Maschine-Bezug zum Team­

System-Bezug eingeleitet wird, 

• Einebnung hierarchischer Strukturen 

durch die Übernahme neuer Rollen in der 

Gruppe der Manager, die zunehmend als 

Moderatoren, Berater, Coachs arbeiten sol­

len, um Anweisungs- und Kontrollfunktio­

nen dadurch zurücknehmen zu können, 

• Schließung der Akzeptanzlücke bei Ein­

führung neuer Technologien wie CIM etc. 

durch eine Qualifizierung als Anpassung an 

veränderte technisch-organisatorische Be­

dingungen am Arbeitsplatz, 

• Qualifizierung für die Übernahme neuer 

Aufgabenintegration durch eine Aufgaben-



bündeJung von zuvor getrennten Arbeits­

schritten von der Planung bis zur Kontrolle, 

• Qualifizierung und Beratung sowie eine 

Qualifizierung für die rationale Gestaltung 

sozialer Prozesse im Sinne der Verbesserung 

des Interaktionsbereichs für nicht standardi­

sierbare und nicht antizipierbare Aufgaben. 

Für diese Umstrukturierungen ist eine Quali­

fizierung angedacht und die Reorganisation 

der Arbeitsorganisation auf folgenden vier 

Ebenen vorgeschlagen worden: 

• fachliche, produkt- und materialspezifi­

sche Anforderungen einschätzen Jemen, 

• Beherrschung der Arbeitsmittel sichern, 

• Kommunikation und Interaktion in hori­

zontaler und vertikaler Achse fördern, 

• Qualifizierung zur Weiterentwicklung des 

technischen und sozialen Systems. 7 

Daß sich diese Erwartungen an die Einfüh­

rung von Gruppenarbeit und die Neugliede­

rung einzelner Arbeitsbereiche in dezentrale 

Einheiten nicht in der angestrebten Weise er­

füllt haben, liegt an verschiedenen Faktoren: 

Zum einen betrifft es Fragen der Zurücknah­

me der technikzentrierten Leitidee. Die Zu­

sammenlegung verschiedener aneinander­

grenzender Arbeitsbereiche bringt zwar die 

gewünschten Effekte einer Flexibilisierung, 

Produktionslaufverkürzung und Qualitäts­

steigerung der Produktion. Unter sich ver­

schärfenden Marktbedingungen blieben 

Gruppen- und Teamkonzepte dennoch "bot­

tom-up"-Strategien, d. h. , sie wurden auf un­

teren Hierarchieebenen horizontal entwik­

kelt, blieben aber parallellaufende Strategien 

zu bestehenden Funktionsbereichen im mitt­

leren Management. Kurz: Teamstrategien als 

"bottom-up"-Strategien sind nicht integriert, 

sondern allenfalls an Hierarchie- und Kon­

trollbereiche angefügt oder angeklebt und 

beeinflussen folglich weiterreichende Um­

strukturierungen nicht bzw. sind nicht Ge­

genstand von Veränderungen der Organisa­

tionsbasis selbst. Dadurch bedingt hat eine 

reale Flexibilisierung von Kompetenzen und 

Macht zugunsten der operativen Ebenen 

nicht stattgefunden. Oft haben die Gruppen­

konzepte nur den Status einer "normativen 

Beteiligung" mit dem Ziel, Haltungen, Nor­

men und das Erleben einer subjektiven Di­

mension des Unternehmensgeschehens zu 

ermöglichen. Dies war insbesondere dann 

der Fall, wenn es um Fragen der Schließung 

der Akzeptanzlücke durch entsprechende 

Qualifizierungs- und Beteiligungsstrategien 

ging. Lernen im eigentlichen Sinne fand zu­

mindest als geplante Maßnahme nicht statt, 

und Umstrukturierungen gerieten in eine 

Diskrepanzfalle. 

Der zweite Aspekt betrifft den Schlüsselbe­

griff Wissen. Um dergleichen umfassende 

Prozesse einleiten zu können, müssen auch 

Darstellungs- und Dokumentationsformen 

des Wissens als Leistung des Subjekts inner­

halb von Fragen zur Organisation bedacht 

bzw. Fragen einer neuen Verteilung von Wis­

sen Aufmerksamkeit entgegengebracht wer­

den. Des weiteren muß darüber nachgedacht 

werden, ob die Entscheidungsträger von Um­

strukturierungen nicht zusätzliches Wissen 

benötigen, daß bei rollenspezifischer Zuwei­

sung von Kompetenz und Macht hierarchisch 

gebunden war, nunmehr unter veränderten 

Arbeitswirklichkeitsbedingungen flexibili­

siert, erweitert etc. werden muß. 

Entwicklungsfelder innerhalb 
von Organisationsentwicklung 

In den letzten Jahren nun erreicht uns eine 

neue Phase von Unternehmensstrategien und 

das Kredo des Lernenden Unternehmens 

bzw. Organisationslemen. Es hat - in der 

theoretischen Diskussion - eine zukunfts­

weisende Orientierung übernommen, worin 

die Ressource Bildung in systematischer Ver­

knüpfung konzentrierter angestrebt wird. Die 

Einführung der Elemente Dezentralisierung 

durch Gruppenarbeit als parallel angelegte 

Projekte zur Arbeitsorganisation haben die 

tayloristischen Arbeitsstrukturen nur ergänzt. 

Der Taylorismus könne, so neuere Über­

legungen, erst in veränderten Strukturen -

wie in der Lernenden Organisation und das 

Organisationslernen und Vernetzungsstrate­

gien als radikale Umstrukturierung der Ar­

beitsorganisation im Sinne einer wechseln­

den Lern-, Verbesserungs- und Gestaltungs­

fähigkeit - überwunden werden. Programm 

innerhalb veränderter Unternehmensstrategien 

muß eine integrative, wechselseitige und pro­

spektiv abgestimmte Gestaltung von Tech­

nik, Organisations- und Personalentwicklung 

einschließlich differenzierter Qualifizie­

rungsstrategien sein. Neue Konzepte sollen 

ihren Ausgang von folgenden Problemen 

nehmen: 

• der Abflachung von Hierarchien stehen 

jahrzehntelange tradierte Kontrollansprüche 

gegenüber, die weiter verteidigt werden, 

• gewählte Arbeitnehmervertreter sehen 

durch die direkte Partizipation am Arbeits­

platz Gefahren für das System der Interes­

senvertretung, 

• Protagonisten und Gestalter der techni­

schen Auslegung von Arbeitssystemen in 

Entwicklungsabteilungen fürchten bei Mit­

sprache der Betroffenen um ihr tradiertes Ge­

staltungsmonopol, 

• die betroffenen Mitarbeiter, geprägt durch 

eine jahrzehntelange Arbeitssozialisation in 

Verrichtung und Anweisung nach Kontrolle, 

stehen den Unternehmerischen Kommunika­

tions- und Beteiligungsangeboten mißtrau­

isch bis abwartend gegenüber. 8 

Unternehmerische Gesamtkonzeptionen zie­

len nunmehr auch auf die Abschmelzung 

funktionsbezogener Hierarchiepositionen, 

die Organisationsstruktur selbst soll zum Ge­

genstand der Veränderung gemacht werden. 

Qualifizierungsstrategien werden darin un­

entbehrlicher und bisher noch wenig im 

Blickfeld stehende Beschäftigtengruppen ge­

raten in den Mittelpunkt weitreichender Qua­

lifizierungs- und Beteiligungsstrategien. Ihre 

differenzierten und individuellen Lernvor­

aussetzungen, ihre Partizipations- und Ge­

staltungsmöglichkeiten, Erfahrungen und 

Kompetenzen für Problemlösungswege sol­

len besser genutzt werden. Folgende Qualifi­

zierungstrends sind zu beobachten: 
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Managementqualifizierung 
als Multiplikatorenqualifizierung 

Manager sind Promotoren und das Binde­

glied zwischen Organisations- und Personal­

entwicklung. Zu ihren Aufgaben gehören 

• Entwicklung, Gestaltung und Evaluierung 

betrieblicher Umstrukturierungen auf der Ba­

sis der Umschichtung, Neueinstellung und 

Entlassung von Personal; 

• Ermittlung notwendiger Qualifizierungs­

strategien; 

• Modelle für strukturelle und organisatori­

sche Verbesserungen zu initiieren, zu erpro­

ben und zu transformieren; 

• Fragen der Dezentralisierung von Ent­

scheidungsprozessen und 

• die Erprobung von auf Konsens und Betei­

ligung ausgerichteten Führungsstilen, die die 

Einführung flacherer Hierarchien ermög­

lichen, etc. 9 

Qualifizierung des Managements 
auf mittlerer Ebene 

Die Qualifizierung der Techniker und Mei­

ster soll sich am spezifischen Tätigkeitsprofil 

orientieren. Dieser Personenkreis muß in be­

sonderem Maße soziale und methodische 

Kompetenzen erwerben, da er hauptsächlich 

von der Abschmelzung funktions- und positi­

onsorientierter Aufgabenzuschnitte betroffen 

ist. 

Dieser Personenkreis soll zunehmend in 

horizontalen Entscheidungs- und Hierarchie­

strategien neue Rollenanforderungen und 

Aufgaben zugewiesen bekommen, die im 

Hinblick auf Partizipation und Konsens mit 

allen Beschäftigten des Bereiches ausgerich­

tet sind und Gestaltungsoptionen für verän­

derte grenzübergreifende Aufgaben zulassen. 

In der beruflichen Weiterbildung ist das der 

klassische Bereich der Qualifizierung zur 

Vertiefung und Ergänzung der fachlichen 

Erstausbildung, in die verstärkt fachübergrei­

fende Bildung auf den von DYBOWSKI u. a. 

benannten Ebenen vorgeschlagen wird. 

Qualifizierung auf der unteren 
Mitarbeiterebene 

Die Qualifizierung auf dieser Ebene dient zu­

nächst generell der Technikanpassung im 

weitesten Sinne. Dazu gehören in zunehmen­

dem Maße auch Fragen, wie beispielsweise 

das Erfahrungswissen in systematische Ver­

änderungsprozesse eingebunden und in ver­

änderte Überwachungs-, Einrichtungs-, Test­

und Kontrollfähigkeiten genutzt werden 

könnte, da diese Gruppen infolge neuer Pro­

duktionsstrategien veränderten, teilweise 

auch erweiterten Arbeitstätigkeiten nachge­

hen sollen. Genereller werden hier jedoch 

Zielsetzungen verfolgt, die veränderte Tätig­

keiten möglichst mit einem geringen Bil­

dungs- und Weiterbildungsaufwand verbin­

den. Teilweise geht es hier gar nicht direkt 

um eine Qualifizierungspolitik, sondern un­

ter sozialpsychologischen Aspekten spielt 

die Stärkung und das Einüben von Mental­

strukturen eine wesentliche Rolle, die zur Er­

reichung der Akzeptanz neuer Technologien 

notwendig sind. Derartige Qualifizierungs­

strategien konzentrieren sich als Lernen am 

Arbeitsplatz nicht selten auf Einarbeitungs­

module, die i.d.R. von Herstellerfirmen mit­

geliefert werden. 

Gruppen- und Teamarbeit, 
die bis zur qualifizierenden Arbeits­
gestaltung durch die Verbindung 
von Lernen und Arbeiten reicht 

Dabei geht es um Modelle und Strategien de­

zentralen Lernens, wobei eine Erweiterung 

der Qualifizierung bis hin zu arbeitsplatz­

übergreifenden, dezentralen Strategien vor­

gesehen ist, die den gesamten Arbeitsprozeß 

bzw. die Arbeitsstruktur umfassen. Innerhalb 

von Teamarbeit spielt hier die Selbstqualifi­

zierung des Teams eine essentielle Rolle. Sie 

sollen nunmehr verstärkt in soziale Steue­

rungsmomente von vernetzenden Gesamt­

strategien einbezogen werden. Kooperatio­

nen mit Zulieferem, mit Abteilungen, wie 
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Verkauf etc., sollen für Innovationen erprobt 

werden. 10 

Wissen, Wissenstypen und 
Wissensverteilung als 
pädagogisches Element in 
Umstrukturierungsprozessen 

Innerbetrieblich ist eine Qualifizierungspoli­

tik angesagt, die Gestaltungsorientierung für 

Lernprozesse aufgreifen will. Hat die Erzie­

hungswissenschaft nun einen Anteil an den 

Veränderungs- und lnnovationsstrategien, und 

wie reflektiert sie Fragen von pädagogischem 

Wissen für Gestaltungsprozesse? Grundsätz­

lich sei vorweggeschickt erziehungs- und 

insbesondere erwachsenenpädagogisches 

Wissen sowie berufspädagogisches Wissen 

sind längst nicht mehr an Bildungsinstitutio­

nen gebunden, sondern dieses Wissen ist in 

andere gesellschaftliche Subsysteme diffun­

diert und universell einsetzbar geworden. Da­

von unabhängig ist die Frage der pädagogi­

schen Profession zu sehen. Gleichwohl wird 

für betriebliche Qualifizierungsfragen päd­

agogisches Professionswissen in Anspruch 

genommen. 11 DEWE hat sich mit der Funkti­

on von Wissen für betriebliche Innovations­

prozesse befaßt und aufgeschlüsselt, welche 

verschiedenen pädagogisch-professionellen 

Wissensformen für Qualifizierungsprozesse 

relevant werden. Auch unter der Perspektive 

der ökonomischen Handlungslogik sind Fra­

gen über im Betrieb gehandelte Wissensty­

pen momentan en vogue. 12 Es geht um Über­

legungen, ob für Umstrukturierungen und 

Gestaltungsoptionen das bisher gehandelte 

Wissen allen Entscheidungsträgem zugäng­

lich sei, in welcher Weise Wissen neu zu ver­

teilen und damit zu flexibilisieren sei und 

wie es in veränderten Qualifizierungsstrate­

gien neu aufgegriffen werden müßte. 

Innerhalb pädagogisch-professionellen Wis­

sens sind drei Wissenstypen in Umstrukturie­

rungen mit wechselnder Tendenz en vogue. 



• Als erstes ist der fachspezifische Wissens­

typus zu nennen, welcher sich anhand didak­

tischer und methodischer Arrangements auf 

die Vermittlung fachspezifischen Wissens 

konzentriert. Er übernimmt die Vermittlung 

von anerkanntem technisch-organisatori­

schen Regelwissen, den inhaltsspezifischen 

Erwerb sowie die sinnhafte mentale Reprä­

sentation der Fakten, Konzepte und Regeln 

bestimmten fachlichen Instruktionswissens. 

Er sichert als solcher die Verbreitung von 

Leistungswissen und kann in Funktionsposi­

tionierungen des mittleren Arbeitsmarktseg­

mentes wegen seiner hohen Standardisierung 

problernlos integriert werden. Mit dem Be­

griff Dominanz des Fachprinzips hat die Ent­

wicklung der Berufsbildung auf die didakti­

sche Struktur und Gestaltung beruflichen 

Lemens Einfluß genommen. Prozesse beruf­

licher Wissensvermittlung können jedoch 

nicht die Struktur der Organisation Betrieb 

fassen und bleiben gegenüber der Organisa­

tion in ihrer Stabilität durch dieses Wissen 

indifferent gegenüber den normativen Orien­

tierungen der Mitarbeiter. Das Wissen ist an 

funktionsspezifische Arbeitsteilungen und 

seine Arbeitsablaufstruktur gebunden. Die 

Bestimmbarkeil für soziale und gestaltungs­

anleitende Dimension des Arbeitsmodells 

bleibt- trotz Erweiterung der Handlungsorien­

tierung als leitendes Prinzip - vernachlässigt. 

Innerhalb diesen Typus wird die technische 

Welt durch immer neues technisch-instru­

mentelles Wissen erklärt und bleibt undiffe­

renziert gegenüber Orientierungen und Inter­

essen der Träger des Wissens. 

• Der zweite Wissenstypus ist gruppen­

dynamischen und gruppenpädagogischen 

Strategien zugeordnet. Er konzentriert sich 

entsprechend therapeutischer Konzepte auf 

das Hier-und-Jetzt-Erleben und übernimmt 

die Steuerung motivationsfördernder Metho­

den, die die Erlebnis- und Erfahrungsfähig­

keit stimulieren. Er bleibt dadurch folgenlos 

gegenüber der Legitimation innerorganisato­

rischer Herrschaft, weil er an aktionistische 

Erfahrungsmomente ohne handlungsanlei­

tenden Sinn anknüpft und nicht die Subjekt-

perspektive einnimmt. Zudem bleiben der 

Sozialstatus der Mitarbeiter und seine ar­

beitsbiographischen Erfahrungen ausgeblen­

det. 

/
Innerhalb von Teamarbeit 
spielt Selbstqualifizierung 

des Teams 
eine essentielle Rolle 

• Als dritter Wissenstypus ist ein norma­

tiv-hermeneutischer bzw. ein explorativer 

zu nennen. Hier geht es um unterschiedliche 

Facetten von Wissen, das unser Gesamt­

handeln ordnet, gewichtet, mit Sinn belegt. 

Dieses Wissen integriert Alltagswissen und 

Fragen einer Konstitution von Lebens- und 

Arbeitswelt mit dem operativen Instruktions­

wissen des fachlich-beruflichen Wissens. In­

nerhalb dieses Wissenstypus wird das exi­

stentielle Bedürfnis des Menschen, seine 

Wissensbestände zu ordnen, Zusammenhän­

ge angesichts der Unübersichtlichkeit der 

Welt für Reflexionen und Handeln zu inte­

grieren, angesprochen. Im Kontext von z. B. 

betrieblicher Organisationsentwicklung ver­

netzt dieses Wissen, urteilt über Relevanzen, 

leistet Einschätzung und Bedeutsarnkeit, ver­

bindet Anschlußfähigkeit mit anderen Wis­

senstei len etc. Es ist ein Wissen, das z. B. für 

Lernen im Arbeitsprozeß zukünftig immer 

wichtiger wird, da Betriebe und Organisatio­

nen zunehmend als pädagogische Umwelt 

betrachtet werden können, die innerhalb ih­

res Innovationsanspruchs individuelles Wis­

sen als Leistungswissen und Kenntnisse für 

Gestaltungsoptionen miteinander verbinden 

müssen. Ein solches Wissen weist z. B. 

Merkmale wie diese auf: 

• Es ist Wissen, das für die Erfüllung von 

Organisationsaufgaben, nicht von Arbeits­

platzaufgaben wichtig ist. 

• Das Wissen müssen alle diejenigen haben, 

die für bestimmte Organisationsentschei­

dungen zuständig sind. Das sind potentiell 

immer alle, weil dezentral und vernetzt orga-

nisiert, alle potentielle, virtuelle Entschei­

dungsträger sind. 

• Dieses Wissen muß neuen Entscheidungs­

trägem kommunikationstechnisch zugäng­

lich sein, und es muß sichergestellt werden, 

daß es für sie akzeptabel ist. 

• Es muß immer an fachlich-berufliches 

Wissen anschlußfähig sein und sozialkom­

munikativ kommunizierbar sein. 

• Es muß, soziologisch gesprochen, in der 

Lage sein, Herrschaft und Kontrolle und de­

ren Symbolisierungsformen in Macht und 

Entscheidungen positionieren sowie soziale 

Verteilung thematisieren zu können, um ge­

staltungsorientierte Momente in ihrem Focus 

erfassen zu können. 

Das beinhaltet u. a., daß das fachlich-berufli­

che Wissen in andere Darstellungs- und Do­

kumentationsformen verändert thematisiert 

werden muß. Es muß erreicht werden, daß 

Entscheidungsträger das ihnen fehlende Wis­

sen suchen oder sich aus dem Prozeßgesche­

hen heraus dieses aufbereiten und in Grup­

penstrategien Kompetenz- und Machtfragen 

nicht tabuisieren. Sie müssen dazu in Kom­

munikation mit Personen und Rollenträgem 

treten, und das erfordert eine neue Art der 

Kommunikation als Basis für Veränderungs­

prozesse, die bisher innerhalb der Strukturie­

rung von Arbeitsprozessen produktionsorien­

tierter Arbeitswirklichkeit nicht in das Blick­

feld gerieten. 

Stärkung der subjektiven 
Seite der Lern- und 
Arbeitsprozesse durch 
Berufsbildungsforschung 

In diese Prozesse ist die zunehmende Sub­

jektivierung von Arbeits- und Lernprozessen 

einzubinden, und das erfordert eine neue Art 

der Kommunikation als Basis für Verände­

rungsprozesse. Wir wissen aber wenig über 

die Voraussetzungen und Interessen für die 

zur Verbesserung, Nutzung sowie Entwick­

lungsfähigkeit organisationaler Strukturen 
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aversierter Gestaltbarkeit der Handlungs­

ebenen der betrieblichen Akteure. Fragen zur 

subjektiven Seite der Arbeits- und Lernpro­

zesse sind vor dem Hintergrund des sozialen 

und ökonomischen Strukturwandels, höherer 

Bildungsziele und des allgemeinen Werte­

wandels zu sehen, die ihre Wirkung auch auf 

Wirtschaft und Betrieb entfalten, wie der Be­

griff der Unternehmenskultur dokumentiert. 

Um den einzelnen nun als souveränes Sub­

jekt Partizipation und Selbstbestimmung 

durch Qualifizierung und Selbstlernphasen 

zuzugestehen, ist Wissen über das Subjekt 

als empirisches und theoretisches Material 

und seine Vorstellungen erforderlich. Allge­

mein kann davon ausgegangen werden, daß 

die Interessen der Beschäftigten am Erhalt 

des Arbeitsplatzes, an höherem Lohn und an 

Aufstieg - zunehmend aber eben an inte­

ressanterer Arbeit - orientiert sind. Die sub­

jektiven Elemente der Planbarkeit des beruf­

lichen wie privaten Lebens sind gewichtiger 

geworden. 13 Nicht unabhängig von solchen 

Entwicklungen hat sich auch das Weiterbil­

dungsverhalten gewandelt. Weiterbildungs­

angebote als Lernen im Arbeitsprozeß inner­

halb von Qualifizierungs- und Beteiligungs­

strategien entsprechen jedoch nicht einer öf­

fentlich-rechtlichen Weiterbildung; sie sind 

nicht zertifizierbar, ohne Wert auf dem freien 

Arbeitsmarkt und im Betrieb ohne Gratifika­

tion außerhalb des betrieblichen Vorschlags­

wesens. Sind jedoch die Anforderungen an 

ein Lernen im Arbeitsprozeß ein immerwäh­

rendes Strukturmoment, müssen aufgrund 

gestiegener Qualifikationsanforderungen und 

gesellschaftsstrukturell bedingter Individua­

lisierungsprozesse Bildung und Arbeit aus 

der Perspektive der Subjekte neu aufeinander 

bezogen werden - es muß ein irgendwie ge­

arteter Sinn für die Anstrengungen des Ler­

nens im Arbeitsprozeß gesehen werden oder 

erstrebenswert erscheinen. 14 

Es ist bekannt, daß die Beschäftigtengruppen 

an qualifizierter Arbeit und an der Übernah­

me von Verantwortung zunehmend interes-

siert sind. Jedoch haben die Beschäftigten -

als betriebliche Akteure in bisher festen 

Kompetenznetzen für spezielle Funktions­

aufgaben eingebunden - wenig Erfahrungen 

mit Gestaltungsoptionen sammeln können, 

weder simulativ, virtuell und in den wenig­

sten Fällen real. 

Allgemein läßt sich sagen, durch die neue 

Qualifizierungspolitik wechselt die Ressour­

ce Mensch, überspitzt formuliert, vom Stör­

faktor zur Humanressource und damit zur ef­

fektiven Nutzung der in der Biographie gege­

benen Veränderungspotentiale. Diese Aspek­

te können insgesamt für die Berufsbildungs­

forschung neue Aufgaben stellen und in Mo­

dellversuchen, Projekten etc. sollten direkt 

dafür Spielräume und Zeit ermöglicht wer­

den, Gestaltungsoptionen zu verwirklichen. 

Für Gestaltungsoptionen und das Entwickeln 

von Sinn- und Karrierekonzepten einer le­

benslaufangemessenen Berufs- und Arbeits­

tätigkeit benötigen wir lebensbegleitende 

Lemkonzepte, die Lernen durch Fakten, 

Symbole und Regeln beeinflußt sehen. Lernen 

hat zudem in erziehungswissenschaftlicher 

Sicht neben Fragen des selbstorganisierten 

Lernens Fragen des Sinnes zu klären, denn 

Lernen im betrieblichen Kontext beinhaltet, 

daß der Mensch als Subjekt ein sinnprodu­

zierendes Wesen ist, und es geht beim Lernen 

um Konstitutionen, wie sinngeleitetes Handeln 

möglich wird, damit das Subjekt souverän 

Gestaltungsoptionen im Kontext einer Grup­

pensituation für sich und im Interesse des 

Gemeinwohls entwickeln kann. Für die Er­

zeugung solcher Wissensformen muß die 

Pädagogik und Erziehungswissenschaft 

nachdenken, um Arbeiten - Lernen - Ge­

stalten als eine konstitutive Einheit des Ar­

beits- und Berufslebens dem einzelnen in 

seiner Lebenslaufplanung zu ermöglichen. 

Anmerkungen: 
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Redaktionelle Vorbemerkung 

Nur wenige Wochen nach Fertigstellung die­

ses Manuskriptes ist Sigrid Damm-Rüger am 

21. Dezember 1995 an den Folgen einer 

schweren Krankheit verstorben. Sigrid 

Damm-Rüger war als Diplomsoziologin und 

wissenschaftliche Mitarbeiterin seit 1973 im 

Bundesinstitut für Berufsbildung zuerst in 

der Hauptabteilung 3 "Ausbildungsord­
nungsforschung" und seit 1976 in der Haupt­

abteilung 1 "Strukturforschung, Planung, 
Statistik" tätig. Sigrid Damm-Rüger hat sich 

im Bereich der Berufsbildungsforschung 

durch zahlreiche Veröffentlichungen unter 

anderem auch in dieser Zeitschrift einen 

besonderen Namen in der Fachöffentlichkeit 

erworben. Vor allem ihre Studien zur beruf­

lichen Situation von Frauen und zum Thema 

"Soziale Qualifikation" bezeugen das hohe 
wissenschaftliche, bildungspolitische und 

menschliche Engagement von Sigrid Damm­

Rüger sowie ihren anerkannten und geach­

teten Ruf als Berufsbildungsforscherin. 

Fingerspitzeng ef ü h I 
im Berufsalltag 

Sigrid Damm-Rüger 

Barbara Stiegler 

Dr. phil., Sozialwissenschaft­

lerin, Friedrich-Ebert-Stif­

tung, Abteilung Arbeits- und 

Sozialforschung, Schwer· 

punkt: Frauenforschung 

ln einer empirischen, qualitativen 

Untersuchung wurden Erwerbstäti­

ge aus sechs verschiedenen Berufs­

bereichen nach typischen und wich­

tigen Alltagssituationen gefragt, in 

denen Anforderungen an soziale 

Kompetenz eine Rolle spielen. Die 

Analyse dieser Handlungssituatio­
nen soll die Wahrnehmung für sol­

che Anforderungen schärfen und ei­

ne Grundlage für eine gezielte För­

derung sozialer Kompetenz im Aus­

und Weiterbildungsprozeß schaffen. 

Ziele der Untersuchung 

Im Gegensatz zu dem differenzierten Wissen 

über den Umgang mit Stoffen, Gegenständen 

oder Technologien gibt es kein vergleichbar 

gut ausgearbeitetes Wissen über den norma­

len Umgang der Menschen miteinander, erst 

recht nicht im beruflichen Alltag. Zwar wird 

die soziale Qualiftkation als berufliche Qua­

lifikation in den Konzeptionen neugeordneter 

Berufsausbildungen erwähnt, was damit aber 

genau gemeint ist oder wie eine solche Qua­

lifikation zu erwerben ist, bleibt weitgehend 

offen. Ebenso gibt es keine einzelwissen­

schaftlich fundierte Theorie sozialer Qualifi­

kation, wenn auch aus dem Bereich der Intel­

ligenzforschung, der Persönlichkeitsfor­

schung oder der Sozialpsychologie Ergebnis­

se empirischer Untersuchungen vorliegen, 

die Erkenntnisse zu den verschiedenartig be­

nannten Konstrukten (soziale Intelligenz, so­

ziale Kompetenz, soziale Qualifikation) brin­
gen.1 
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Das Hauptziel einer 1994/95 durchgeführten 

qualitativen Studie des Bundesinstituts für 

Berufsbildung und der Friedrich-Ebert-Stif­

tung war es, in unterschiedlichen Berufsbe­

reichen typische und wichtige Handlungssi­

tuationen zu finden, in denen soziale Qualifi­

kation gefordert wird. Das Ergebnis sind ex­

emplarische, detaillierte und anschauliche 

Beschreibungen von Anforderungen und 

Handlungen im Arbeitsalltag, aus denen An­

regungen und Hinweise für die gezielte För­

derung sozialer Qualifikation im Aus- und 

Weiterbildungsprozeß gewonnen werden 

können. 2 Bevor diese Anforderungen im ein­

zelnen dargestellt werden, soll aus dem eben­

falls in die Untersuchung einbezogenen All­

tagsverständnis der Befragten eine Definiti­

on, die Bedeutung und die Geschlechtsspezi­

fik von sozialer Qualifikation diskutiert wer­

den. 

Elemente sozialer Qualifikation 

Im Alltagsverständnis von Erwerbstätigen 

aus verschiedenen Berufsbereichen besitzt 

soziale Qualifikation wenig berufsspezifi­

sche Züge. Wenn sozial qualifizierte Perso­

nen beschrieben werden, so geschieht das 

durch eine Reihe von Eigenschaften, die sich 

auf Fähigkeiten beziehen, die in jeder sozia­

len Situation gebraucht werden. Insbesonde­

re sind dies 

• Kommunikationsfähigkeit 

• Kontaktfähigkeit 

• Fähigkeit zur Selbstreflexion 

• Sensibilität 

• Kompromißfähigkeit 

• Durchsetzungsfähigkeit 

• Kritikfähigkeit 

• Konfliktfähigkeit 

Werden demgegenüber Situationen beschrie­

ben, in denen sich Personen sozial qualifi­

ziert verhalten, läßt sich aus diesen Schilde­

rungen eine Definition des Prozesses entwik­

keln, durch den Verhaltensweisen als sozial 

qualifiziert gelten: Eine Person handelt sozial 

qualifiziert, wenn sie in der Lage ist, die ei­

genen Bedürfnisse, Interessen und Gefühle 

mit denen der anderen auszubalancieren, 

ohne sich selbst dabei aufzugeben. 

Bedeutung sozialer 
Qualifikation 

Im Alltagsverständnis der Berufstätigen bil­

det die soziale Qualifikation sowohl die Vor­

aussetzungen für das Erbringen fachlicher 

Leistung, sie kann aber auch zur Leistungs­

steigerung dienen. Soziale Qualifikation 

wird damit als ein ökonomisch bedeutsamer 

Faktor für den Erfolg beruflicher Arbeit an­

gesehen. Soziale Qualifikation wird darüber 

hinaus als eine Fähigkeit verstanden, die man 

auch im eigenen Interesse einsetzt. Soziale 

Spannungen, Mißstimmungen und Problem­

situationen mit anderen beeinflussen die ei­

gene Stimmung und das Selbstgefühl sehr 

stark. Wer mit diesen Belastungen nicht an­

gemessen umgehen kann, für den bleiben Er­

krankung oder Rückzug aus dem Arbeitsver­

hältnis oft die einzige Konsequenz. Wer al­

lerdings sozial qualifiziert handelt, bewirkt 

durch dieses Verhalten, daß auch die eigene 

Motivation zur Arbeit erhalten bleibt und so­

gar gesteigert werden kann. 

Soziale Qualifikation wird nicht nur ge­

braucht, um mit den Menschen, mit denen 

man es beruflich zu tun hat, gut auszukom­

men. Die Verschlechterung von Arbeitsbe­

dingungen führt zu speziellen Anforderungen 

an sozial qualifiziertes Handeln. In betriebli­

chen Krisenzeiten kommt es darauf an, daran 

mitzuwirken, daß die betroffenen Kollegen 

und Kolleginnen zusammenhalten und sich 

gemeinsam gegen Verschlechterungen von 

Arbeitsbedingungen wehren. Gleichzeitig 

muß man, solange sich die Lage nicht ent­

spannt hat, die negativen Folgen der verän­

derten Arbeitsbedingungen, die sich auch auf 

das soziale Klima auswirken, durch spezifi­

schen Einsatz sozialer Qualifikation erträg­

lich gestalten. 
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Geschlechtsspezifik 
sozialer Qualifikation 

Im Alltagsverständnis der Befragten eignet 

sich die Kategorie Geschlechtszugehörigkeit 

zur Erklärung der Unterschiede in sozialen 

Verhaltensweisen in widersprüchlicher Wei­

se: einerseits lehnen alle Befragten pauschale 

Zuschreibungen wie etwa "Frauen sind sozial 

kompetenter als Männer" ab, andererseits 

führen sie oft selbst erlebte Unterschiede 

zwischen Personen im Hinblick auf ihre so­

zialen Umgangsformen doch auf deren Ge­

schlecht zurück. Damit spiegeln sie die ge­

sellschaftliche Behandlung der Geschlech­

terfrage und Geschlechterdifferenz in ihrer 

Ambivalenz wider: es ist nicht mehr eindeu­

tig von einer Identität der einzelnen Person 

mit der ihr zugeschriebenen Geschlechterrol­

le auszugehen, andererseits ist manche Diffe­

renz zwischen einzelnen Personen gerade mit 

den Geschlechterrollen zu erklären. 

Lernen sozialer Qualifikation 

Die Befragten sind unabhängig von ihrer be­

ruflichen Herkunft ziemlich einhellig der 

Meinung, daß sie selber soziale Qualifikation 

besitzen, diese aber nicht während ihrer Aus­

bildung oder Weiterbildung erworben haben, 

sondern vielmehr während ihrer Sozialisati­

on insbesondere als Kind und durch ihre kon­

krete Berufsarbeit. Zwar haben die Vertreter 

und Vertreterinnen aus den personenorien­

tierten Berufen mehr oder weniger intensiv 

den Umgang mit ihren Klienten, Kunden 

oder den zu Betreuenden gelernt, jedoch war 

der Umgang mit Kollegen und Kolleginnen 

oder Vorgesetzten sowie mit anderen Perso­

nen, mit denen sie im Beruf zu tun haben, 

nirgendwo Gegenstand gezielter Vermittlung. 

Durch den Rekurs auf die Sozialisation er­

scheint ihnen die soziale Qualifikation als 

etwas, was einem Persönlichkeitsmerkmal 

ähnelt, das bei einigen mehr als bei anderen 

ausgeprägt zu sein scheint. Allerdings gehen 



die meisten Befragten davon aus, daß jede 

Person in bestimmten Grenzen ihre soziale 

Qualifikation verbessern kann, wenn auch 

diese Grenze, je nach der Persönlichkeit, 

unterschiedlich weit gezogen werden muß. 

Erzieherinnen und Erzieher, die ihre fach­

liche Aufgabe in der Vermittlung sozialer 

Qualifikation an Kinder sehen, führen sehr 

detailliert aus, welche Elemente sozialer 

Qualifikation sie für vermittelbar halten. Bei 

der Frage nach den geeigneten Methoden der 

Vermittlung wird deutlich, daß es eines gan­

zen Methodensets bedarf, das von Kenntnis­

vermittlung über Reflexion und Kommuni­

kationsübungen bis hin zur Aneignung be­

stimmter Verhaltensweisen über Vorbilder 

führt. Die vielfach benutzte Methode des 

Rollenspiels ist dabei durchaus umstritten: 

offenbar sind Ziel und Gestaltung des Rol­

lenspiels entscheidend für die Akzeptanz 

dieser Methode und ihren Erfolg. Dagegen 

sind sich alle darin einig, daß soziale Qualifi­

kation ohne Reflexionsfähigkeit über soziale 

Situationen nicht entwickelt werden kann. 

Typische Anforderungen 
an die soziale Qualifikation 

Um typische Anforderungen an die soziale 

Qualifikation im alltäglichen Umgang mit 

Menschen genauer zu definieren, wurden die 

geschilderten beruflichen Alltagssituationen 

nach den Themen, die die sozialen Beziehun­

gen bestimmen, charakterisiert, und zwar 

nach den Themen: Kontakt und Kommunika­

tion, Kooperation, Problem oder Konflikt. 

In Kontakt- und Kommunikationssituatio­

nen, also wenn es um die Herstellung und 

Aufrechterhaltung von Beziehungen geht, 

zeigt sich eine wichtige Anforderung darin, 

die angemessene Nähe und Distanz zu den 

verschiedenen Interaktionspartnern zu be­

stimmen: das gilt im Verhältnis zwischen 

Kollegen und Kolleginnen genauso wie aus 

der Position des Vorgesetzten heraus gegen­

über Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, aber 

auch gegenüber Kunden und Klienten bzw. 

allen Personen, mit denen ein beruflich be­

stimmter Umgang erforderlich ist. Zur Her­

stellung von angemessener Nähe kann die 

Grenze in den Privatbereich überschritten 

werden, Offenheit und Austausch auch über 

Privates gepflegt werden. 

I Wichtige Anforderungen 
in Kontakt- und 

Kommunikationssituationen 
Umgang mit Gefühlen 

Dies geschieht allerdings immer unter be­

stimmten Umständen und in Einhaltung spe­

zifischer Regeln, z. B. der Vertraulichkeit. Es 

kann aber auch genau das Gegenteil als nütz­

lich eingeschätzt und realisiert werden, näm­

lich das Private in der Kommunikation unter­

einander ausgeschaltet werden. Entscheidend 

für die Öffnung oder Nichtöffnung des Priva­

ten im beruflichen, sozialen Kontext ist die 

individuelle Einschätzung der beruflich Han­

delnden, die sich sowohl auf ihr Selbstbild 

als auch auf die jeweiligen Interaktionspart­

ner bezieht. Je nachdem, wie der Abstim­

mungsprozeß zwischen den eigenen 'und 

fremden Interessen ausgeht, wird die Frage 

nach privaten Kontakten entschieden. 

Eine weitere wichtige Anforderung in Kon­

takt- und Kommunikationssituationen ist der 

Umgang mit Gefühlen, sowohl mit den eige­

nen als auch mit denen der anderen. Hier 

muß das Maß an Selbstbeherrschung situa­

tions- und personenabhängig bestimmt wer­

den. Das erfordert die selbstkritische Beob­

achtung des eigenen Verhaltens sowie das In­

teresse und die Fähigkeit, Gefühle und Stim­

mungen der Interaktionspartner wahrzuneh­

men und auf sie zu reagieren, sie ggf. zu be­

einflussen. Spezifische Anforderungen in be­

ruflichen Kontakt- und Kommunikationssi­

tuationen liegen in der Gesprächsführung, 

insbesondere bei kritischen, emotional bela­

stenden Themen, aber auch im fachlichen 

Austausch von Informationen mit Personen, 

die einen anderen fachlichen Hintergrund be­

sitzen. Auch hier ist es erforderlich, sich in 

die jeweilige Position des anderen versetzen 

zu können, dessen Verständnis von der Sa­

che, um die es geht, sensibel zu erfassen und 

sich selber entsprechend zu verhalten. 

Beispiele für typische Anforderungen 
und Reaktionsweisen in Kontakt­
und Kommunikationssituationen 

Kontakte aufnehmen und halten: 

• Kollegen und Kolleginnen gegenüber offen 

sein; 

• die übliche Sprachregelung beachten; 

• locker auf andere zugehen; 

• einen freundlichen Umgangston pflegen. 

Angemessene Nähe und Distanz zu Kollegen 

und Kolleginnen herstellen: 

• Kollegen nicht zu engen Freunden werden 

lassen; 

• Privates mit Kollegen und Kolleginnen be­

sprechen; 

• private Probleme auch einmal von sich 

fernhalten; 

• private Informationen nicht weitergeben; 

• außerhalb der Arbeit mal zusammen etwas 

unternehmen. 

Angemessene Nähe und Distanz zu Mitar­

beitern und Mitarbeiterinnen herstellen: 

• eine gewisse Distanz zu den Teammitglie­

dern halten; 

• Gefühle von Sympathie kontrollieren; 

• den eigenen Privatbereich nicht verschlie­

ßen; 

• die Privatsphäre respektieren; 

• private Probleme ansprechen, wenn sie 

sich betrieblich auswirken; 

• sich um einzelne kümmern. 

Mit den eigenen Gefühlen gegenüber Kolle­

gen und Kolleginnen umgehen: 

• erklären, warum man schlecht zurecht 

kommt; 
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• nicht zuviel zeigen, wie es einem geht; 

• negative Gefühle nicht an anderen auslas­

sen. 

Auf Gefühle von Kollegen und Kolleginnen 

reagieren: 

• Interesse für die Gefühle der anderen zei­

gen; 

• die gefühlsmäßige Situation des anderen 

zu erklären versuchen; 

• beruhigen und trösten. 

In Kooperationssituationen, also wenn zur 

Erfüllung der Arbeitsaufgabe die Zusam­

menarbeit notwendig ist, stellen sich typi­

sche Anforderungen insbesondere aus den 

verschiedenartigen Störungen, die bei der all­

täglichen Arbeit auftreten können und die 

durch spezifische Formen des Umgangs be­

wältigt werden können. Das Ziel in diesen 

Situationen ist stets, die Kooperation auf­

rechtzuerhalten und die Arbeitsaufgabe erfül­

len zu können. Eigene und fremde Schwä­

chen und Fehler, Probleme, die andere be­

kommen haben, stellen Anforderungen, die 

im Berufsalltag dauernd auftreten und durch 

unterstützende, akzeptierende, kompensie­

rende Verhaltensweisen bewältigt werden 

können. Im Umgang mit Kollegen und Kol­

leginnen, mit Vorgesetzten, aber auch als Vor­

gesetzte(r) mit Mitarbeitern und Mitarbeite­

rinnen ist dabei oft Kritik geboten, die jedoch 

so angebracht werden muß, daß sie, ohne 

Verletzungen auszulösen, vom jeweils ande­

ren akzeptiert werden kann. Eine typische 

Anforderung in der Zusammenarbeit mit 

Klienten und Kunden ergibt sich daraus, daß 

die Personen wechseln und man sich dem­

entsprechend immer wieder häufig auf neue 

Personen einstellen muß. Darüber hinaus er­

fordert die Kooperation insbesondere mit Pa­

tienten und Kunden eine relative Distanzie­

rung von den eigenen Gefühlen, da sonst der 

Umgang mit Schmerz, Leid und Tod, aber 

auch mit Wut und Aggressionen äußerst 

schwierig wird. Dazu braucht man Kenntnis­

se über die Hintergründe und Ursachen von 

Gefühlsäußerungen, aber auch die Wahr-

nehmung und die Fähigkeit zur Modifikation 

der eigenen Gefühle. Zur Aufrechterhaltung 

der Kooperationsbeziehungen zwischen Kol­

legen und Kolleginnen ist die gegenseitige 

Unterstützung genauso erforderlich wie der 

Umgang mit Konkurrenz. 

Beispiele für typische Anforderungen 
und Reaktionsweisen 
in Kooperationssituationen 

Sich zu Kollegen und Kolleginnen verhalten, 

die Probleme bei der Erfüllung ihrer Arbeits­

aufgabe haben: 

• den anderen nicht im Stich lassen; 

• für andere einspringen; 

• diskret in die Arbeit eingreifen; 

• die Grenzen des Einsatzes bestimmen. 

Als Vorgesetzte(r) Mitarbeitern und Mitar­

beiterinnen gegenüber auftreten, die Unter­

stützung brauchen: 

• Interesse an der Arbeit zeigen; 

• Informationen weitergeben und Mitarbei­

ter und Mitarbeiterinnen einbeziehen; 

• die Meinung des anderen gelten lassen; 

• gegenseitige Akzeptanz fördern; 

• zur Zusammenarbeit motivieren; 

• nicht gegeneinander ausspielen; 

• Vorschläge aufgreifen; 

• dem einzelnen Vertrauen entgegenbringen; 

• Anweisungen und Kontrolle in Grenzen 

halten; 

• selber die Arbeit kennen und können; 

• klar und gerecht in Beurteilungen sein. 

Sich auf neue Kollegen und Kolleginnen ein­

stellen: 

• die Unerfahrenheit der Neuen nicht aus-

nutzen; 

• fachlich unterstützen; 

• vorbehaltlos auf Neue zugehen; 

• die Ansprüche aller Gruppenmitglieder 

berücksichtigen. 

Auf Fehler und Schwächen von Kollegen 

und Kolleginnen reagieren: 
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• Schwächen akzeptieren; 

• Schwächen von Kollegen auffangen; 

• die Grenze des Erträglichen ziehen; 

• die Fehler anderer ausbügeln; 

• die Fehler anderer decken, nach oben hin 

nicht weitertragen; 

• Kritik nicht zurückhalten; 

• Kritik so anbringen, daß sie nicht verletzt. 

Typische Anforderungen an die soziale Qua­

lifikation in Problemsituationen sind dadurch 

zu charakterisieren, daß es Spannungen zwi­

schen den Beteiligten gibt: diese können aus 

den unterschiedlichsten Gründen entstanden 

sein. Eine der wichtigsten Verhaltensweisen 

zur Lösung der Probleme ist es deswegen, 

nach den Hintergründen für die Spannungen 

zu fragen und sie richtig einzuschätzen. In 

diesen Situationen reicht es nicht aus, für 

sich selber den Abgleich zwischen den eige­

nen Gefühlen und Interessen und denen der 

anderen herzustellen, vielmehr entstehen die 

Probleme dadurch, daß der zunächst getrof­

fene Abgleich nicht ausreicht, die Beziehung 

zu den Interaktionspartnern problemlos zU 

gestalten. Augenfällig werden Probleme, 

wenn unterschiedliche Standpunkte vertreten 

werden, gefühlsmäßige Abneigungen ent­

standen sind oder unerwartete, unübliche 

Verhaltensweisen auftreten. Wenn eine Per­

son, mit der man beruflich zu tun hat, sich in 

der beruflich definierten Beziehung in unty­

pischer Weise verhält und/oder durch ihr 

spezifisches Verhalten eigene Gefühle her­

vorruft, die das übliche Vorgehen in einer sol­

chen Situation erschweren, kommt es zu Pro­

blemsituationen. Dann wird es wichtig, daß 

man die eigene Position, die eigene Lage, die 

eigenen Interessen und Gefühle klärt, sie si­

cher einschätzen kann und auf diese Weise 

die soziale Anforderungssituation bewältigt. 

In Problemsituationen wird das Ausbalancie­

ren eigener und fremder Positionen bewuß­

ter, aber auch schwieriger, weil in ihnen we­

niger nach vorhandenen Mustern des sozia­

len Umgangs zu handeln ist. Selbstreflexion 

und Sensibilität werden zu wichtigen Verfah­

ren, eine Lösung zu finden. 



Beispiele für typische 
Anforderungen und Reaktionsweisen 
in Problemsituationen 

Kontroverse Standpunkte im Arbeitsteam be­

handeln: 

• tolerant sein, andere Meinungen gelten 

lassen; 

• Kompromisse suchen; 

• Mehrheitsentscheidungen zustande brin­

gen. 

Auf unsympathische Kollegen und Kollegin­

nen reagieren: 

• bereit sein, das eigene Urteil zu revidieren; 

• den Kontakt reduzieren, aber tolerant sein; 

• die Grenzen des Erträglichen bestimmen; 

• die Ausgrenzung nicht von sich aus noch 

verstärken; 

• versuchen, mögliches Außenseiterturn zu 

verhindern; 

• versuchen, Außenseiter zu integrieren. 

Sich auf Kunden und Klienten einstellen, die 

unangemessene Erwartungen formulieren: 

• die Grenzen bestimmen; 

• Kompromisse suchen. 

In Konfliktsituationen ist im Verhältnis zu 

den vorher beschriebenen Situationen die 

Spannung zwischen den Beteiligten am 

höchsten. Die Anforderungen bestehen darin, 

mit Verhaltensweisen von Interaktionspart­

nern fertig zu werden, die als Übergriffe und 

durchgesetzte Machtansprüche erfahren 

werden, aber auch, sich gegen die Ver­

schlechterung von äußeren Bedingungen für 

die Berufsarbeit zu wehren, also indirekt pro­

duzierte, negative Eingriffe in die berufliche 

Arbeit zu verhindern. Solche Übergriffe ge­

schehen in bezug auf das Verhältnis der Ge­

schlechter, wenn Männer den Frauen gegen­

über sexistische Verhaltensweisen zeigen. 

Solche Übergriffe können auch bei der Nut­

zung von positionaler Macht geschehen, 

wenn Vorgesetzte autoritär und unflexibel 

Entscheidungen durchsetzen und sich un­

nachgiebig zeigen. Immer wieder müssen die 

eigene Position und die eigenen Interessen in 

solchen Konflikten reflektiert werden, dar­

über hinaus ist ebenso die richtige Einschät­

zung des jeweiligen Gegenübers, der Beweg­

gründe für dessen kritisches Verhalten not­

wendig. Die Lösung der Konflikte ist aber 

nicht immer im Kompromiß, sondern auch in 

der inneren oder der äußeren Distanzierung 

von Personen zu finden. 

Beispiele für typische 
Anforderungen und Reaktionsweisen 
in Konfliktsituationen 

Normative Konflikte lösen: 

• den eigenen Vorstellungen folgen; 

• den eigenen Vorstellungen in begrenztem 

Maße folgen, einen Komprofniß suchen; 

• versuchen, die von außen gesetzten Anfor­

derungen im eigenen Sinne zu verändern. 

Gegenüber unkooperativen Kollegen und 

Kolleginnen auftreten: 

• die direkte Aussprache darüber suchen; 

• die eigenen Grenzen zeigen; 

• die Trennung vollziehen. 

Spannungen zwischen Kollegen und Kolle­

ginnen behandeln: 

• Konflikte direkt mit den Beteiligten an­

sprechen; 

• eigenes Fehlverhalten eingestehen; 

• Verfahrensweisen der Konfliktlösung ken­

nen und nutzen; 

• sich zurückhalten und Auseinandersetzun­

gen vermeiden; 

• den Abschluß eines Konfliktes finden kön­

nen, Spannungen begrenzen können. 

Als Vorgesetzte(r) sich zu Spannungen zwi­

schen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ver­

halten: 

• Spannungen erkennen und offen anspre­

chen; 

• Vertrauliches so behandeln; 

• gestörte Beziehungen zwischen Kollegen 

wiederherstellen. 

Auf sexistisches Verhalten reagieren: 

• ein starkes Selbstvertrauen entwickeln und 

sich zur Wehr setzen; 

• die Anmache öffentlich machen; 

• sich zu bewähren versuchen; 

• Gleiches mit Gleichem vergelten; 

• sich innerlich distanzieren; 

• aus dem Felde gehen. 

Vorgesetzten gegenüber auftreten, die autori­

tär ihre Vorstellungen durchsetzen: 

• versuchen, die eigene Meinung anzubrin­

gen; 

• offene Kritik anbringen; 

• sich innerlich distanzieren; 

• sich ebenso hart auseinandersetzen; 

• sich an höhere Instanzen wenden; 

• das Machtungleichgewicht ertragen, aber 

kritisch bleiben. 

Gegenüber Kunden und Klienten auftreten, 

die sich widersetzen: 

• sich auf Gemeinsamkeiten berufen; 

• an der eigenen Position festhalten; 

• die Macht der Vorgesetzten für sich nutzen; 

• den eigenen Standpunkt argumentativ dar­

legen; 

• mit Fachwissen argumentieren; 

• die Grenzen des Erträglichen zeigen; 

• die Gefühle der anderen auffangen und die 

Situation entschärfen. 

Didaktik sozialer Qualifikation 

Die Darstellung der erlebten oder beobachte­

ten Situationen enthält Selbstreflexionen und 

Beschreibungen sowie Einschätzungen der 

Position, Rolle und Bezüge der jeweils ande­

ren Person, aus denen heraus die konkrete 

Verhaltensweise oder die Orientierung sozia­

len Verhaltens erklärt und nachvollziehbar 

gemacht wird. Es läßt sich oft ein deutliches 

Bemühen der Befragten erkennen, die sozia­

len Handlungssituationen so zu schildern, 

daß das eigene oder beschriebene fremde 

Verhalten als richtig und sinnvoll erscheint. 

Dazu werden nicht nur Überlegungen zur 
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Begründung des eigenen Verhaltens ange­

stellt, es werden auch Vermutungen über 

Hintergründe und Motive des Verhaltens an­

derer vorgestellt, Rahmenbedingungen er­

wähnt und teilweise kritisch eingeschätzt. 

Hier findet sich eine Bestätigung der Defini­

tion sozialer Qualifikation, wie sie der Unter­

suchung zugrunde gelegt wurde: soziale 

Qualifikation zeichnet sich dadurch aus, daß 

man in der Lage ist, die eigenen und die 

fremden Bedürfnisse, Interessen und Ziele 

abzugleichen, auszuhandeln und abzustim­

men und dabei die betrieblichen Rahmenbe­

dingungen zu berücksichtigen. Vorausset­

zung dazu ist, daß man die eigenen Interessen, 

Gefühle und Werte und die der anderen er­

kennt und wahrnimmt. Man braucht "Finger­

spitzengefühl", so beschrieben die Befragten 

diesen Prozeß, und darillt meinten sie, man 

muß die Situation des anderen verstehen und 

geschickt rillt ihr umgehen, aber auch die ei­

genen Interessen und Gefühle nicht verleug­

nen und das beruflich definierte Ziel im Auge 

behalten. Soziale Qualifikation läßt sich 

nicht erlernen, indem man sich einen Kanon 

von Verhaltensweisen oder normativen Orien­

tierungen aneignet. Vielmehr muß man in die 

Lage versetzt werden, in jeder Situation für 

sich die Frage zu beantworten, welche Nor­

men und Erwartungen jeweils eine Rolle 

spielen können, welche subjektiven Interes­

sen und Gefühle angesprochen sind und wie 

die Position des Interaktionspartners einzu­

schätzen ist. 

Anforderungen an die soziale Qualifikation 

stellen sich überall, wo Menschen rillteinan­

der zu tun haben: in der Ausbildungsgruppe, 

im Weiterbildungsserillnar genauso wie in 

der alltäglichen Arbeitssituation. In immer 

mehr Berufsfeldern wird das fachliche Arbei­

ten in Gruppen organisiert, die Gruppe wird 

dadurch immer mehr zum zentralen Ort, in 

dem sich Anforderungen an soziale Qualifi­

kation stellen. Gleichzeitig bietet die Gruppe 

auch den Ort, an dem soziale Qualifikation 

geübt werden kann. Dies gilt aber nur dann, 

wenn rillt der Gruppenarbeit ausdrücklich 

diese Aufgabe der Verrrtittlung und Einübung 

sozialer Qualifikation verbunden wird. Die 

Gruppe als sozialer Lernort kann in doppel­

ter Weise genutzt werden. Einerseits bietet 

sie eine Fülle sozialer Handlungssituationen, 

die als Übungsfeld zur Entwicklung sozialer 

Qualifikation angesehen werden können. An­

dererseits bietet sie auch die angemessene 

Lernsituation für die notwendigen Reflexi­

onsprozesse, weil sie durch die Anwesenheit 

mehrerer Personen die Voraussetzung dafür 

liefert, daß vielfältige Sichtweisen einge­

bracht und diskutiert werden können. Um ei­

ne Gruppe für solche Lernprozesse nutzen zu 

können, müssen die einzelnen Mitglieder 

dieser Gruppe entsprechende Voraussetzun­

gen rilltbringen: Sie müssen gelernt haben, 

über soziale Interaktion zu reflektieren, d. h. 

über eigene Verhaltensweisen zu sprechen, 

die Positionen anderer sensibel zu erfassen 

und Rahmenbedingungen beruflichen Han­

deins für die je spezifische Situation ein­

schätzen zu können. In diesem Sinne können 

als wesentliche Lernziele zur Verrrtittlung 

sozialer Qualifikation genannt werden: 

I. Lernen, über Verhalten zu reflektieren. 

2. Lernen, rillt Gefühlen umzugehen. 

3. Lernen, Gruppenprozesse wahrzunehmen 

und zu steuern. 

4. Lernen, die eigene Position als Mitglied 

einer betrieblichen Organisation einzuschät­

zen. 

Die konkreten Beschreibungen der Anforde­

rungen an die soziale Qualifikation im beruf­

lichen Alltag als eines der Hauptergebnisse 

der Untersuchung können die Sensibilität für 

die Komplexität und Vielfalt im beruflichen 

Umgang rillt Menschen fördern . Es ist ein 

praktikables Raster entwickelt worden, in das 

sich die je spezifischen, im eigenen berufli­

chen Alltag erfahrenen Situationen und die in 

ihnen enthaltenen Anforderungen einordnen 

lassen. Dieses Raster kann als eine Hilfe zur 

Strukturierung von Lernprozessen benutzt 

werden. Wenn es bei der Verrrtittlung sozialer 

Qualifikation immer um das Erlernen von 

Reflexion über eigenes und fremdes Verhal-
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ten geht, dann bieten die Untersuchungser­

gebnisse sowohl Anschauungsmaterial als 

auch eine Hilfe, die eigenen Erfahrungen 

daran anzuknüpfen und sich zu vergegenwär­

tigen. Sie bieten darüber hinaus eine Diskus­

sionsgrundlage zur Erörterung von sozialen 

Verhaltensweisen und Orientierungen, die 

rillt den eigenen Vorstellungen konfrontiert 

werden können. 3 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Seyfried. B.: •• Stolperstein " Sozialkompetenz­

Was macht es so schwierig, sie zu erfassen, zu f ördern 

und zu beurteilen ? Bundesinstitut f ür Beruf sbildung. 

Der Generalsekretär (Hrsg.) Bietefeld 1995 (Berichte 

zur beruflichen Bildung, H. 179) 
2 Das empirische Material dieser Untersuchung wur­

de in fo lgenden Berufen erhoben: Krankenpfleger/ 

-schwester, Bürokaufmann/ -kauffrau, Erzieher/ Erzie­

herin , Kommunikationselektroniker/-elektronikerin, 

Einzelhandelskaufmann / -kauffrau, lndustriemecha­

niker/-mechan ikerin (in den alten Bundesländern). 
3 Vgl. Damm-Rüge r, S. ; Stieg /er, B.: Soziale Qualifi­

kation im Beruf Bundesinstitut für Berufsbildung. 

Der Generalsekretär (Hrsg.) Bietef eld /996 (Berichte 

zur beruflichen Bildung, H. 192) 
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Doppelqualifizierende Bildungs­
gänge- für die Wirtschaft als auch 
für den Arbeitnehmer ein Gewinn 

Auf Initiative des Verbandes der 

Bayerischen Metall- und Elektro­

Industrie hat das Bayerische Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, 

Wissenschaft und Kunst in Zusam­

menarbeit mit den Firmen AUDI AG 
lngolstadt, BMW AG Dingolfing und 

der Fa. Mann & Hummel GmbH 

Marklkofen ein Konzept erarbeitet, 

daß besonders leistungsfähige Schü­

ler mit mittlerem Schulabschluß in 

einem insgesamt dreijährigen Bil­
dungsgang sowohl den Abschluß ei­

ner beruflichen Erstausbildung als 

auch die Fachhochschulreife erwer­

ben können. Der Modellversuch hat 

im Herbst 1994 an den Standorten 

lngolstadt und Dingolfing begonnen 

und endet voraussichtlich im Som­

mer des Jahres 1999. Bisher sind die 

Ausbildungsberufe Industriemecha­

niker und Energieelektroniker daran 

beteiligt. Es ist geplant, den Modell­

versuch auch für andere Berufe bzw. 
Berufsfelder zu öffnen. Der folgen­

de Beitrag beinhaltet sowohl die 

Zielsetzungen, die Erwartungen und 

erste Ergebnisse aus der Sicht der 
am Modellversuch beteiligten Fir­
men als auch diejenigen des Staats­

instituts für Schulpädagogik und Bil­

dungsforschung, Abteilung Beruf­

liche Schulen. 

Der sich in den letzten Jahren abzeichnende 

Strukturwandel in fast allen wirtschaftlichen 

Bereichen hat veränderte Anforderungen an 

die Qualifikation der Beschäftigten zur Fol-

ge. Halbwertszeiten des Wissens und Kön­

nens unter fünf Jahren und die Auswirkungen 

des "Lean Managements" haben dazu ge­

führt, daß neben dem beruflichen Fachwis­

sen und den Handhabungsfertigkeiten gene­

relle kognitive Kompetenzen, wie Verfah­

renswissen, arbeitsplatz- bzw. berufsfeld­

übergreifende Handlungsstrategien, analyti­

sches und kreatives Denken, selbständiges 

Problemlösen sowie soziale und kommuni­

kative Kompetenzen und Werthaltungen, wie 

Verantwortungsbereitschaft und Eigeninitia­

tive, zunehmend an Bedeutung gewinnen. 

Neue Technologien führen zu einer weiteren 

Expansion eher theorielastigen Wissens und 

erfordern für eine effektive Umsetzung ver­

änderte Formen der Arbeitsorganisation, dies 

vor allem in Bereichen der Großindustrie. 

Deshalb benötigt die Wirtschaft zunehmend 

leistungsstarke, leistungswillige und verant­

wortungsbewußt handelnde Arbeitnehmer, 

die man nur gewinnen kann, wenn es - in ei­

ner Art "konzertierter Aktion" - gelingt, die 

Attraktivität der beruflichen Bildung zu stei­

gern. Schon seit Jahren sind diesbezüglich 

sowohl auf der politischen als auch auf der 

wirtschaftlichen Ebene die verschiedensten 

Offensiven gestartet worden. Zu nennen sind 

das Programm der Begabtenförderung in der 

beruflichen Bildung des Bundesministeriums 

für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 

Technologie, die Bund-Länder-Konzepte zur 

Differenzierung in der Berufsausbildung, di­

verse Aktivitäten der Länder innerhalb des 

beruflichen Schulwesens, die vielfältigen 

Qualifizierungsmaßnahmen der Wirtschaft 

im Bereich der betrieblichen und beruflichen 

Weiterbildung usw. 
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Innerhalb dieser Heterogenität von berufli­

chen Bildungsangeboten richtet sich der 

bayerische Modellversuch "Duale Berufs­

ausbildung und Fachhochschulreife" vor al­

lem an besonders leistungsstarke und lei­

stungswillige Schüler, nicht nur um die At­

traktivität des beruflichen Bildungssystems 

zu steigern, sondern um in leistungshomoge­

nen Klassen dieses Potential sowohl für den 

einzelnen als auch für die Wirtschaft und den 

gesellschaftlichen Fortschritt besser aus­

schöpfen zu können. 

Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen ge­

hören zukünftig zu den volkswirtschaftlich 

bedeutsamsten Ressourcen, die Wachstums­

und Beschäftigungsperspektiven wesentlich 

beeinflussen. 

Zielsetzungen, Erwartungen 
und erste Ergebnisse bzw. 
Erfahrungen im bayerischen 
Modellversuch "Duale Berufs­
ausbildung und Fachhoch­
schulreife" 

Aus der Sicht des Staatsinstituts für Schul­

pädagogik und Bildungsforschung, Mün­

chen 

Mit dem Modellversuch "Duale Berufsaus­

bildung und Fachhochschulreife" (DBFH) 1, 

in dem Schüler mit mittlerem Schulabschluß 

in nur drei Jahren sowohl den Abschluß einer 

beruflichen Erstausbildung als auch die 

Fachhochschulreife erwerben, hofft das 

bayerische berufliche Bildungswesen, bil­

dungspädagogische (Homogenisierung der 

Klassen) und lernpsychologische Innovatio­

nen (Ganzheitlichkeit des Lemens) zur wei­

teren Profilbildung zu nutzen und damit die 

Attraktivität des beruflichen Bildungswesens 

zu steigern. (Zudem sind bildungsökonomi­

sche Überlegungen gerade in Zeiten rezessions­

bedingter finanzieller Schwierigkeiten von 

Bedeutung, weil marktgerechte Ausbildungs­

systeme mit kürzerer Ausbildungsdauer 

Kosten sparen.) Neben der Förderung von 

Leistungsschwächeren sollen im dualen Sy­

stem der Berufsausbildung auch attraktive 

Bildungsangebote für leistungsstärkere Ju­

gendliche eingerichtet werden. 

Als Rahmenvorgaben waren u. a. die folgen­

den Punkte zu berücksichtigen (s. a. Abb. I): 

• Die Versuchsteilnehmer haben an den übli­

chen Abschlußprüfungen der Schulen (Be­

rufs- und Fachoberschule) und der jeweiligen 

Berufsabschlußprüfung der Kammer teilzu­

nehmen. Es werden keine "modellversuchs­

spezifischen" Prüfungen entwickelt. 

• In den Lehrplänen dürfen keine Ierninhalt­

lichen Reduzierungen von den sonst üblichen 

Inhalten und Zielen vorgenommen werden; 

auf den Erhalt der Studierfähigkeit ist zu ach­

ten. 

• Während des Modellversuchs soll es für 

die Teilnehmer keinen Wechsel zwischen 

verschiedenen Schularten geben. Ausschließ­

lich am Lernort Berufsschule sollen alle 

schulischen Kenntnisse und Fertigkeiten ver­

mittelt werden, die notwendig sind, um am 

Modellversuch erfolgreich teilnehmen zu 

können. 

Dieser hohe Anspruch läßt sich nur durch ei­

ne intensive Kooperation zwischen den be­

ruflichen Schulen und den daran beteiligten 

Ausbildungsbetrieben realisieren. Gleichzei­

tig war ein neuer curriculumtheoretischer 

Ansatz notwendig, um auch die Verkürzung 

der gesamten Ausbildungszeit auf max. drei 

Jahre berücksichtigen zu können. 

Koordinierung des Lernens 
in Zusammenarbeit 
von Schule und Betrieb 

Handlungsorientiertes Lernen bedingt eine 

enge Verknüpfung praktischen Tuns mit 

theoretischen Inhalten. Es muß deshalb in­

nerhalb der Lernfelder von seiten der Schu­

len und der Ausbildungsbetriebe darauf ge­

achtet werden, daß sich die vom Schüler vor­

gefundene betriebliche Praxis im schulischen 
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Lemprozeß möglichst häufig wiederfindet. 

Absprachen zu gemeinsam durchzuführen­

den Projekten, kurzzeitiges Zur-Verfügung­

Stellen von Lern- und Anschauungsmateria­

lien beider Ausbildungspartner im gegensei­

tigen Austausch sind hier notwendig. Hand­

lungsorientierte schulische Lehrpläne lassen 

sich so leichter in die betriebliche Erstausbil­

dung integrieren. 

Innovative cu rricu I u mtheoretische 
Ansätze des Modellversuchs 

Bei der didaktisch-methodischen und kon­

zeptionellen Erarbeitung haben sich bisher 

vier Punkte herauskristallisiert, die kenn­

zeichnend für den Modellversuch sind: 

• Verwirklichung des didaktischen Prinzips 

eines beruflichen Leitfachs 

• Teilintegrative Lehrpläne 

• Besonderheiten der Stundentafel und der 

Ausbildungsdauer 

• Besondere Form des Lehrereinsatzes. 

Verwirklichung des didaktischen Prinzips 

eines beruflichen Leitfachs 

Dieser didaktische Ansatz berücksichtigt die 

bisherigen Erfahrungen des Staatsinstituts 

aus dem Modellversuch FügrU (Fächerüber­

greifender Unterricht in der Berufsschule2
) 

und Erkenntnisse der Lempsychologie, die 

verlangen, daß der Schüler einen Lerngegen­

stand in seinem "natürlichen Gesamtzusam­

menhang" zu erfahren habe (Ganzheitlich­

keil des Lemens). Des weiteren soll das Prin­

zip eines beruflichen Leitfaches dem Schüler 

helfen, sich allgemeinbildende Lernziele 

besser und schneller zu erschließen. Durch 

die verstärkte Verzahnung kann das große 

Potential betrieblichen Erfahrungsiemens 

mehr genutzt werden, was vom Ansatz her 

dem Profil des beruflichen Bildungswesens 

entspricht. 

Für die bisher am Modellversuch beteiligten 

gewerblich-technischen Ausbildungsberufe 

wurde daher das Leitfach Technologie/Tech­

nische Mathematik geschaffen. 



Abbildung 1: lnitiierung des DBFH 

Modellversuch: Duale Berufsausbildung und Fachhochschulreife (DBFH) 

Ein neuer attraktiver Bildungsgang für leistungsfähige und leistungswillige Schüler mit mittlerem Schulabschluß in Bayern 

BLK­
Bericht 

BMBF­
Prograrnm 

Teilintegrative Lehrpläne 

Die Erarbeitung des Lehrplans für das Leit­

fach Technologie/Technische Mathematik 

erfolgte in fünf Optimierungsschritten: 

• Die bislang eigenständigen Fächer Fach­

theorie und Fachrechnen, die auch traditio­

nell getrennt unterrichtet wurden, bildeten 

die lerninhaltliche Grundlage für das neue 

Leitfach Technologie/Technische Mathema­

tik. 

• Lerngebiete aus den naturwissenschaft­

lieh-technischen und den allgemeinbilden­

den Fächern wurden in das Leitfach verla­

gert, wenn auf technologischer Seite ein in­

haltlicher Zusammenhang gegeben war. An­

hand der im technologischen Unterricht zu 

bearbeitenden Lerngegenstände sollen den 

Schülern die Grundlagen der Physik, der 

BS 

KM 

ISB 

Verband 
der bayer. 
ME u. ET· 

IHK 
München 

und 
Oberbay. 

Rahmendaten 

- Mittlerer 
Schulabschluß 

- keine 
lerninhaltliehen 
Reduzierungen 

Fachhochschulstudium 
Betriebliche Weiterqualifizierung 

Chemie, der Mathematik, der Arbeitspla­

nung, der Praktischen Fachkunde sowie 

Aspekte des Deutsch- und des Englischun­

terrichts anschaulich und anwendungsbezo­

gen dargeboten werden. Das bedeutet aller­

dings, daß im Unterricht des Leitfachs be­

sonders auf die Einhaltung der in den inte­

grierten Fächern jeweils üblichen Terminolo­

gien- im Sinne der Kompatibilität- geachtet 

werden muß. So wurden z. B. Lerninhalte 

der Chemie (Redox-Vorgänge), der Physik 

(z. B. Kraft und Masse, geradlinige Bewe­

gung) und der Mathematik (z. B. Vektorrech­

nung) in das Leitfach verlagert. Umgekehrt 

wurden aber Lerngebiete der bisherigen Fä­

cher Fachtheorie, Fachrechnen oder Prakti­

sche Fachkunde in andere Fächer verlegt, so 

zum Beispiel die Einführung in die Daten­

verarbeitung in das eigenständige Fach Infor­

matik. 

- 3 Jahre 

Legende: 

BLK Bund-Länder-Kommission 
BMBF Bundesministerium für Bildung, Wissen-

schaft, Forschung und Technologie 
BS Berufsschule 
FHR Fachhochschulreife 
FOS Fachoberschule 
IHK Industrie- und Handelskammer 
ISB Staatsinstitut für Schulpädagogik 

und Bildungsforschung 
KM Bayer. Staatsministerium für Unterricht, 

Kultus, Wissenschaft und Kunst 

• Die Verlagerung von Lernzielen und -in­

halten machte eine Neustrukturierung der 

Lerngebiete notwendig. Auffallend war, daß 

durch die Integration der Lernziele die Lern­

gebiete zahlenmäßig weniger wurden, der 

zeitliche Umfang aber zunahm. Dies macht 

es für den Lehrer zukünftig leichter, einen 

Lerngegenstand nach dem didaktischen 

Grundsatz der "Ganzheitlichkeit" im Unter­

richt zu erarbeiten. Ganzheitlichkeit wird im 
Leitfach Technologie/Technische Mathema­

tik noch dadurch verstärkt, daß bisher gleich­

lautende, in den verschiedenen Jahrgangsstu­

fen aufeinander aufbauende Lerngebiete zu 

jeweils einem zusammengefaßt wurden. 

• Im Modellversuch wird die Durchführung 

eines Projekts (unter Einbeziehung mehrerer 

Unterrichtsfächer) mit komplexer, problem­

orientierter und jahrgangsübergreifender 
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Aufgabenstellung (und unter Beteiligung der 

Ausbildungsbetriebe) für das Ende der dua­

len Ausbildungsphase empfohlen. Dadurch 

kann den Schülern das Ineinandergreifen der 

im Lehrplan eher "monolithisch" angeordne­

ten Lerngebietsstrukturen nochmals veran­

schaulicht werden. Den Schwerpunkt bilden 

dabei die beruflichen Fächer. Durch diese 

Konzeption soll sowohl die Entwicklung be­

ruflicher und persönlicher Handlungskompe­

tenz gefördert als auch der Lernstoff der ver­

gangenen zwei Ausbildungsjahre (auch zur 

Prüfungsvorbereitung) wiederholt werden. 

Tabelle 1: DBFH-Stundentafel (Modellversuch) - Industriemechaniker -

• Die im Modellversuch verwendeten Lehr­

pläne enthalten in den Hinweisspalten ver­

mehrt Querverweise zu ähnlichen bzw. 

gleichlautenden Unterrichtsthemen anderer 

Fächer. Dies wurde möglich, da die fachspe­

zifischen Lernzielkataloge schon zu einem 

frühen Zeitpunkt gegenseitig ausgetauscht 

wurden. 

Die neue Fach- und Lerngebietssystematik 

will es dem Lehrer ermöglichen, den Unter­

richt sowohl handlungs- als auch fachsyste­

matisch durchzuführen. 

Besonderheiten der Stundentafel und der 

Ausbildungsdauer 

Nachfolgend ist (als Beispiel einer Stunden­

tafel) die für den Ausbildungsberuf Industrie­

mechaniker der Ausbildungsrichtung Ma­

schinen- und Systemtechnik einschlägige 

Stundentafel dargestellt (Tab. I). 

Zur Erläuterung der Stundentafel: 

Der Unterricht findet in den ersten zweiein­

halb Jahren (Ausbildungsabschnitte I bis 

3/I) wöchentlich an jeweils zwei Tagen mit 

insgesamt 17 Unterrichtsstunden pro Woche 

statt. Im Anschluß daran, d. h. nach dem be­

ruflichen Abschluß, besuchen die Schüler ein 

halbjähriges Vollzeitschuljahr (Ausbildungs­

abschnitt 3/II) mit insgesamt 33 Wochen­

stunden bis zum Erwerb der Fachhochschul­

reife. Die dann erteilten Fächer und die dafür 

zur Verfügung stehenden Stundenkontingen-

U-Wochen (38) 

Ausbildungsabschnitte 1 

I 
Religion 

Geschichte 0 

Sozialkunde 

Deutsch 

Englisch 

Mathematik 

Technologie / Technische Mathematik 8 

Physik 0 

Arbeitsplanung 

Praktische Fachkunde 2 

Chemie 0 

Informatik 

Gesamt 17 

te entsprechen (bis auf Religionslehre, Sozi­

alkunde, Informatik, Fachzeichnen I Arbeits­

planung und Praktische Fachkunde) denen 

des traditionellen Ausbildungsgangs. 

Der Modellversuch wird zeigen, inwieweit 

die Eingangsvoraussetzungen (mittlerer 

Schulabschluß, im Abschlußzeugnis in 

Deutsch, Englisch und Mathematik minde­

stens die Note 3) der Teilnehmer am Modell­

versuch bzw. deren Vorkenntnisse ausrei­

chen, um die vorgenommenen Stundenredu­

zierungen zu kompensieren. 

(Die rechte Spalte der Stundentafel beinhal­

tet die Gesamtstundenzahl des jeweiligen 

Unterrichtsfachs über alle Ausbildungsab­

schnitte 1 bis 3/II.) 

Im Ausbildungsabschnitt 2 müssen die Schü­

ler eine Facharbeit schreiben. Die Facharbeit 

wird wie eine Schulaufgabe gewichtet. Die 

Themen dürfen nur aus Fächern genommen 

werden, in denen Schulaufgaben obligato­

risch sind. 
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(38) (13) (15) 

2 3/1 3/11 MV-

I I I I Gesamt 

0 89 

0 2 68 

0 89 

6 179 

2 6 192 

2 8 222 

5 5 0 559 

7 156 

2 0 127 

2 2 0 178 

0 3 58 

0 93 

17 17 33 2 010 

Besondere Form des Lehrereinsatzes 

Die Konzeption des Modellversuchs DBFH 

verlangt, daß Lehrer zweier Schulformen 

(die Berufsschule mit einem berufsqualifizie­

renden und einem allgemeinbildenden Bil­

dungsauftrag, auf der anderen Seite die Fach­

oberschule mit allgemeinbildenden und fach­

theoretischen Fächern) nach einer gemein­

samen Stundentafel im Modellversuch unter­

richten. Aus Gründen der Lernkontinuität 

soll ein Wechsel der Lehrkräfte während des 

Ausbildungsgangs vermieden werden. 

Erste Ergebnisse und Erfahrungen 

Im Schuljahr 94/95 nehmen insgesamt 42 

Schüler am Modellversuch teil, 31 lernen 

den Ausbildungsberuf Industriemechaniker 

und elf Energieelektroniker. 

Nach ersten Einschätzungen von Projektmit­

arbeitern ist auffallend, daß 

• die Schüler der Versuchsklassen hochmoti­

viert und intellektuell belastbar sind, ferner 



von Lehrern das "Klima im Unterricht" als 

äußerst konstruktiv (aktive Mitarbeit, ange­

nehmes Unterrichten) bewertet wird; 

• Lehrer des Leitfaches Technologie/Tech­

nische Mathematik durch den fächerüber­

greifenden Ierninhaltlichen Ansatz im kogni­

tiven Bereich erheblich mehr gefordert wer­

den; 

• durch die Einführung eines beruflichen 

Leitfaches in Verbindung mit einer Verkür­

zung der Ausbildungszeit sich die Ausbil­

dungsbetriebe aktiv an der Erarbeitung der 

im Modellversuch gültigen Lehrpläne betei­

ligen. Dadurch konnten bei der inhaltlichen 

Ausgestaltung der Lehrpläne zielgerichteter 

als bisher - im Sinne anwendungsorientier­

ten beruflichen Lernens- die betriebliche Er­

fahrung der Schüler besser berücksichtigt 

werden; 

• die Anschaulichkeit des Unterrichts in 

nichttechnischen Fächern (z. B. Deutsch) 

vermindert wird, vor allem dann, wenn es 

sich um die Verwendung von Beispielen mit 

Bezug zum jeweiligen Ausbildungsberuf 

handelt. 

Schlußfolgerungen 

Der didaktische Ansatz eines beruflichen 

Leitfachs und der Handlungsorientierung 

kann dazu beitragen, nicht nur das Profil des 

beruflichen Schulwesens innovativ zu verän­

dern, sondern ist als ein Teil eines Mosaiks 

zu verstehen, das zur Humanisierung der 

Welt des Lernens und Arbeitens und damit 

der Gesellschaft beiträgt. 

Aus der Sicht des Verbands der 
Bayerischen Metall- und 
Elektro-Industrie e. V., München 

Ein zentrales Anliegen, das den Verband der 

Bayerischen Metall- und Elektro-Industrie 

(VBM) zur Initiierung des Modellversuches 

"Duale Berufsausbildung und Fachhoch­

schulreife" veranlaßte, bestand darin, den 

wiederholt und bis heute vorgetragenen For­

derungen der Unternehmen nach einer Ver­

kürzung nicht nur der Schul- und Studienzei­

ten, sondern auch der Dauer der beruflichen 

Ausbildung Rechnung zu tragen. 

I Trend, vor Aufnahme 
eines Studiums 

eine Ausbildung zu 
absolvieren, hält an 

Während der Trend bei den Jugendlichen, 

vor Aufnahme eines Studiums eine Lehre zu 

absolvieren und damit verlängerte Ausbil­

dungszeiten in Kauf zu nehmen, anhält, bie­

tet der Modellversuch berufliche und akade­

mische Qualifikation in einem erheblich ver­

kürzten Bildungsgang: Jugendliche, die ihre 

Lehre im Rahmen des Modellversuchs absol­

viert haben, stehen dem Betrieb bereits nach 

verkürzter Lehrzeit als Fachkraft zur Ver­

fügung. Darüber hinaus ist zu erwarten, daß 

die Jugendlichen, die nach Erwerb der Fach­

hochschulreife ein Studium aufnehmen, auf­

grund ihrer besonderen Eingangsqualifika­

tion und ihrer Einbindung in betriebliche Ab­

läufe berufsweltorientierter und schneller 

studieren. 

Ein weiterer wesentlicher Grund für die 

Durchführung des Modellversuchs liegt aus 

der Sicht des VBM in den veränderten ar­

beitsorganisatorischen Abläufen, die zu ei­

nem erhöhten betrieblichen Bedarf an Absol­

venten eines doppelqualifizierenden Bil­

dungsgangs führen. Veränderte Produktions­

prozesse bringen beispielsweise in der Auto­

mobilindustrie die Einrichtung sog. Ferti­

gungsinseln mit sich, bei denen Mitarbeiter, 

die ganz verschiedene Bildungsgänge durch­

laufen haben, enger als bisher kooperieren 

werden. Eine betriebliche Ausbildung "von 

der Pike auf ', ergänzt mit einem nachfolgen­

den Fachhochschulstudium, könnte diese in 

Zukunft noch stärker zu gestaltende "Grup­

penarbeit" wirkungsvoll unterstützen. 

Unter arbeitsmarktpolitischen Aspekten läßt 

der Modellversuch Erkenntnisse darüber er­

hoffen, ob die Chancen doppelt und in kürze­

rer Zeit qualifizierter Jugendlicher, nach Ab­

schluß einer Lehre und eines Studiums in ein 

Arbeitsverhältnis übernommen zu werden, 

steigen. Nicht zuletzt die Kosteneinsparung, 

die mit dem Wegfall der Einarbeitungszeit 

von Fachkräften, die über den Arbeitsmarkt 

akquiriert werden müssen, für die Betriebe 

verbunden ist, geben Anlaß zu dieser Vermu­

tung. 

Der Modellversuch soll Jugendlichen, die 

vor der Berufswahl stehen, signalisieren, daß 

berufliche Ausbildung attraktiv ist und eine 

Durchlässigkeit hin zu weiteren Bildungs­

gängen eröffnet. 

Gleichwohl ist durch die Festschreibung ent­

sprechender Zulassungskriterien dem Lei­

stungsprinzip Rechnung getragen. Besonders 

leistungsfähige Schüler sollen in dem Mo­

dellversuch eine gezielte Förderung erfahren. 

Die bisherigen positiven Erfahrungen mit 

dem Modellversuch machen es wünschens­

wert, daß die dadurch eröffnete Möglichkeit 

einer Rekrutierung besonders qualifizierter 

Fachkräfte Eingang in eine mittel- und lang­

fristige Personalplanung auch von weiteren 

Firmen findet, die bisher nicht am Modell­

versuch beteiligt sind. 

Aus der Sicht der 
Fa. AUDI AG, lngolstadt 

Die Berufsbildung der AUDI AG ist einer der 

Träger des Modellversuchs, dessen Konzep­

tion im Sommer 1993 gemeinsam mit dem 

Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 

Wissenschaft und Kunst und dem Verband 

der bayerischen Metall- und Elektroberufe 

Oberbayern erarbeitet wurde. Audi nahm den 

Modellversuch umgehend in das Ausbil­

dungsprogramm zum Beruf "lndustrieme­

chaniker/ -in, Fachrichtung Maschinen- und 
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Systemtechnik" auf. Das Unternehmen sieht 

in der Erweiterung seines Ausbildungsange­

bots die Chance, die Berufsausbildung in ei­

nem gewerblichen Beruf aufzuwerten und 

für motivierte und qualifizierte Realschulab­

solventen attraktiver zu machen. Die langfri­

stige Perspektive der Maßnahme besteht für 

Audi ferner darin, die im Rahmen des DB­

FH-Bildungsgangs ausgebildeten Fachkräfte 

nach der Absolvierung eines Fachhochschul­

studiums wieder in das Unternehmen aufzu­

nehmen und als zukünftige Führungskräfte 

einzusetzen. 

Der geplante Beginn des Modellversuchs im 

Sommer 1994 verlangte sofortige Maßnah­

men im Bereich des Auszubildenden-Marke­

ting, da die Ausschreibung von Ausbildungs­

plätzen für das entsprechende Ausbildungs­

jahr bereits begonnen hatte. Aus diesem 

Grund wurde von der Leitung der Berufsbil­

dung über eine gesonderte Anzeigenkampa­

gne zum Modellversuch und entsprechende 

Informationen an die Realschulen im Raum 

lngolstadt zu einer Informationsveranstal­

tung für interessierte Eltern und Schüler ein­

geladen, die unter Beteiligung von etwa 350 

Eltern und Schülern im Dezember 1993 statt­

fand. Die Resonanz auf diese Informations­

maßnahme war sehr positiv, und es lagen der 

Berufsbildung im Anschluß etwa 50 Bewer­

bungen für die Teilnahme am Modellversuch 

vor. 

Obwohl zu diesem Zeitpunkt die Eingangs­

voraussetzungen für die Aufnahme der dua­

len Berufsausbildung und Fachhochschulrei­

fe noch nicht gesetzlich verankert waren, traf 

die Berufsausbildung eine Auswahl aus den 

vorliegenden Bewerbungen, um einen ter­

mingerechten Start des Modellversuchs im 

September 1994 sicherzustellen. Die Aus­

wahl von 23 Bewerberinnen erfolgte in erster 

Linie nach ihrer Eignung für den Beruf "In­

dustriemechaniker I -in" und nach den vorlie­

genden Schulzeugnissen. Parallel dazu wur­

de die sachliche und zeitliche Gliederung der 

betrieblichen Ausbildungsinhalte den Anfor-

derungen der verkürzten Ausbildungszeit an­

gepaßt. 

Für den zweiten Modellversuchsjahrgang, 

der für das Ausbildungsjahr 1995/96 einge­

stellt werden sollte, lagen die Aufnahmebe­

dingungen (Realschulabschluß, Notendurch­

schnitt 2,5 in den Fächern Deutsch, Englisch 

und Mathematik, Einzelnoten mindestens 3) 

seit Frühjahr 1994 in verbindlicher Form vor. 

Die Zahl der Bewerbungen für die Teilnahme 

am Modellversuch war jedoch in diesem Jahr 

wesentlich geringer. Auf Initiative von Audi 

wurde in Zusammenarbeit mit dem Kultus­

ministerium, der Regierung von Oberbayem, 

den Berufsberatern des örtlichen Arbeitsamtes 

und den Beratungsiehrem der Schulen eine 

weitere Informationsveranstaltung durchge­

führt, die unter den 100 Interessenten für die 

Teilnahme am Modellversuch warb. Aus den 

folgenden Bewerbungen wurden schließlich 

27 Bewerberinnen ausgewählt, die zum 1. Sep­

tember 1995 den doppelqualifizierenden Bil­

dungsgang in der AUDI AG begannen. 

Der Einstelljahrgang 1994 steht derzeit un­

mittelbar vor Abschluß der beruflichen 

Grundbildung. Im Juli 1995 wurden trotz 

Verkürzung der Ausbildungszeit alle im Aus­

bildungsrahmenplan geforderten Ausbil­

dungsinhalte vermittelt. Es ist auch gelun­

gen, die aus unterschiedlichen Schulformen 

kommenden Auszubildenden in ihren Kennt­

nissen und Fertigkeiten auf einen einheitli­

chen Stand zu bringen. Die berufliche Fach­

bildung, die sich der einjährigen Grundbil­

dung anschließt, verfolgt im Schwerpunkt 

den Ansatz des ganzheitlichen Lernens. Hier 

werden nicht nur fachspezifische Inhalte in 

Lehrgängen über Wälzlager, Maschinenele­

mente und Automatisierungstechnik durch­

geführt, sondern im Rahmen der Versetzung 

in betriebliche Lernstationen erlernte Fertig­

keiten und Kenntnisse auch praxisnah und 

handlungsorientiert angewendet und erste 

Erfahrungen in der realen Arbeitswelt ge­

sammelt. Der letzte Ausbildungsabschnitt, 
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der im September 1996 beginnen wird, ist 

vorwiegend der Festigung theoretischer 

Kenntnisse und der Vorbereitung auf die Ab­

schlußprüfungen vorbehalten. 

Aus der Sicht der 
Fa. BMW AG, Dingolfing 

Die BMW AG Dingolfing hat sich für die 

Teilnahme am Modellversuch entschieden, 

um das bereits bestehende attraktive Ausbil­

dungsangebot durch eine weitere interessante 

Ausbildungsvariante zu erweitern. 

Dieses Angebot ist speziell für besonders lei­

stungsstarke und motivierte Realschüler ge­

dacht. 

Ziel ist es, die Teilnehmer nach Berufsausbil­

dung und Studium bei BMW wieder aufzu­

nehmen. Dadurch stehen dem Betrieb gut 

ausgebildete Ingenieure zur Verfügung, die 

sich vor dem Studium innerhalb eines dicht­

gedrängten zeitlichen Rahmens bewähren 

konnten und in besonderem Maße Theorie 

und Praxis miteinander verbinden lernten. 

Außerdem kennen sie den Betrieb mit seinen 

zahlreichen Fachstellen und den vielfältigen 

Arbeitsabläufen sowie den innerbetriebli­

chen Gepflogenheiten. Die üblichen Start­

schwierigkeiten können damit wirkungsvoll 

reduziert werden. 

Im Ausbildungsjahr 1994/95 startete BMW 

mit 18 Auszubildenden diesen Modellver­

such im Werk Dingolfing. Davon werden elf 

als Energieelektroniker und sieben als Indu­

striemechaniker ausgebildet. 

Zum Ausbildungsbeginn 1. 9. 1995 wurde 

mit weiteren sieben Energieelektronikern 

und sieben Industriemechanikern dieser Aus­

bildungsgang fortgesetzt. 

Die Erfahrungen der zuständigen Ausbilder 

zeigen, daß sich die Leistungen der im Mo­

dellversuch teilnehmenden Auszubildenden 



in handwerklichen Tätigkeiten nicht von den 

Leistungen derer im "normalen Ausbildungs­

verhältnis" unterscheiden. Da aber bei einer 

verkürzten Ausbildungszeit und einem zu­

sätzlichen Tag Unterricht der "DBFH-Aus­

bildungsgruppe" die Lerninhalte des Rah­

menlehrplans (ausgelegt auf 3,5 Jahre) ge­

nauso vermittelt werden müssen, ergeben 

sich für den Ausbildungsbetrieb folgende Be­

sonderheiten: 

Die am Modellversuch teilnehmenden Aus­

zubildenden müssen in eigene ,,Ausbildungs­

gruppen" eingeteilt und zusammengefaßt 

werden, die einen zeitlichen Mehraufwand 

für Abwicklung und Organisation verursa­

chen. Wegen der reduzierten Ausbildungszeit 

mußten auch die BMW-spezifischen Ausbil­

dungsinhalte angeglichen werden. Die er­

lernten Kenntnisse und Fertigkeiten können 

aus heutiger Sicht noch nicht in dem ge­

wünschten Umfang vertieft werden. Durch 

die Gruppenbildung werden die Teilnehmer 

unbeabsichtigt in eine Art Sonderrolle ge­

drängt, die aber nicht störend wirkt und die 

Gruppe eher zu höherer Leistung und mehr 

Zusammenarbeit anspornt. 

Fazit 

Die Teilnehmer des Modellversuchs sind 

hoch motiviert und arbeiten selbständig und 

ziel orientiert. Aus jetziger Sicht sind alle teil­

nehmenden Auszubildenden in der Lage, das 

Ausbildungsziel mit gutem bis sehr gutem 

Ergebnis zu erreichen. 

Durch die verkürzte Ausbildungszeit ist je­

doch die Vertiefung der beruflichen Praxis 
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während der Ausbildung in der üblichen Art 

und Weise nicht möglich. Inwieweit dieses 

Defizit erfolgreich kompensiert werden 

kann, wird sich am weiteren Fortgang des 

Modellversuches zeigen. 

Die Bewerbungen für das Ausbildungsjahr 

1995/96 sind steil nach oben angestiegen. 

Das gestiegene Interesse für gewerblich­

technische Berufe ist u. a. auch auf den DB­

FH-Modellversuch zurückzuführen. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Kusch, W. : Überdu rchschniuliche Qualifikation 

und Leistungsbereitschaft werden vorausgesetzt -

Modellversuch Duale Berufsausbildung und Fach­

hochschulreife, VLB-Akzente, 2, Nürnberg 1995 
2 Vgl. Schirk, S.: Modellversuch Fächerübergreifen­

der Unterricht in der Beruf sschule, VLB-Akzente, 2, 

Nümberg 1993 
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Berufsbildung I i;ernational 

Jochen Reuling 

Dr. phil., Soziologe und 

Diplomkaufmann, wissen­

schaftlicher Mitarbeiter in 

der Abteilung 5.3 " Inter­

nationaler Vergleich beruf­

licher Bildung" im Bun­

desinstitut für Berufsbil­

dung, Berlin 

Modularisierung in der 
englischen Berufsbildung 

ln der deutschen Berufsbildung wird 

Modularisierung häufig allein unter 

dem Aspekt der Aufteilung von Be­

rufsausbildungsgängen in Teilqualifi­

kationen diskutiert. Damit, so wird 

gefolgert, steht Modularisierung in 

klarem Gegensatz zum deutschen 

Berufsprinzip. ln der englischen Dis­

kussion hingegen wird Modularisie­

rung als Instrument gesehen, mit 

dessen Hilfe eine Balance zwischen 

Flexibilität, Koordination und Zusam­

menhalt eines Systems erreicht wer­

den kann, das nicht nur die Berufs­

ausbildung, sondern auch die Wei­

terbildung einschließt. Im folgenden 

Beitrag werden Dimensionen der 

Modularisierung und Möglichkeiten 

und Probleme der Koordinierung 

modular strukturierter Berufsbil­

dungssysteme am Beispiel des engli­

schen Systems dargestellt und ana­
lysiert.1 

Was versteht man unter 
Modulen und_ Modularisierung? 

Module und Modularisierung sind Begriffe, 

die aus der technischen Fachsprache stam­

men. "Jedes System besteht aus einer Vielfa lt von 

Modulen oder Bausteinen, wovon jedes einzelne zum 

Funktionieren des gesamten Systems beiträgt oder 

gar unerläßlich ist" 2 Entwicklungen z. B. in der 

Elektronik oder der Informationstechnologie 

zeigen, daß Systeme flexibel sind, wenn man 

sie in einzelne Einheiten, Bausteine oder 

Module unterteilt, die innerhalb des gesam-

ten Systems ersetzbar sind. Im Fall von An­

passungen des Systems an veränderte Anfor­

derungen oder von Störungen muß nicht das 

gesamte System verändert werden, sondern 

jeweils nur eine oder mehrere Einheiten. Mo­

dularisierung in diesem Sinn ist also ein Or­

ganisationsprinzip. 3 Im Vergleich zur univer­

sitären Ausbildung fanden in der Berufsbil­

dung erste Anwendungen des modularen Or­

ganisationsprinzips erst relativ spät statt. In 

England z. B. wurde 1968 mit der Einfüh­

rung modularer Systeme in die gewerbliche 

Berufsausbildung begonnen. 4 Von interna­

tionalen Organisationen wie der Internatio­

nalen Arbeitsorganisation (IAO) wurden 

ebenfalls seit Ende der sechziger Jahre mo­

dular aufgebaute Berufsbildungskonzepte 

propagiert. 5 

Module bzw. die Kriterien für Modularisie­

rung in Bildungs- und Berufsbildungssyste­

men werden in der Literatur nicht einheitlich 

definiert. Übereinstimmend werden Module 

häufig von traditionellen Bildungsgängen ab­

gegrenzt, die als vom Anfang bis zum Ende 

fes tgelegte, länger andauernde Lernpro­

gramme verstanden werden. Häufig wird 

auch zwischen primären und sekundären 

Charakteristiken oder notwendigen und nicht 

notwendigen Merkmalen unterschieden. 6 

Damit soll deutlich gemacht werden, daß 

modularisierte Bildungsgänge eine Reihe 

von Merkmalen aufweisen (können), die 

auch für traditionelle Bildungsgänge Geltung 

haben. THEODOSSIN unterscheidet folgende 

"primäre" Kriterien für Module bzw. Modu­

larisierung 7: 
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• Module als Teil eines Bildungsganges 

oder Lernprogrammes weisen erstens eine 

bestimmte Größe auf. Die Größe eines Mo­

duls wird oft in seiner Breite (Anteil der wö­

chentlichen Ausbildungszeit), in seiner Län­

ge/Dauer (z. B. Monat, Halbjahr oder Jahr) 

und in seinem Gewicht oder Wert (bestimm­

ter Anteil des Aufwandes zur Erreichung ei­

ner Qualifikation) ausgedrückt. Die Module 

können eine Standardgröße haben, ihre Grö­

ße kann aber auch variieren. 

• Ein zweites Merkmal ist die Anordnung 

von Modulen. 8 Verschiedene Module können 

vom Auszubildenden gleichzeitig oder nach­

einander absolviert werden. Im letzteren Fall 

bleibt zwar der Wert der jeweiligen Module 

bestehen, aber ihre Breite und Länge werden 

entsprechend angepaßt. 

• Drittens ist Modularisierung dadurch ge­

kennzeichnet, daß nach Abschluß eines Mo­

duls eine Leistungsbeurteilung als Endbeur­

teilung stattfindet. Der Fortgang einer Aus­

bildung beruht dann auf der Annahme, daß 

ein Auszubildender das einmal positiv beur­

teilte Wissen und/oder die betreffenden Fer­

tigkeiten beherrscht. Aus diesem Merkmal 

von Modularisierung lassen sich zwei weitere 

wichtige Kennzeichen ableiten. Zum einen 

handelt es sich bei Modulen um selbständi­

ge, in sich abgeschlossene Lerneinheiten, 

deren Inhalte nicht nur separat geprüft, son­

dern auch separat voneinander vermittelt 

werden können. Zum anderen besteht die 

Möglichkeit der individuellen Abweichung 

von einem Bildungsgang, einer vorgeformten 

Qualifikation, einer Zeitstruktur und/ oder 

einem Lemort. 

Die Endbeurteilung der Leistung nach Ab­

schluß eines Moduls ist das entscheidende 

Kriterium, das modulare von traditionell 

strukturierten Ausbildungsgängen unter­

scheidet. Dem Auszubildenden wird damit 

prinzipiell eine Vielfalt von Lernwegen und 

der Absolvierung von Ausbildungsabschnit­

ten an unterschiedlichen Lernorten ermög-

licht. Befürworter von Modularisierung he­

ben dieses Merkmal als Gewinn an Flexibili­

tät und damit als besonders positiv hervor, 

während Gegner von Modularisierung dies 

als Cafeteria-System oder als "pick and 

mix"-System ablehnen, da es ihrer Meinung 

nach einer unstrukturierten Ansammlung von 

Teilqualifikationen mit ungewissem Wert für 

künftige Bildungs- und Beschäftigungskar­

rieren Vorschub leistet. 9 

Darüber hinaus lassen sich weiter drei "se­

kundäre" Merkmale unterscheiden, die häu­

fig in Zusammenhang mit Modularisierung 

auftreten. 10 

• Das erste dieser sekundären Merkmale 

wird als "Tyrannei des Rechnens" um­

schrieben. Integraler Bestandteil vieler mo­

dularer Systeme sind sogenannte Credit-accu­

mulation-Systeme, aufgrund derer einzelne 

Module entsprechend ihrer Größe bzw. ihres 

Wertes zu einer (Gesamt-)Qualifikation ak­

kumuliert werden können. Diese "Tyrannei" 

ist naturgemäß um so größer, je kleiner und 

damit zahlreicher die einzelnen Module sind 

und je uneinheitlicher ihr Wert ist. 

• Ein zweites Merkmal sind Prinzipien der 

Kombination einzelner Module. Eine abso­

lut freie Auswahl scheint es offenbar in kei­

nem modular strukturierten System zu ge­

ben. Es sind durchaus auch modulare Syste­

me vorstellbar, in denen zur Erreichung einer 

Qualifikation alle Module verbindlich vorge­

schrieben sind. In den Systemen, in denen es 

in größerem Umfang Auswahlmöglichkeiten 

zwischen verschiedenen Modulen gibt, sind 

aber auch häufig Restriktionen eingebaut 

(z. B. Zulassungskriterien, vorgegebene 

Kombinationen von Modulen, bestimmte Se­

quenzen des Absolvierens etc.). 

• Ein drittes sekundäres Merkmal von Mo­

dularisierung wird als sharing bezeichnet. 

Damit ist gemeint, daß ein einzelnes Modul 

sich verschiedenen Berufsqualifikationen 

oder Bildungsgängen zuordnen läßt. 

Modularisierung als Instrument 
zur Erhöhung der 
Anpassungsflexibilität von 
Berufsbildungssystemen 

Modularisierung ist kein Ziel an sich, son­

dern sie ist auf Systemebene eine Strategie 

oder ein Instrument zur Erreichung einer 

besseren Anpassungsflexibilität eines Be­

rufsbildungssystems. 11 Aus der im Rahmen 

des PETRA-Programms durchgeführten 

Studie "Modularisierung in sechs europäi­

schen Ländern" wurde deutlich, daß es in 

den einzelnen Ländern sehr unterschiedliche 

Ziele gibt, die mit modularen Reformen er­

reicht werden sollen. Entsprechend gibt es 

auch unterschiedliche Typen, Formen und 

Reichweiten von Modularisierung. 12 Die auf 

Systemebene häufig genannten Ziele lassen 

sich auf zwei Aspekte zurückführen: 

Erstens sollen mit Modularisierung mehr 

Möglichkeiten der Flexibilisierung von Be­

rufsbildungsgängen im Sinne einer stärkeren 

Kundenorientierung geschaffen werden. 

Berufsbildungsgänge sollen mehr auf die Be­

dürfnisse und Interessen ihrer Kunden ge­

richtet sein. Unter Kunden werden hier pri­

mär die Lerner, in zweiter Linie diejenigen 

verstanden, die auf den erworbenen Qualifi­

kationen aufbauen bzw. sie benutzen, also 

Bildungsinstitutionen und Betriebe. Auf Sy­

stemebene lassen sich drei Dimensionen von 

Flexibilität unterscheiden, zu deren Errei­

chen Modularisierung ein Mittel sein kann: 13 

• Curriculare Flexibilität im Hinblick auf 

eine schnelle Abstimmung mit sich verän­

dernden Qualifikationsanforderungen, mit 

unterschiedlichen lokalen Anforderungen 

und lokalen Arbeitsmärkten sowie mit den 

differenzierten Anforderungen unterschiedli­

cher Zielgruppen (insbesondere auch von 

Lembenachteiligten), 

• Flexibilität der Vermittlung von Qualifi­

kationen in dem Sinn, daß die in einem Cur­

riculum festgelegten Qualifikationen an un­

terschiedlichen Lernorten und innerhalb un-
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terschiedlicher Zeitperioden erworben wer­

den können, 14 

• Flexibilität der Karrierewege im Sinne 

eines offeneren Zugangs zur Berufsbildung, 

einer schwächeren Trennung bzw. leichterer 

Übergangsmöglichkeiten zwischen verschie­

denen beruflichen Bildungsgängen und zwi­

schen Berufs- und Allgemeinbildung. 

Modularisierung kann zweitens ein Mittel 

sein, um eine bessere Koordination und da­

mit eine größere Kohärenz in einem flexiblen 

Bildungs- oder Berufsbildungssystem zu er­

reichen. Die koordinierende Rolle von Mo­

dulen bzw. der mit ihnen verbundenen Quali­

fikationen und Zertifikate wird häufig vergli­

chen mit der Rolle einer Währung in einer 

Marktwirtschaft. 15 Dezentrale Entscheidun­

gen von Bildungsträgem über Angebot und 

Gestaltung von Modulen werden durch eine 

gemeinsame Währung in Form von Qualifi­

kationen bzw. Zertifikaten koordiniert. Damit 

Module diese Koordinationsfunktion erfül­

len, müssen drei Bedingungen gegeben 

sein: 16 

• Der Wert der Qualifikationen/Zertifikate 

muß der gleiche sein, ohne Rücksicht darauf, 

an welchem Lernort und auf welche Weise 

sie erworben wurden. Darüber hinaus müs­

sen sie in allen wichtigen Bereichen des be­

ruflichen Bildungssystems und/ oder auf dem 

Arbeitsmarkt anerkannt sein. 

• Das Angebot an Qualifikationen/Zertifi­

katen muß effektiv kontrolliert werden. 

• Drittens sollen die Qualifikationen/Zerti­

fikate auf dem Arbeitsmarkt oder in angren­

zenden Bildungsbereichen einen Austausch­

wert haben. Sie sollen also vermarktbar sein. 

In der Praxis sind diese Modellbedingungen 

schwer zu erreichen. Häufiger findet man, 

daß Qualifikationen oder Zertifikate nur eine 

eingeschränkte Vergleichbarkeit haben. Ihre 

Anerkennung und/ oder ihr Austauschwert 

kann sich z. B. nur auf das Berufsbildungssy­

stem und nicht auch auf den Hochschulbe­

reich beziehen oder nur auf einen Sektor des 

Berufsbildungssystems oder nur auf eine Re-

gion. 17 Häufig beruht die Zusammenarbeit 

von Akteuren oder Institutionen auch auf ge­

genseitigem Vertrauen in den Wert der erwor­

benen Qualifikation bzw. des erreichten Zer­

tifikats. Gleichwohl ist dieses Modell von 

Qualifikationen und Zertifikaten als gemein­

same Währung gut anwendbar, um die Koor­

dinationsleistungen modularer Systeme zu 

analysieren und zu bewerten. Im folgenden 

konzentrieren wir uns allein auf diesen zwei­

ten Aspekt von Modularisierung und fragen, 

wie die Koordinierung der einzelnen Module 

im englischen Berufsbildungssystem erfolgt 

und welche Schwierigkeiten dabei deutlich 

geworden sind. 

Das englische System nationa­
ler beruflicher Qualifikationen 

In England (und Wales) wurde ab 1986 sy­

stematisch damit begonnen, ein System na­

tionaler beruflicher Qualifikationen (N atio­

nal Vocational Qualifications = NVQs) auf­

zubauen. 18 Zentrale Merkmale dieses Sy­

stems sind: 

• competence-based outcomes: Qualifika­

tionen bzw. Qualifikationselemente werden 

als Lernergebnisse in Form von Kompeten­

zen beschrieben; 

• total modularisation: Alle berufliche 

Qualifikationen sind in einzelne Einheiten 

oder Teilqualifikationen untergliedert; 

• credit accumulation: Die einzelnen Mo­

dule können separat abgeschlossen und zerti­

fiziert werden, die Akkumulation der Teilab­

schlüsse zu einer Gesamtqualifikation ist 

nicht an eine vorgegebene Zeit gebunden. 

Die grundlegende Idee ist, daß ein Berufsbil­

dungssystem entwickelt, reguliert und finan­

ziert werden kann, in dem nicht die Inputs 

festgelegt werden (z. B. die Dauer eines Aus­

bildungsganges, der Lemort, die Ausbil­

dungsinhalte etc.), sondern allein die zu er­

reichenden Lernergebnisse in Form beruf­

licher Kompetenzen. 19 Die Festlegung einer 

solchen nationalen Qualifikationsstruktur 
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wurde als notwendige Vorbedingung für ein 

System angesehen, das für die berufliche 

Qualifizierung unterschiedlicher Lerner­

gruppen, also von Jugendlichen und Erwach­

senen sowie von Beschäftigten und Unbe­

schäftigten, geeignet ist. Ebenso sollte damit 

auch der große Anteil der Erwerbsbevölke­

rung, der nie eine geregelte berufliche Aus­

oder Weiterbildung durchlaufen hat, die 

Möglichkeit der Anerkennung ihrer im Ar­

beitsleben erworbenen beruflichen Qualifi­

kationen erhalten. Weiter sollte der Tatsache 

Rechnung getragen werden, daß berufliche 

Qualifikationen in England an unterschiedli­

chen Lernorten (Colleges, Training agencies, 

Betriebe) sowie in Vollzeit- und in Teilzeit­

farm oder im Abendunterricht erworben wer­

den können. Schließlich sollten mit diesem 

System auch flexible Übergänge zu höher­

wertigen beruflichen Qualifikationen ermög­

licht werden. 

Berufliche Qualifikationen werden für elf 

Berufsfelder und auf fünf verschiedenen 

Kompetenzniveaus (von einfachen Routine­

tätigkeiten bis hin zu professionellen Tätig­

keiten) definiert. Gegenwärtig werden etwa 

750 Qualifikationen von den verschiedenen 

Prüfungsausschüssen (awarding bodies) an­

geboten, von denen sich die meisten auf die 

Niveaus 2 und 3 beziehen, ca. 70 auf das Ni­

veau 4 und nur zwei auf das höchste 

Niveau. 20 Jede dieser Qualifikationen ist un­

terteilt in einzelne Module. Die Größe der 

Module, gemessen in fiktiver Ausbildungs­

zeit, variiert; der Wert jedes Moduls zur Er­

reichung einer beruflichen Qualifikation ist 

der gleiche. Ob Module nebeneinander oder 

nacheinander absolviert werden, ist dem ein­

zelnen Lerner bzw. der anbietenden Institu­

tion überlassen. Die für jedes Modul mittels 

differenzierter Kriterien umschriebene Kom­

petenz wird in einer Prüfung beurteilt, wobei 

allein zwischen "bestanden" und "nicht be­

standen" unterschieden wird. Das Zertifikat 

beinhaltet eine Teilqualifikation. Für eine 

volle berufliche Qualifikation ( occupation) 

können die einzelnen Teilqualifikationen ak-



kumuliert werden, wobei die Kombinations­

möglichkeiten aufgrund der Vorgabe von zu 

absolvierenden Pflichtmodulen und einer 

festgelegten Anzahl von Wahlmodulen, die 

ebenfalls in einer Liste vorgegeben sind, be­

schränkt sind. Manche Module (common 

units) werden verschiedenen beruflichen 

Qualifikationen zugeordnet. Ein gewisser 

Zeitrahmen für den Erwerb der vollen Be­

rufsqualifikationen ist dadurch vorgegeben, 

daß diese lediglich für einige Jahre vom "Rat 

für nationale berufliche Qualifikationen" 

(NCVQ) akkreditiert werden. Wenn eine Per­

son den Erwerb der verschiedenen Teilquali­

fikationen z. B. über zehn Jahre zu verteilen 

sucht, läuft er Gefahr, daß manche oder alle 

erworbenen Teilqualifikationen nicht mehr 

gültig sind. 

Probleme der Koordinierungs­
funktion von Modulen in der 
englischen Berufsausbildung 

Bei dem englischen System nationaler beruf­

licher Qualifikationen handelt es sich um ein 

modular strukturiertes ZertifizierungssystemY 

Im Zuge der Implementation des Systems 

sind eine Reihe von Schwierigkeiten aufge­

taucht, die daran zweifeln lassen, ob das Sy­

stem in seiner jetzigen Form in der Lage ist, 

die angestrebten Koordinationsleistungen zu 

erbringen. Diese Schwierigkeiten hängen 

nicht in erster Linie mit seiner modularen 

Struktur zusammen, sondern vor allem mit der 

Schwierigkeit, Module in Form beruflicher 

Kompetenzen zu operationalisieren. Da aber 

in flexiblen Modulsystemen im Vergleich zu 

traditionell aufgebauten Bildungsgängen die 

Koordinierung der einzelnen Module und 

Teilzertifikate zentrale Bedeutung für den Zu­

sammenhalt des Gesamtsystems hat, werden 

solche Schwierigkeiten eher verstärkt und 

kommen dadurch besonders zum Ausdruck. 

Die Qualität der erworbenen Qualifikationen 

und damit der Wert der Zertifikate wird im 

englischen System über die Festlegung von 

Prüfungsanforderungen zu regeln gesucht. 

Aufgrund des Ansatzes, Lernergebnisse in 

Form beruflicher Kompetenzen zu prüfen, 

ergeben sich Probleme, die die Validität, die 

Zuverlässigkeit und die Kosten der Prüfun­

gen betreffen. 22 Eine Grundannahme des An­

satzes ist, daß man klar und präzise alle 

Lernergebnisse spezifizieren kann, die für ei­

ne berufliche Qualifikation verlangt werden. 

Diese genaue Spezifizierung ist zumindest 

aus drei Gründen erforderlich: 

• Die Lerner sollen wissen, über welche 

Kompetenz sie verfügen müssen, um ein Zer­

tifikat zu erhalten. 

• Die Prüfer sollen wissen, was sie prüfen 

sollen. 

• Schließlich sollen andere Bildungsinstitu­

tionen, die auf den Qualifikationen aufbauen, 

und/oder Betriebe wissen, über welche 

Kompetenz ein Bewerber verfügt. 

Die Anforderung der genauen Spezifizierung 

von beruflichen Kompetenzen führt in der 

Praxis zu einer detaillierten Auflistung von 

Prüfungskriterien mit der inhärenten Ten­

denz, diese zur Erreichung einer noch höhe­

ren Validität weiter zu spezifizieren. Beson­

ders gut läßt sich dies bei der Festlegung von 

Kriterien zur Umschreibung von sozialen 

Kompetenzen oder bei der Festlegung des 

Hintergrundwissens nachvollziehen, das für 

eine bestimmte berufliche Tätigkeit benötigt 

wird. 23 Ein Beispiel: Die berufliche Qualifi­

kation "Business administration" auf dem 

zweiten Schwierigkeitsniveau (etwa ver­

gleichbar mit der Qualifikation einer Sekre­

tärin), für das eine fiktive Ausbildungszeit 

von etwa einem Jahr angenommen wird, 

wird in sieben Module mit insgesamt 63 Tä­

tigkeitselementen aufgeteilt. Für das Modul 

1.0 werden zwölf Tätigkeitselemente unter­

schieden. Um die damit ausgedrückte beruf­

liche Teilqualifikation nachzuweisen, muß 

der Prüfungskandidat für dieses Modul ins­

gesamt 72 Leistungskriterien (performance 

criteria) erfüllen, teilweise auch noch spezifi­

ziert nach unterschiedlichen Kontexten (ran-

ge criteria). Aufgabe der Prüfer ist, die Lei­

stung des Kandidaten nach allen diesen Kri­

terien zu beurteilen. 

Die Frage ist, ob mit einer solchen detaillier­

ten Spezifizierung beruflicher Kompetenzen 

die Lernergebnisse eines Kandidaten auch 

perfekt beurteilt werden können. Damit sind 

Probleme der Zuverlässigkeit der Beurteilun­

gen und Prüfungen angesprochen. Es gibt 

große Probleme, geeignete Testsituationen 

für alle der vorgeschriebenen Leistungskrite­

rien zu kreieren. Die Kompetenzen sollen 

möglichst in der Arbeitssituation beurteilt 

werden. Das bedeutet, das die Prüfungen in 

Betrieben und auch durch die Betriebe erfol­

gen. Prüfer (assessors) sind betriebliche An­

gehörige, die wiederum von einem für Prü­

fungen akkreditierten Verantwortlichen im 

Betrieb (internal verifyer) angeleitet und 

kontrolliert werden, ob sie das gesamte Prü­

fungsverfahren richtig anwenden. Diese in­

ternal verifyers werden von einem external 

verifyer moderiert, der den kommerziell täti­

gen Prüfungsausschüssen (awarding bodies) 

angehört. Gleichwohl bleibt für die Prüfer 

das Problem, ein der Realität möglichst ent­

sprechendes berufliches Handeln anhand der 

Vielzahl vorgeschriebener, analytisch unter­

schiedener Leistungskriterien zu beurteilen. 

Die Prüfer werden zwangsläufig mit einem 

internalisierten und holistischen Modell ar­

beiten, das aus ihrer eigenen beruflichen Er­

fahrung und Expertenschaft entstanden ist. 

Zwischen den einzelnen Prüfern gibt es er­

hebliche Abweichungen in ihren Urteilen. 24 

Sie beruhen auf dem Umstand, daß es insbe­

sondere bei nicht regelgeleitetem beruflichen 

Handeln nicht nur eine, sondern mehrere, 

wenn nicht viele "best practices" gibt, um 

berufliche Anforderungen kompetent zu er­

füllen. 

Die Anforderungen nach Validität und Zuver­

lässigkeit der Beurteilungen machen die Prü­

fungen, die in dieser Form das regulierende 

Element des gesamten Systems darstellen, 

extrem aufwendig und kostenintensiv (Zeit-
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aufwand für Beurteilte und für die Prüfer, 

Ausrüstung, Kosten für Aufbau einer Testsi­

tuation, Wiederholung der Beurteilung, wenn 

nicht alle Kriterien erfüllt sind). Insbesonde­

re kleinere Betriebe haben Probleme mit die­

sen Prüfungen, weil z. B. nicht alle Kompe­

tenzen an den vorhandenen Arbeitsplätzen 

gefordert werden oder weil wegen der Kom­

plexität des Systems der Aufwand zur Schu­

lung der internen Prüfer zu hoch ist. Zur Zeit 

werden die Kosten nicht nur von den Lernern 

und den Betrieben, sondern auch vom Staat 

über die verschiedenen Ausbildungspro­

gramme getragen. Es wird von künftigen 

Cost-benefit-Analysen abhängen, ob sich der 

Aufwand lohnt. Zu berücksichtigen ist dabei, 

daß für den einzelnen, den Betrieb und/ oder 

die Gesellschaft darüber hinaus noch die Ko­

sten für die Ausbildung selbst anfallen. 

Möglicherweise läßt sich das Problem der 

Qualitätskontrolle lösen, indem man das Sy­

stem der Prüfungsanforderungen vereinfacht 

und die Vielzahl präskriptiver Elemente ver­

ringert. Es bleibt aber das Problem bestehen, 

die Berufsbildung (auf nationalem Niveau) 

allein über Prüfungen und damit über Lern­

ergebnisse regulieren zu wollen. Vielleicht 

sind zukünftig auch Elemente von Input-Re­

gulierungen notwendig, um eine adäquatere 

Qualitätskontrolle zu ermöglichen und damit 

mehr Qualifikationen und Zertifikate zu er­

halten, die als gleichwertig akzeptiert wer­

den. 

Ein grundlegendes Problem stellt sich im 

Hinblick auf die Frage, ob die im Rahmen 

des NVQ-Systems akkreditierten Qualifika­

tionen für alle Bereiche des Berufsbildungs­

systems und den Arbeitsmarkt geeignet sind. 

Ursprünglich war das NVQ-System dazu ge­

dacht, für die vielen Millionen von Erwach­

senen, die einer qualifizierten Arbeit nachge­

hen, aber über keine formale Qualifikation 

verfügen, die Möglichkeit einer formalen 

Anerkennung ihrer im Berufsleben erworbe­

nen Qualifikation zu geben.25 Später wurden 

die NVQs aber auch verstärkt für die Berufs-

ausbildung von Jugendlichen innerhalb des 

von der Regierung finanzierten Jugendausbil­

dungsprogramms verwendet. Das Problem, 

für derart unterschiedliche Zielgruppen ge­

meinsame Qualifikationen und Zertifikate 

festzulegen, wurde z. B. bei mathematischen 

Kenntnissen deutlich. 26 

I Zahl von Modulen, 
Zertifikaten und 

Berufsqualifikationen 
ist stark 

angewachsen 

Da man erfahrenen Arbeitskräften, die zwar 

ihre beruflichen Fähigkeiten gut demonstrie­

ren konnten, nicht zumuten wollte, auch 

grundlegende mathematische Kenntnisse 

nachzuweisen, wurden die verlangten Fähig­

keiten relativ eng definiert. Für Jugendliche 

hingegen sind breiteres Wissen und Fähigkei­

ten zur Erreichung von mehr Flexibilität und 

im Hinblick auf lebenslanges Lernen von be­

sonderer Bedeutung. Diese Kluft kann durch 

das geltende System nicht überwunden wer­

den. Hinzu kommt, daß durch die eng defi­

nierten Berufsqualifikationen auch die Aner­

kennung der Module und Zertifikate im all­

gemeinen Bildungssystem erschwert wird. 

Fraglich ist auch, ob die Zertifikate, die keine 

vertikal differenzierte Leistungsbeurteilung 

beinhalten, den unterschiedlichen Anforde­

rungen des Bildungs- und Beschäftigungssy­

stems genügen. Auf dem Arbeitsmarkt werden 

Zertifikate häufig dazu gebraucht, um die 

Bewerber zu vergleichen und zu selektieren. 

Auch innerhalb von Bildungssystemen spielt 

Selektion eine wichtige Rolle. Die Beurtei­

lungen und Zertifizierungen im NVQ-Sy­

stem haben hier aber nicht die Aufgabe der 

Selektion, sondern es wird nur danach unter­

schieden, ob die Kompetenz zur Ausführung 

definierter beruflicher Anforderungen vor­

handen ist oder nicht. 27 

52 

\ 
BWP 25/1996/2 • Berufsbildung international 

Nur kurz eingegangen werden soll hier auf 

Probleme des Angebots an Qualifikationen 

und Zertifikaten. Aus den krisenhaften Ent­

wicklungen der englischen Berufsbildung in 

den achtziger Jahren wurde von der Regie­

rung unter anderem der Schluß gezogen, daß 

die Unternehmer selbst die Berufsbildung 

planen und die "ownership" über die Qualifi­

kationen haben sollten. 28 Die Entwicklung 

neuer Qualifikationen ist Aufgabe der von 

Unternehmern eines Sektors dominierten 

"Iead bodies", die wiederum mit den für die 

Entwicklung von Prüfungskriterien verant­

wortlichen Prüfungsausschüssen zusammen­

arbeiten. Allerdings ist die Zahl sowohl der 

Iead bodies (gegenwärtig ca. 170) als auch 

der Prüfungsausschüsse (ca. 130, davon 25 

bedeutende) mit dem Aufbau des NVQ-Sy­

stems angewachsen. Darüber kooperieren 

diese verschiedenen Ausschüsse wenig mit­

einander, sondern verfolgen, da privat organi­

siert, z. T. konkurrierende kommerzielle In­

teressen. Die Zahl von Modulen, Zertifikaten 

und Berufsqualifikationen ist in den letzten 

Jahren stark angewachsen, weil sich diese 

Ausschüsse einerseits stark spezialisierten, 

andererseits auch nicht kontinuierlich alte 

Qualifikationen weiterentwickeln und erset­

zen, sondern sie bestehen lassen und neue 

hinzufügen. Das Angebot an Zertifikaten 

droht somit, inflationäre Tendenzen anzuneh­

men. 

Die aufgeführten Aspekte tangieren natur­

gemäß den Austauschwert der Module, Zerti­

fikate und beruflichen Qualifikationen inner­

halb des gesamten Bildungssystems und auf 

dem Arbeitsmarkt. Im Hinblick auf das allge­

meine Bildungs- und Hochschulsystem ver­

sucht man von staatlicher Seite, durch Schaf­

fung von Äquivalenzen zwischen NVQs und 

allgemeinbildenden Modulen zunehmend 

Berechtigungen zum Zugang zu weiterfüh­

renden allgemeinen Bildungsgängen zu 

schaffen. Allerdings sind die bestehenden In­

kompatibilitäten zwischen allgemeinbilden­

den und beruflichen Bildungsgängen nicht 

zu unterschätzen. 29 Im Hinblick auf den Ar-



beitsmarkt kommt als Problem hinzu, daß 

das NYQ-System bei den Betrieben bislang 

noch wenig verbreitet ist. Eine repräsentative 

Untersuchung aus dem Jahre 1993 ergab, daß 

bis zu diesem Zeitpunkt nur sechs Prozent 

der Betriebe ihre Aus- und Weiterbildungen 

am NYQ-System orientieren. 30 Darüber hin­

aus handelt es sich dabei vor allem um Groß­

betriebe; für Klein- und Mittelbetriebe er­

scheint das System bislang offenbar als we­

nig attraktiv. 

Man darf bei allen hier aufgeführten Schwie­

rigkeiten nicht vergessen, daß zehn Jahre für 

den Aufbau und die Implementierung eines 

neuen Berufsbildungssystems mit sehr ehr­

geizigen Zielsetzungen eine recht kurze Zeit­

dauer sind. So ist es nicht verwunderlich, daß 

das NYQ-System derzeit noch nicht die Ko­

ordinierungsleistungen erbringen und den 

Zusammenhalt stiften kann, die notwendig 

sind, damit modular strukturierte Berufsbil­

dungssysteme ihre Flexibilität und Lei­

stungsHihigkeit unter Beweis stellen können. 

Gegenwärtig wird von der englischen Regie­

rung eine Evaluation der I 00 wichtigsten 

NYQs durchgeführt mit dem Ziel, die darge­

stellten Probleme in den Griff zu bekommen 

und Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Inso­

fern kann man auf künftige Weiterentwick­

lungen gespannt sein, die auch im Hinblick 

auf eine stärkere Regulierung der deutschen 

Weiterbildung von Interesse sein können. 31 

Anmerkungen: 
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Nachrichten 
KdBerichte 

Anregungen zur 
Gestaltung der 
integrierten Prüfung 

Margarete Lippitz 

Die integrierte Prüfung als neuer An­

satz der Prüfungsgliederung ist im 
Ausbildungsbereich erstmals beim 

Technischen Zeichner1 anzutreffen. 
Die Einführung dieser neuen Prü­

fungsstruktur wird durch ein For­

schungsprojekt des Bundesinstituts 

für Berufsbildung wissenschaftlich 

begleitet. 

Nach der Regelung für den Technischen 

Zeichner sollen in der Abschlußprüfung als 

Nachweis der Gesamtqualifikation drei den 

Arbeitsaufträgen nahekommende Aufgaben 

bearbeitet werden. Die Trennung in Kennt­

nis- und Fertigkeitsprüfung entfällt. Neben 

diesen Komplexaufgaben steht das Prüfungs­

fach "Wirtschafts- und Sozialkunde". Diese 

Gliederung trägt der Tatsache Rechnung, daß 

im beruflichen Alltag Kenntnisse, Fertigkei­

ten und übergreifende Qualifikationen in der 

Regel im Komplex abgefordert werden. Von 

daher verspricht die Zusammenführung der 

vormals getrennten Kenntnis- und Fertig­

keitsprüfung eine größere Praxisnähe. Über­

greifende Qualifikationen geraten nicht so 

leicht aus dem Blick. Nicht übersehen wer-
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den darf, daß die nunmehr komplexeren Auf­

gaben auch Probleme aufwerfen. Um eine 

angemessene Durchführungs- und Auswer­

tungsobjektivität zu sichern, bedarf es großer 

Anstrengungen. Es besteht daher die Not­

wendigkeit, Erfahrungen mit integrativen 

Ansätzen - komplexe Aufgabenstellungen 

eingeschlossen - zu sammeln und auszuwer­

ten. Dazu wurde eine Analyse ausgewählter 

Prüfungsregelungen der zuständigen Stellen 

für die berufliche Fortbildung durchgeführt. 

Ziel der Analyse 

Der Anlaß für die Analyse war die Annahme, 

daß sich in diesem gegenüber der Berufsaus­

bildung relativ offenen Bereich am ehesten 

integrative Prüfungsansätze finden ließen, 

von denen ausgehend später Varianten der in­

tegrierten Prüfung, deren Vorzüge und Nach­

teile abgeleitet werden könnten. 

Es galt Anwendungsfelder zu finden, die in 

einem zweiten Schritt hinsichtlich der Prü­

fungsrealität auf mögliche Probleme hinter­

fragt werden müßten. 

Parallel dazu war dann auch ein anderer Er­

fahrungsbereich zu untersuchen, der hier nicht 

berücksichtigt wird: z. B. die praktische Prü­

fung in der Ausbildung besonders im Hand­

werk. Hier lassen sich auch aufgrund oftmals 

sehr komplexer Aufgabenstellungen integra­

tive Ansätze vermuten. 

Die Analyse sollte Anwort auf die Fragen 

geben: 

Lassen die Regelungen den Schluß zu, daß 

vollständige Arbeitshandlungen als Prü­

fungsgrundlage dienen? 

Wurde eine Zusammenführung (Integration) 

von vormals getrennten Prüfungsbereichen 

(Kenntnisse und Fertigkeiten) oder Verfahren 

insgesamt oder für Teile der Prüfung vorge­

nommen? 



Vorgehen 

Die Analyse erstreckte sich auf Regelungen 

der zuständigen Stellen, die ab 1990 erlassen 

wurden. Das betrifft ca. 121 Fortbildungsbe­

rufe. 2 Anteilmäßig wurden Prüfungsrege­

lungen der Kammern in den neuen Bundes­

ländern berücksichtigt. 

Von der Erfassung ausgenommen waren Re­

gelungen zur schreibtechnischen und sprach­

lichen Fortbildung. Besonders bei letzteren 

ist die Prüfungsgliederung traditionsgemäß 

an der künftigen Tätigkeit ausgerichtet. Sie 

weist daher keine Fächergliederung im her­

kömmlichen Sinne aus. 

54 Fortbildungsberufe und ihre Regelungen 

wurden dokumentiert. Dazu gehören: das all­

gemeine Prüfungsziel, die Gliederung der 

Prüfung, Verfahren und Form der Prüfung, 

Aussagen zu Aufgabenstellungen und Aufga­

benarten bzw. zur Aufgabenentwicklung, 

Wahlmöglichkeiten für die Prüfungsteilneh­

mer und als Schwerpunkt, ob integrative An­

sätze sichtbar werden bzw. wahrscheinlich 

sind. Unter der Benennung "Bemerkungen" 

finden sich Besonderheiten, die über oben 

Genanntes hinausgehen, wie Berücksichti­

gung von Lehrgangsleistungen, mögliche 

Teilabschlüsse bzw. Teilprüfungen. 

Insgesamt wurden 61 Regelungen von Indu­

strie- und Handelskammern, 40 von Hand­

werkskammern und drei der Länder I des 

Bundes dokumentiert. Zwei Beispiele aus 

der Dokumentation, die integrative Ansätze 

zeigen, werden in die Ausführungen einge­

fügt. 

Analyseergebnisse im einzelnen 

Allgemeines Prüfungsziel 

Soweit ein allgemeines Prüfungsziel angege­

ben wird, was bis auf wenige Ausnahmen der 

Fall ist, orientiert es sich im allgemeinen an 

der künftigen Tätigkeit. 3 Es finden sich For­

mulierungen wie: 

Durch die Prüfung ist nachzuweisen, ob der 

Prüfungsteilnehmer die notwendigen Kennt­

nisse und Fertigkeiten oder die notwendigen 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen 

bzw. Fähigkeiten oder die notwendigen Qua­

lifikationen besitzt bzw. erworben hat, um 

die dann im einzelnen aufgeführten Aufga­

ben im Rahmen der beruflichen Tätigkeit be­

wältigen zu können. Mit der Angabe der Auf­

gaben wird oftmals das Prüfungsziel erst 

deutlich. Auf dieser Ebene lassen sich auch 

erst Schlüsse auf integrative Ansätze ziehen. 

Auf obengenannte Standardformulierung 

wird nur in wenigen Fällen verzichtet, so in 

den besonderen Rechtsvorschriften zum/zur 

"Mathematisch-technischen Informatiker I -in" 

der Industrie- und Handelskammer zu Berlin. 

Gliederung der Prüfung 

Die Gliederung der Prüfung in Prüfungsfä­

cher überwiegt. Das ist jedoch kein Hinweis 

auf das Fehlen integrativer Ansätze. Denn zu 

den Prüfungsfachern können entgegen her­

kömmlichem Verständnis vom "Prüfungs­

fach" auch Fachpraxis, Fachtheorie und Fall­

studienarbeit gehören. 

Häufig wird die Prüfung in Prüfungsteile 

strukturiert, als deren Binnengliederung in 

allen bzw. einigen Teilen Prüfungsfächer 

ausgewiesen werden. Es überwiegen Bünde­

lungen wie fachrichtungsübergreifender und 

fachspezifischer (theoretischer) Teil; fach­

richtungsübergreifender, fachspezifischer 

sowie berufs- und arbeitspädagogischer Teil 

(vor allem beim Industriemeister4); Betriebs­

wirtschaft, Informatik bzw. Technik und Er­

gänzungsfächer. 

In wenigen Fällen orientiert sich die Benen­

nung der Teile an den Prüfungsverfahren, 

z. B. schriftlicher und mündlich/praktischer 

Teil oder schriftlicher und mündlicher Prü­

fungsteiL Eine Ausnahme bildet auch die 

Kennzeichnung der Teile durch Kenntnis­

und Fertigkeitsprüfung wie beim Betriebsas­

sistenten der Fachrichtungen Energietechnik, 

Fertigungstechnik, Holztechnik und Kfz­

Technik, geregelt durch die Handwerks­

kammer Koblenz. 

Besonders letztgenannte Regelungen zeigen 

stark integrative Ansätze und lassen vermu­

ten, daß neben Kenntnissen und Fertigkeiten 

noch weitere Qualifikationen zum Bewälti­

gen der Prüfungsanforderungen notwendig 

sind und daß beispielsweise die Fertigkeits­

prüfung (fachbezogene Projektarbeit) auch 

Kenntnisse abverlangt. Gleiches trifft auf den 

Fortbildungsberuf "Mathematisch-techni­

scher Informatiker" zu. 

Auf eine Fächergliederung wird bei der Re­

gelung für den Gestalter im Handwerk ver­

zichtet. Als Gliederung wird hier angegeben: 

Berufsbezogene praktische Abschlußarbeit 

und Prüfungsgespräch. Bei dieser Regelung 

sind die Intentionen der integrierten Prüfung 

voll realisiert. 

Verfahren, Orientierung auf Aufgabenfor­

men und integrative Ansätze 

Deutliche Hinweise auf integrative Ansätze 

lassen sich vor allem aus der Prüfungsform 

bzw. dem -verfahren und der Orientierung 

für die Prüfungsaufgaben entnehmen. Um 

Wiederholungen in den Ausführungen zu 

vermeiden, wurden diese Analyseschwer­

punkte in diesem Abschnitt gebündelt. 

Neben den traditionellen Verfahren wie 

schriftliche Prüfung unter Aufsicht, für die 

meist keine Angaben zu den Aufgabenfor­

men gemacht und allenfalls Sachgebiete ge­

nannt werden, die Gegenstand der Prüfung 

sein sollen, und mündliche Ergänzungsprü­

fung bzw. mündliche Prüfung finden sich 

auch Formen und Verfahren, die auf eine 

stärkere Zusammenführung von theoreti­

schen und praktischen Elementen hindeuten 

und einen starken Praxisbezug erwarten las­

sen, z. B. wenn für die mündliche Prüfung 

Situationsaufgaben gefordert werden. Aller­

dings bleibt oftmals unklar, warum das eine 

oder andere Prüfungsfach der mündlichen 

Prüfung vorbehalten bleibt und welche Qua­

lifikationen neben den fachlichen erfaßt wer­

den sollen, die eigentlich erst dieses recht 

subjektive und schwierige Verfahren recht­

fertigen könnten. 
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Für Formen bzw. Verfahren, die auf Zusam­

menführung von praktischen und theoreti­

schen Elementen sowie auf komplexe Aufga­

benstellungen, die der betrieblichen Praxis 

adäquat sind, hinweisen, finden sich u. a. die 

folgenden Bezeichnungen: 

• Fachübergreifende Projektarbeit und be­

triebliche Fallstudie, 

• Fachbezogene bzw. fachübergreifende 

Projektarbeit, 

• Komplexaufgabe für den fachpraktischen 

Teil, 

• Bearbeitung einer praxisnahen Aufgabe 

der Anwendungs-, Systementwicklung und 

Programmierung mit Hilfe einer EDV-Anla­

ge und mündliche Erläuterung, 

• Meisterarbeit oder praktische Gestaltungs­

aufgabe oder Programmierung einer ge­

schlossenen Aufgabe und Prüfungsgespräch 

oder schriftliche Aufzeichnungen, 

• Schriftliche Hausarbeit und Prüfungsge­

spräch, 

• Projektarbeit u. ä. und Prüfungsgespräch 

bzw. Verteidigung (32 Regelungen, davon allein 

28 für den technischen Betriebswirt der IHK). 

Diese hier aufgeführten integrativen Ansätze 

finden sich in 41 Regelungen der Industrie­

und Handelskammern, 19 Regelungen von 

Handwerkskammern und einer Regelung 

durch den Bund. 

Erste Schlußfolgerungen und 
weiteres Vorgehen 

Die Analyse machte vielfache Hinweise und 

Versuche integrativer Ansätze in den Rege­

lungen sichtbar. Offen bleibt, inwieweit und 

mit welchem Erfolg diese in der Prüfungs­

praxis realisiert werden können. 

Insgesamt stützt die Analyse die Vermutung, 

daß manche Neuerungen für die Prüfungen 

in der Berufsausbildung bereits in Fortbil­

dungsregelungen Eingang gefunden haben. 

Die Übertragbarkeit auf den Ausbildungsbe­

reich ist sicher, was integrative Ansätze anbe­

langt, nur eingeschränkt bzw. bei anderen 

Regelbestandteilen überhaupt nicht möglich. 

Inwieweit eine Übertragbarkeit wahrschein­

lich ist, bedarf einer genauen Analyse des je­

weiligen Bedingungsgefüges für die Prüfung 

(Anzahl der Prüfungsteilnehrner, Prüfungs­

infrastruktur). 

Einer weiteren Untersuchung sollte den Er­

fahrungen vorbehalten bleiben, die Kam­

mern mit ihren integrativen Prüfungsansät­

zen in der Prüfungspraxis gemacht haben. 

Anmerkungen: 

1 Bei der Benennung der Berufsbezeichnungen wurde 

aus Gründen der Lesbarkeit auf die weibliche Form 

verzichtet. Gemeint sind selbstverständlich immer 

Frauen und Männer. 
2 Vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): Die 

anerkannten Ausbildungsberufe. W Bertelsmann Ver­

lag, Bie/efeld / 994, S. 244ff. Darüber hinaus wurden 

alle greifba ren Regelungen einbezogen, die erst nach 

dem I . IO. I 993 erlassen wurden und daher im ange­

führten Verzeichnis noch nicht enthalten sind. 
3 Ein andersgeartetes Zielfindet sich nur beim Arzt­

fachhelfer. Hier soll durch die Prüfung festgestellt 

werden, ob das Fortbildungsziel erreicht wurde. 
4 Von dieser Gliederung weicht die Regelung der IH K 

Siegen fü r den Industriemeister der Fachrichtung 

Oberflächentechn ik ab. Dort werden als Teile ausge­

wiesen: Integrierter oberflächentechnischer Teil so­

wie ausbildungs- und führungsbezogener Teil. 

Jugendliche ohne 
Ausbildungsabschluß 

Laszlo Alex 

Seit Jahren steht im Mittelpunkt vie­

ler bildungspolitischer Diskussionen 

die hohe Zahl von Jugendlichen 

ohne Ausbildungsabschluß. Die De­

batten leiden z. T. darunter, daß ge­

naue Zahlen, was auch mit der Ab­

grenzung dieses Kreises zusammen­

hängt, rar sind. 

In einer Untersuchung des Emnid-Instituts 

von rund 7 000 jungen Erwachsenen im Alter 

von 20 bis unter 25 Jahren im Auftrag des da-
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maligen Bundesministers für Bildung und 

Wissenschaft 1 gaben 14 Prozent der Befrag­

ten an, zu der Gruppe ohne Berufsausbildung 

zu gehören. Die Mehrzahl der jungen Er­

wachsenen ohne Berufsausbildung (56 Pro­

zent) behauptete, in oder nach der Schulzeit 

keine berufliche Ausbildung nachgefragt zu 

haben. Nur 23 Prozent, d. h. rund jeder vierte, 

teilte mit, eine Ausbildung begonnen, aber 

sie nicht beendet zu haben. 

Diese Ergebnisse sind aufgrund der nachste­

henden statistischen Analyse in den alten 

Bundesländern in zwei Punkten ergänzungs­

bzw. revisionsbedürftig. 

Zur Ermittlung der Abgangsstruktur aus dem 

Ausbildungssystem sind Angaben über Aus­

bildungsabbrüche erforderlich. Genaue stati­

stische Angaben liegen hierfür nicht vor; sie 

müssen überwiegend geschätzt werden. Un­

ter Ausbildungsabbruch wird die endgültige 

Aufgabe der Ausbildung bzw. des Studiums 

verstanden. Dies schließt nicht aus, daß der 

Ausbildungs- bzw. Studienahbrecher einen 

anderweitigen beruflichen Abschluß erwirbt 

oder bereits erworben hat. Diese Anmerkung 

ist wichtig, um die Ausbildungsabbreeher 

nicht zur Gänze zu der Personengruppe der 

Ungelernten (= ohne Ausbildungsabschluß) 

zu zählen. Die Schätzung des Umfangs von 

dem endgültigen Abbruch einer betrieblichen 

Ausbildung kann auf der Grundlage der vor­

zeitigen Vertragslösung und der Prüfungsver­

sager erfolgen. Von 1980 bis 1992 ist der An­

teil der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträ­

ge an neu abgeschlossenen Ausbildungsver­

trägen insgesamt laufend gestiegen. 1992 lö­

ste jeder vierte Auszubildende den Vertrag 

vorzeitig auf, überwiegend im ersten Ausbil­

dungsjahr. Seitdem ist der Anteil konstant. 

Die Gründe für die Auflösung sind vielfältig; 

nach einer Untersuchung des Bundesinstituts 

für Berufsbildung beginnt etwa jeder zweite 

Abbrecher eine neue Ausbildung, d. h. , es 

sind "Betriebs- oder Berufswechsler". Etwa 

35 bis 40 Prozent der Vertragslöser können 

zu der Gruppe der Ausbildungsabbreeher ge­

zählt werden. 2 



Im Jahr 1994 war es durch den getrennten 

Ausweis der Wiederholer in der Abschluß­

prüfung erstmalig möglich, die tatsächliche 

Erfolgsquote (bestandene Prüfungen von 

Prüfungsteilnehmem) zu ermitteln. Sie be­

trug 94,2 Prozent. Dies bedeutet, daß 5,8 

Prozent der Prüfungsteilnehmer die Prüfung 

endgültig nicht bestanden und das duale Sy­

stem ohne Abschluß verlassen haben. Zu­

sammen mit den Auszubildenden, die ihren 

Vertrag vorzeitig lösen und keine neue Aus­

bildung beginnen, ergibt sich insgesamt eine 

Abbruchquote von etwa 16 Prozent eines 

Ausbildungsjahrgangs. Vor mehr als zehn 

Jahren lag sie schätzungsweise um mehr als 

ein Drittel niedriger. Ein wesentlicher Grund 

dafür ist das wachsende, in der schulischen 

Vorbildungsstruktur nicht zum Ausdruck ge­

kommene Leistungsgefälle unter den Auszu­

bildenden und die nicht ausreichenden oder 

nicht ausreichend in Anspruch genommenen 

Stützmaßnahmen von leistungsschwächeren 

Auszubildenden. 

Bei den Berufsfachschulen liegen keine prü­

fungsstatistischen Angaben vor. Aufgrund 

der Differenz zwischen Schulentlassenen in 

der Statistik und Schülern im l. Schuljahr 

kann die Abbruchquote auf 20 bis 22 Prozent 

geschätzt werden (das Institut für Arbeits­

markt- und Berufsforschung kommt zu ähn­

lichen Werten. 3 Ein Großteil der Berufsfach­

schüler, die in der Berufsfachschule eine 

berufliche Grundbildung evtl. verbunden mit 

dem Erwerb eines höheren schulischen Ab­

schlusses anstreben, beabsichtigt von vom­

herein im Anschluß an die Schule eine duale 

Ausbildung zu beginnen. Schätzungsweise 

sind es rund 70 Prozent der Schüler. 4 Das 

heißt, für die Ermittlung der Abgangsstruktur 

sind nur die beiden Gruppen relevant: (1) die 

Gruppe der Abbrecher und (2) die Gruppe 

der Berufsfachschulabsolventen mit einem 

beruflichen Abschluß. Die erste Gruppe um­

faßte 1993 etwa 33 000 Personen, die zweite 

Gruppe etwa 35 000. Über Absolventen der 

Schulen für das Gesundheitswesen liegen 

keine statistischen Angaben vor. Bei gleicher 

Quote der Abbrecher wie bei den Berufsfach-

schülem dürfte sich die Absolventenzahl auf 

30 000 bis 32 000 und die Abbrecherzahl auf 

7 000 bis 8 000 im Jahr 1993 belaufen. 

Die Absolventen/ Abgänger aus dem (schuli­

schen) Berufsgrundbildungsjahr werden in 

den Abgangsstrukturen nicht gesondert be­

handelt, weil sie über die Jahre konstant zu 

80 Prozent in eine duale Ausbildung und zu 

20 Prozent in eine weiterführende vollzeit­

schulische Ausbildung gehen und als (end­

gültige) Abgänge aus der Sekundarstufe II in 

den Absolventenzahlen dieser beiden Berei­

che enthalten sind (Abgänger des Berufsvor­

bereitungsjahres BVJ s. u.). 

Die Studienabbruchquote hat seit Ende der 

70er Jahre nach Berechnungen des Hoch­

schul-Informations-Systems, Hannover, zu­

genommen. Die zu Beginn der 90er Jahre er­

mittelte Studienabbruchquote des Studienan­

fängerjahrgangs 1984 lag an den Universitä­

ten zwischen 29 und 31 Prozent und an den 

Fachhochschulen zwischen 18 und 20 Pro­

zent. 5 

Vollständigkeitshalber soll noch eine weitere 

Absolventengruppe genannt werden, die sich 

zusammensetzt aus Beamten in der Ausbil­

dung (für mittlere Laufbahn) und aus Absol­

venten von den Sonderausbildungsgängen 

Tabelle: Abgangsstruktur 1993 in 1 000 

der Wirtschaft für Abiturienten (Akademien 

und sonstige Einrichtungen). Statistische Un­

terlagen über diese Gruppen liegen nur sehr 

unvollständig vor; ihre Größenordnung kann 

für 1993 auf etwa 46 000 Personen, darunter 

6 000 Abbrecher, geschätzt werden. 

Aufgrund der genannten Angaben wird für 

das Jahr 1993 die Struktur des Abgangs aus 

dem Ausbildungssystem in den alten Län­

dern geschätzt (s. untenstehende Tabelle). 

Die Angaben über den späteren Berufsab­

schluß beruhen auf folgenden Annahmen: Es 

wird unterstellt, daß sich die externen Prü­

fungsteilnehmer nach § 40 Berufsbildungs­

gesetz aus dem Kreis der früheren Abbrecher 

rekrutieren. Danach erwirbt jeder vierte Ab­

brecher später noch einen Berufsabschluß. 

Die Angaben über Studienahbrecher stam­

men aus der o. g. HIS-Untersuchung. Danach 

haben ca. 70 Prozent der Studienahbrecher 

an Universitäten nach Verlassen der Hoch­

schule eine Berufsausbildung aufgenommen. 

Von den Studienahbrechern an Fachhoch­

schulen waren es ca. 40 Prozent; 35 Prozent 

der Abbrecher hatten bereits vor Studienbe­

ginn eine Berufsausbildung absolviert. 

Von dem ,,Abgangsjahrgang 1993" hatten 79 

Prozent das Ausbildungssystem mit einem 

Ausbildungsbereich mit abgeschlos- Abbrecher davon mit 
sener Berufsaus- (späterem) 

I 
bildung 

I 1
_ Berufsabschluß 

Berufsfachschulen 35* 33 

Schulen des Gesundheitswesens 30 7 

Betriebliche Ausbildung 440 85 22 

Fachhochschulen 60 14 11 

Universitäten 125 55 38 

Sonstige 40 6 

insgesamt 730 200 71 

* Berufsfachschulabsolventen insgesamt 125 000, davon 35 000 mit Berufsabschluß 
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Berufsabschluß verlassen, weitere knapp 

acht Prozent holten bzw. holen den Berufsab­

schluß in der späteren Lebensphase nach. 

Rund 13 Prozent erreichen keinen berufli­

chen Abschluß. In dieser Angabe nicht ent­

halten sind Jugendliche, die weder eine schu­

lische noch eine betriebliche Ausbildung be­

ginnen, sondern wenn überhaupt, das Berufs­

vorbereitungsjahr oder die Lehrgänge der 

Bundesanstalt für Arbeit für beschäftigungs­

lose Schüler (in Berufsschulen) besuchen. 

Ihre Zahl dürfte 1993 bei 35 000 liegen; das 

entspricht etwa drei bis vier Prozent eines Al­

tersjahrgangs (Berechnungsmodus: Schüler 

im Berufsvorbereitungs- und in Förderlehr­

gängen für beschäftigungslose Schüler ab­

züglich - zeitversetzt - Auszubildende mit 

neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen 

ohne Hauptschulabschluß oder mit Abschluß 

eines BVJ). 

Insgesamt dürfte daher der Jahrgangsanteil 

von Jugendlichen ohne Ausbildungsab­

schluß bei 16 Prozent liegen. (Eine Erklä­

rung für den niedrigen Wert in der oben zitier­

ten Emnid-Untersuchung dürfte in der Unter­

erfassung der Studienahbrecher liegen.) Da­

von hatte jeder vierte oder achte (der höhere 

Anteilswert ergibt sich, wenn man alle Ab­

brecher aus den Berufsfachschulen zu der 

Gruppe zählt) keine Berufsausbildung be­

gonnen. Rund 80 Prozent(!) der Jugendlichen 

ohne Ausbildungsabschluß sind Ausbil­

dungsabbrecher; die größte Gruppe machen 

die Ausbildungsabbreeher aus dem dualen 

System aus. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Beruf sbildungsbericht 1991 , S. 101 
2 Vgl. Alex, L. ; Schiemann, M.: Befragung Jugend­

licher zur vorzeitigen Auflösung von Ausbildungs­

verträgen. in: BWP 20 (1991) 4, S. 9ff. 
3 Vgl. Reinberg, A. u. a. in: MittAB 21 1993, S. 19 
4 Vgl. Berufsbildungsbericht 1995, S. 36 
5 Vgl. Griesba ch, H. u. a. , Studienabbruch - Werk ­

stattbericht, HIS Kurzinformation A 7/92 

Arbeit des I Hiptausschusses 

Kurzbericht über die 
Sitzung 1/96 des 
Hauptausschusses am 
28./29. Februar 1996 
in Bonn 

Prominenter Gast zum Tagesordnungspunkt 

"Ausbildungsstellensituation" war der Präsi­

dent der Bundesanstalt für Arbeit (BA), 

BERNHARD JAGODA, der die Gelegenheit zum 

Dialog mit dem Hauptausschuß begrüßte und 

in diesem Zusammenhang die engen koope­

rativen Beziehungen zwischen dem Bundes­

institut für Berufsbildung und der Bundesan­

stalt für Arbeit hervorhob. 

In seinem Eingangsstatement ging JAGODA 

aus der Sicht und der Verantwortung der Ar­

beitsverwaltung auf Probleme, aber auch auf 

aufzuweisende Erfolge bei der Versorgung 

der Jugendlichen mit Ausbildungsplätzen 

ein. Er forderte alle Beteiligten eindringlich 

auf, in ihren Bemühungen um die Bereitstel­

lung eines ausreichenden Ausbildungsplatz­

angebotes nicht nachzulassen und gemein­

sam alle Wege auszuloten, damit auch künf­

tig jeder Bewerber seinen Ausbildungsplatz 

erhält. 

Im folgenden diskutierten die Mitglieder des 

Hauptausschusses mit JAGODA über die Aus-
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sagefähigkeit der Geschäftsstatistik der BA, 

die als ein wichtiges Instrument für die Dar­

stellung der Ausbildungsstellensituation und 

daraus abzuleitender politischer Schritte gilt 

und für deren Verbesserung JAGODA alle Be­

teiligten zum Dialog einlädt. 

Weitere Themenschwerpunkte des regen 

Meinungsaustausches waren Verbundausbil­

dung, finanzielle Anreize für Betriebe, über 

den Bedarf auszubilden, neue Beschäfti­

gungsfelder - neue Berufe, Neuordnung der 

Pflegeberufe, schulische Berufe, Verhinde­

rung von drohendem Ausbildungsabbruch 

leistungsschwächerer Auszubildender durch 

AFG-geförderte Maßnahmen, differenzierte 

Ausbildungsformen etc. 

Der intensive Dialog zwischen dem BIBB 

und der BA soll auch in Zukunft gepflegt 

werden. 

Dem Hauptausschuß lag der Entwurf des Be­

rufsbildungsberichtes 1996 der Bundesregie­

rung vor. 

Die kontroverse Diskussion des Ausschusses 

widerspiegelt sich in einer Stellungnahme 

zum Bericht, zu der die Beauftragten der Ar­

beitgeber und die Beauftragten der Arbeit­

nehmer jeweils Minderheitsvoten einbrach­

ten (Beilage BWP 3/1996). 

Der Hauptausschuß beschloß zwei Empfeh­

lungen, die für die Erhöhung des Ausbil­

dungsplatzangebotes und die Weiterentwick­

lung der beruflichen Bildung von Bedeutung 

sind (Beilage BWP 311996): 

• Berufsausbildung in Gesundheitsberufen; 

• Qualifizierung von Personen ohne forma­

len Berufsabschluß durch Nachholen von an­

erkannten Ausbildungsabschlüssen im Ver­

bund mit Beschäftigung. 

Die Empfehlungen waren von den Unteraus­

schüssen 2 "Strukturfragen der beruflichen 

Bildung" und Unterausschuß 4 "Berufliche 

Weiterbildung" vorbereitet worden. 



Der Hauptausschuß hat nach erneuter Dis­

kussion dem Länderausschuß das Thema 

"Kooperation der Lern orte" zur Beratung zu­

gewiesen. 

Der Länderausschuß, ein Unterausschuß des 

HA, in dem die Vertreter der Kultusministeri­

en der Länder, die Vertreter der Arbeitgeber 

und der Arbeitnehmer sowie die Vertreter des 

Bundes zusammenarbeiten, soll dazu bis 

zum Herbst 1996 einen Empfehlungsentwurf 

erarbeiten. 

Die Bundesregierung lieferte einen um­

fassenden Bericht über das erste Jahr 

der Laufzeit der EU-Bildungsprogramme 

LEONARDO und SOKRATES. 

Der Hauptausschuß nahm die Ausführungen 

mit lebhaftem Interesse zur Kenntnis und 

diskutierte im Anschluß daran insbesondere 

über Ausschreibungs-, Bewerbungs- und Fi­

nanzierungsmodalitäten für Projekte im Rah­

men des LEONARDO-Programms, die in 

der Vergangenheit nicht selten zu Irritationen 

seitens der Antragsteller führten und die, so­

weit es in der Kompetenz des Bundes und 

des BIBB als nationaler Koordinierungsstelle 

für LEONARDO liege, optimiert werden sol­

len. 

Der Hauptausschuß beschloß die Aufnahme 

des Projektes 6.3001 "Exploration und Ver­

besserung öffentlicher Qualifizierungsmaß­

nahmen zur Förderung der beruflichen Inte­

gration von Aussiedlerfrauen aus Dienstlei­

stungsberufen" in das Forschungsprogramm. 

Er beschloß das Forschungsprogramm 1996 

und nahm das Arbeitsprogramm 1996 zur 

Kenntnis. 

Zur Entwicklung einer 
neuen Lernkultur in den 
Unternehmen 

Günter Pätzold 

BIBB-Materialien für Industriekaufleute 

Beuth Verlag GmbH, Berlin 1995 

Die Entscheidung für geeignete Lehr- und 

Lernmittel ist neben der Zielbestimmung, der 

Inhaltsbestimmung und der Methodenwahl 

ein strukturierendes Moment von Lehr-/Lern­

prozessen. Die Frage, welche Lernmaterialien 

ein Lehrender in der Ausbildung einsetzen 

will, richtet sich danach, wen er unterrichtet, 

wann und wo er ausbildet, welche Ziele er er­

reichen möchte, welche Inhalte er zugrunde 

legen möchte und welche methodischen We­

ge er einzuschlagen gedenkt. Bei vielen 

Lernmaterialien sind Inhalte, Ziele und me­

thodische Wege relativ fest vorgegeben, so 

daß mit der Wahl für bestimmte Lernmateria­

lien automatisch auch Entscheidungen über 

andere Strukturmerkmale getroffen sind. Un­

erwünschte Effekte könnten sich einstellen. 

Ein "heimlicher Lehrplan" könnte unkontrol­

liert die Lehr-/Lernprozesse beeinflussen. Pla­

nung und Durchführung blieben bei diesem 

Konzept ohnehin in der Hand des Lehrenden, 

selbst wenn er für eine bestimmte zeitliche 

bzw. didaktische Phase des Lehr-/Lernprozes­

ses hinter das Medium zurückträte. 

Wird jedoch Lernen nicht lediglich als bloße 

Vermittlung von Kenntnissen, Fähigkeiten 

und Fertigkeiten betrachtet, sondern soll Ler­

nen als aktive Auseinandersetzung eines Ler­

nenden mit der Lernumgebung, also als refle­

xives, mit der betrieblichen Arbeit verbunde­

nes Handeln, arrangiert werden, sollen Gele­

genheiten angeboten werden, daß Auszubil­

dende sich mit der Realität des Betriebes 

"handelnd" auseinandersetzen, dann können 

Elemente einer solchen Lernumgebung Ma­

terialien sein, mit denen neben instrumentel­

len Interessen auch gegenseitige Verständi­

gung und Aufklärung aller am Ausbildungs­

prozeß Beteiligten realisiert werden können, 

ohne daß die Realität hinter künstlichen 

Lernumgehungen verschwindet. Ein solches 

interaktionspädagogisch orientiertes Medien­

projekt liegt mit den Lernmaterialien für In­

dustriekaufleute und den Weiterbildungs­

materialien für Ausbilderinnen und Ausbilder 

vor. Sie basieren auf Ergebnissen eines For­

schungsprojekts des Bundesinstituts für Be­

rufsbildung, das den Wandlungsprozeß in kauf­

männisch-verwaltenden Ausbildungsberufen 

untersuchte und von BucK, FRANK, ScHUPP 

und WEILNBÖCK-BUCK durchgeführt wurde. 

Bei der Medienentwicklung standen drei 

Überlegungen im Vordergrund: das Lernen 

im Betrieb zu verbessern, die Kooperation 

zwischen den betrieblichen Lernorten zu 

stärken und den Ausbilderinnen und Ausbil­

dern, angesichts ihrer gewandelten Rolle und 

Funktion, Möglichkeiten zur Weiterqualifi­

zierung zu bieten. Zur Entwicklung der moti­

vationalen Voraussetzungen und des notwen­

digen Selbstvertrauens für derartige konzep­

tionelle Gestaltungsaufgaben betrieblicher 

Berufsbildung wird davon ausgegangen, daß 

eine angemessene Bildungs- und Qualifizie­

rungspolitik in einem sich ständig reformie­

renden Unternehmen eine Vernetzung von 

Unternehmenspolitik, Arbeitsgestaltung, Ent­

scheidungsstrukturen und Qualifizierungs­

strategien voraussetzt, wobei Ausbilder als 

integraler Bestandteil einer innovativen Per­

sonal- und Organisationsentwicklung zu be­

trachten sind, die an konzeptionellen Ent-
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Scheidungsprozessen beteiligt werden müs­

sen. Alle vorgelegten Materialien gehen von 

einem "gestaltenden Interesse" des Betriebes 

und des Bildungspersonals aus. Wie wichtig 

es ist, die Thematik der Mehrdimensionalität 

von Medien zu bedenken, zeigt die sich in 

der Berufsbildung allmählich durchsetzende 

Erkenntnis, daß es in jedem Betrieb in Pro­

duktion und Dienstleistung immer auch -

und zunehmend verstärkt - Tätigkeiten gibt, 

die weder planbar sind, noch sinnvoll regle­

mentiert werden können. Sie müssen unter 

dem Aspekt der Ungewißheit hinsichtlich 

ihrer Folgen durchgeführt werden. 

Fragen nach angemessenen Lernmaterialien 

stehen in einem unauflöslichen Zusammen­

hang sowohl mit curricularen Problemen als 

auch mit den Kernproblemen innerer und äu­

ßerer Reform der beruflichen Bildung. Von 

Lernmaterialien unter Bezugnahme auf eine 

Theorie pädagogischen Handeins zu spre­

chen bzw. zu schreiben, in denen Ausbildung 

als kommunikative und kooperative Praxis 

begriffen wird, durch die Auszubildende eine 

kritische Handlungskompetenz entwickeln 

können bzw. sollen, ist nur eine Seite der Be­

trachtungsweise. Die andere Seite ist die po­

litische Dimension von Lernmaterialien. Ent­

scheidend wird sein, ob Ausbildungsbetriebe, 

angesichts ihrer Organisations- und Auf­

gabenentwicklung, ihre Ausbildungspraxis 

überdenken und entsprechend den veränder­

ten Herausforderungen - etwa der Notwen­

digkeit einer stärkeren Verknüpfung von Aus­

und Weiterbildung - weiterentwickeln wol­

len. Daß sich beim Einsatz derartiger Mate­

rialien der anfängliche Mehraufwand an Ar­

beit für die Ausbilder in eine konkrete Entla­

stung verwandelt, ist zu erwarten, da die di­

daktischen Hinweise, methodischen Erläute­

rungen und Gestaltungsanregungen für die 

Ausbildung am Arbeitsplatz aufgrund ihrer 

Praxisnähe und konkreten Problemorientie­

rung auf hohe Akzeptanz stoßen werden. 

Konsequent verfolgen die Materialien das 

Ziel einer Förderung selbständiger, kritischer 

und kompetenter Fachkräfte, die Innovatio­

nen mitgestalten und Selbstverantwortung 

für die eigenen Lernprozesse übernehmen. 

Entsprechend werden kontroverse Texte und 

unterschiedliche Themen angeboten, die mit 

den realen Lerngelegenheiten sinnvoll ver­

schränkt werden und damit die entdeckende 

Lernhaltung der Auszubildenden herausfor­

dern. Sie bleiben nicht auf das rein Fachliche 

beschränkt, vielmehr werden alle Facetten 

des beruflichen Arbeitsalltags einbezogen 

und somit die berufliche Handlungsfähigkeit 

im gemeinten Sinn begründet. Wenn Themen 

wie Geschlechterproblematik und Umwelt­

bezug der Arbeit einbezogen sind, sind diese 

immer mit der Perspektive verbunden, an­

gemessene Vorstellungen sowohl über den je­

weils zu behandelnden Wirklichkeitsaus­

schnitt zu erzeugen als auch Zusammenhän­

ge zwischen den verschiedenen beruflichen 

Anforderungsgehalten transparent zu ma­

chen. Die Lerngegenstände in den Materiali­

en sind derart aufbereitet, daß der Lernende 

bei der Bearbeitung der Aufgaben bzw. der 

formu lierten Probleme Entscheidungen fäl­

len oder bestimmte Sachverhalte interpretie­

ren muß, so daß er nicht nur mit seinem ko­

gnitiven Vermögen, sondern stets auch mit 

seinen emotionalen und evaluativen Fähig­

keiten in den Lern- und Arbeitsprozeß einge­

bunden ist. Der Ausbilder wird in diesem Zu­

sammenhang zum Lernbegleiter, zum Initia­

tor einer Lernpraxis, die sowohl seine als 

auch die Handlungsfähigkeit des Lernenden 

insgesamt weiterentwickelt. 

So sollen u. a. Voraussetzungen, Wechselwir­

kungen und Mittel der Fremdwahrnehmung 

bewußtgemacht werden, um die vorfindbaren 

Orientierungen der Auszubildenden für 

Lernprozesse und neue Erfahrungen zu öff­

nen. Und in der Tat: Die Materialien eignen 

sich zur Realisierung der Absicht, daß die 

Auszubildenden ihr Lernen weitgehend 

selbst steuern können. Sie werden durch die 

Lernmaterialien nicht nur mit neuen Lern­

und Arbeitsformen vertraut gemacht, sondern 

sie erhalten auch spezifische Erkundungsauf­

gaben, Arbeitsaufträge und Projekte und 

werden z. B. angeregt, ein Lerntagebuch zu 

führen und auszuwerten. Auszubildende kön-
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nen sich mit Hilfe der Materialien innerhalb 

der betrieblichen Praxis weitgehend selbst 

qualifizieren, wodurch sich allerdings die 

notwendige, kritisch-konstruktive Begleitung 

der Lernprozesse durch die Ausbilder an den 

verschiedenen Lernorten keineswegs erübrigt. 

Sowohl Ausbilder als auch Auszubildende 

werden mit sozial-kommunikativem Grund­

lagenwissen vertraut gemacht. Als ausbil­

dungsbegleitende Medien sollen die Materia­

lien den Auszubildenden helfen, die eigene 

Ausbildung im Verhältnis zur späteren Be­

rufsrealität besser zu verstehen, individuelle 

Lernwege zu suchen und erfolgreiche Lö­

sungsstrategien zu entwickeln. Sie sollen die 

Berufsrealität erkunden, sich mit ihren Wahr­

nehmungen, Erwartungen, Wünschen und ih­

ren Vorstellungen von Berufsarbeit auseinan­

dersetzen und dadurch ihre persönlichen und 

beruflichen Deutungen zu Handlungsmög­

lichkeiten weiterentwickeln, ohne dabei die 

Sicht des Unternehmens zu vernachlässigen. 

Das entspricht dem Ziel, die Handlungsfä­

higkeit der Auszubildenden durch selbstge­

fundene Einsichten zu fördern und den Pro­

zeß der Auseinandersetzung mit Fragen, die 

die Ausbildung und den Beruf betreffen, zu 

initiieren. Diese methodische Orientierung 

der Lernmaterialien hat zur Folge, daß die 

Eigenverantwortung und die Neugier und 

Fragehaltung der Auszubildenden grundsätz­

lich gefördert werden. 

Die zugleich angebotenen Weiterbildungs­

materialien für das betriebliche Ausbildungs­

personal sind nicht als Rezeptbuch zur 

Durchführung von Ausbildung und innerbe­

trieblichem Unterricht zu verstehen. Es sind 

Texte, die die Ausbilderinnen und Ausbilder 

ermutigen sollen, sich mit den gegenwärtigen 

Veränderungen in Gesellschaft und Wirt­

schaft und deren Auswirkungen auf die Aus­

bildung auseinanderzusetzen, zu überlegen, 

was sie tun können, um dem betrieblichen 

Lernen an den verschiedenen Lernorten eine 

neue Qualität zu geben, mit welchen Ausbil­

dungsmethoden sie sich vertraut machen und 

welche sie einsetzen sollten, um sowohl den 

Erwartungen der Jugendlichen an eine zu-



kunftsorientierte Ausbildung als auch den 

neuen Anforderungen an die Handlungskom­

petenz des Kaufmanns gerecht zu werden. 

Und nicht zuletzt geht es um die neue Rolle 

der nebenberuflichen Ausbilderinnen und 

Ausbilder: Sie bezieht sich nicht mehr nur 

auf die gute Fachkraft, die ihren Arbeitsplatz 

beherrscht; in der neuen Rolle sind sie zu­

nehmend in ihrem Führungs- und Kommuni­

kationsverhalten angesprochen. 

Den Materialien kommt- insgesamt gesehen 

- in der Berufsbildungspraxis eine doppelte 

Funktion zu, sie sind zugleich Mittel und 

Mittler, sowohl für den Inhalts- als auch für 

den Beziehungsaspekt beruflichen Lehrens 

und Lernens. Mit der Darbietung kontrover­

ser Texte und unterschiedlicher Informatio­

nen werden Anstöße und Hilfen zu multiper­

spektivischer Erörterung der dargebotenen 

Inhalte und Probleme gegeben. Die zur Dis­

kussion geradezu herausfordernden Themen 

werden nicht nur in sachlicher und sprachli­

cher Hinsicht derart präsentiert, daß sie den 

beruflichen Ausbildungssituationen ange­

messen sind, sondern sie lassen auch die 

"Offenheit" mit ihrer Stiftung von Identifika­

tion und Distanz erkennen, die notwendig ist, 

um zur Vermittlung von Wissen, Fertigkeiten 

und Handlungsentwürfen auch das Denken 

und Fragen herauszufordern. Insofern sind 

die Lernmaterialien im weit gefaßten Sinne 

praktisch, weil sie zum einen an der Reflexion 

von interpretationsbedürftigen Aspekten 

beruflich organisierter Arbeit teilnehmen las­

sen, Alternativen anbieten und Perspektiven 

für ein umsichtiges Handeln in Ungewiß­

heitssituationen und in unstrukturierten Zu­

sammenhängen eröffnen, zum anderen des­

halb, weil sie über Vermittlungsprozesse viel­

fältige Dimensionen von Wirklichkeit be­

grifflich zu erfassen und menschliche Be­

dürfnisse zu befriedigen versuchen, Praxis 

also nicht auf Technologie reduziert wird. 

Die Materialien erleichtern den Zugang zu 

berufsdidaktisch bedeutsamen Fragestellun­

gen. Sie eröffnen Möglichkeiten, relevante 

betriebliche Themen problemorientiert zu 

analysieren, zu interpretieren, betriebsprakti-

sehe, unternehmenskulturelle und ökonomi­

sche Zusammenhänge transparenter zu ma­

chen. Die mit den Materialien angebotenen 

Themen sollen nicht nur "bearbeitet" wer­

den, sondern sie sollen ergänzt, erweitert 

oder spezifiziert werden. Mit einer solchen 

Anwendung wird es gelingen, einen Prozeß 

der Auseinandersetzung mit den Aspekten 

der persönlichen, beruflichen und betriebli­

chen Arbeits- und Lernsituation der Auszu­

bildenden und der Betriebsausbilder zu initi­

ieren. Insofern ist seitens der Ausbildungsbe­

triebe und des betrieblichen Ausbildungsper­

sonals ein großes Interesse an den Lernmate­

rialien zu wünschen. (Auskünfte erteilt: Bun­

desinstitut für Berufsbildung, Fehrbelliner 

Platz 3, 10707 Berlin, I. Frank, Telefon: 

0 30/86 43-23 25; Bestellungen sind zu rich­

ten an: Beuth Verlag GmbH, Burggrafen­

straße 6, 10787 Berlin, Telefon: 0 30/ 

26 0122 60). 

Historische Entwicklungs­
linien einer 
Berufsschuldidaktik 

Peter Dehnbostel 

Berufsschuldidaktik in Geschichte und 

Gegenwart. Richtlinien, Konzeptionen, 

Reformen. 

Günter Pätzold (Hrsg.): 

(Dortmunder Beiträge zur Pädagogik, Bd. 1), 

Universitätsverlag Dr. N. Brockmeyer, 

Bochum 1992, 

342 S., ISBN 3-8196-0064-7, 24,80 DM 

Als Königsweg zur Überprüfung von Verän­

derungen und neuen Konzepten kann die hi­

storische Reflexion gelten. Verkürzte Sicht­

weisen können verallgemeinert, Einseitigkei­

len aufgehoben und Fehlentwicklungen ver­

mieden werden. Eine Voraussetzung zum 

Einblick in historische Zusammenhänge, 

zum Lernen aus historischen Erfahrungen 

besteht in der Bereitstellung von Dokumen­

ten, in ihrer ausgewogenen Zusammenstel­

lung, BündeJung und Kommentierung. 

Die im Band 1 der Reihe "Dortmunder Bei­

träge zur Pädagogik" von G. PÄTZOLD heraus­

gegebenen Texte sind als eine solche Zusam­

menstellung anzusehen. Der Band möchte 

durch eine historisch-systematische Darstel­

lung von Schriften, die für die Herausbildung 

einer Berufsschuldidaktik als grundlegend 

anzusehen sind, zur Kontinuität berufsschuli­

scher Innovationen sowie zur Systematisie­

rung didaktischer Fragestellungen und zur 

Theoriebildung beitragen. Als aktuelle An­

knüpfungspunkte und didaktische Aufgaben 

werden das selbstorganisierte, handlungs­

orientierte Lernen sowie die mit der Neuord­

nung der Ausbildungsberufe verbundenen 

methodischen und organisatorischen Ent­

wicklungen herausgestellt. 

Der Band ist als Textsammlung zur Ge­

schichte der- hier vorrangig auf den gewerb­

lich-technischen Bereich bezogenen - Be­

rufsschuldidaktik konzipiert. Die in Buchtitel 

und Klappentext angesprochene gegenwarts­

bezogene Berufsschuldidaktik ist deutlich 

nachgeordnet Aktuelle didaktische Ansätze, 

die mit Begriffen wie "Schlüsselqualifikatio­

nen" und "Handlungsorientierung" und 

deren betrieblichen und gesellschaftlichen 

Ursachen verbunden sind, finden kaum einen 

Niederschlag im Abdruck von Texten. 

Gleiches gilt auch für die wichtigen methodi­

schen Entwicklungen der späten 70er und 

der 80er Jahre, so für die Leittextmethode, 

das Projektlernen und das Gruppenlernen. 

Gleichwohl ist der Zusammenhang aktueller 

didaktischer Strömungen und Problemlagen 

mit abgedruckten historischen Texten syste­

matisch angelegt und springt vielfach ins 

Auge. Hingewiesen sei besonders auf die An­

sätze der Reformpädagogik, die seit Aufkom­

men des dualen Systems diskutierte Stellung 

der Berufsschule im Verhältnis zu Betrieb 

und Gesellschaft sowie die seit Jahrzehnten 

thematisierten Wechselbezüge von Bereichs­

und Fachdidaktik. In der Einführung weist 

G. PÄTZOLD unter der Überschrift ,Aufgaben 
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und Ziele der Berufsschule im Wandel der 

Zeit" auf diese und andere Zusammenhänge 

kommentierend hin. Insgesamt wird in der 

Einführung der Bogen von den Wurzeln der 

Berufsschule bis zu der sich abzeichnenden 

Aufgabenveränderung durch die Neuordnung 

der Ausbildungsberufe gespannt. 

Die historischen Textbeiträge sind den drei 

Hauptkapiteln des Buches zugeordnet: "Pro­

grammatische Aussagen", "Richtlinien und 

Lehrpläne" sowie "Unterrichtsdurchführung". 

Im programmatischen Teil zeigen die Texte, 

daß die Spannung zwischen allgemeiner und 

beruflicher Zielpriorität von grundlegender 

Bedeutung für die Entwicklung der Berufs­

schule ist. Bereits in den historisch aufeinan­

der folgenden Bezeichnungen "allgemeine 

Fortbildungsschule" und "berufliche Fortbil­

dungsschule" sowie "Erziehung durch den 

Beruf' und "Erziehung für den Beruf' 

kommt dies zum Ausdruck. Aus dem doku­

mentierten Text des Jahres 1935 geht die in 

der Zeit der nationalsozialistischen Berufs­

erziehung gleichermaßen erfolgte berufs­

funktionale Verengung und ideologisch-ras­

sistische Überhöhung der Aufgaben der Be­

rufsschule nur eingeschränkt hervor. Für die 

Gegenwart drängt sich die Frage auf, wie die 

Grundspannung zwischen allgemeiner und 

berufsfunktionaler Orientierung der Berufs­

schule einzuschätzen ist und welche - im 

historischen Rückblick jeweils deutlich wer­

denden - Interessen dahinterstehen. 

Im programmatischen Teil des Bandes wer­

den zudem anthropologische und kulturelle 

Bezüge, berufstheoretische Fragen und ge­

sellschaftliche sowie jugendpsychologische 

Entwicklungen thematisiert. Die Beiträge 

des zweiten Hauptkapitels zu "Richtlinien 

und Lehrplänen" erstrecken sich von den 

"Grundzügen für die Einrichtung gewerb­

licher Fortbildungsschulen" (1874) bis zur 

"Neuordnung der industriellen Metallberufe" 

(1990). Aus curricularer, schuladministrativer 

und bildungspolitischer Sicht werden hier 

ein breites Feld schulpraktischer und pädago­

gischer Ansprüche, unterschiedliche Bin­

dungen und Freiheitsgrade der Lehrenden 

sowie unterschiedliche Fächerstrukturen 

dokumentiert. 

Unter den Textbeiträgen zur "Unterrichts­

durchführung" sind konkurrierende Ansätze 

gegenübergestellt. Ganzheitlicher Unterricht, 

Selbständigkeit und umfassender Erzie­

hungsanspruch werden vielfach vertreten, 

exemplarisch in der Anwendung des "Jena­

Plans" P. Petersens auf die Berufsschule. Do­

kumente zur Diskussion des wohl bekannte­

sten berufsschulischen Didaktikansatzes, der 

"Frankfurter Methodik", finden besondere 

Berücksichtigung. Der Frankfurter Methodik 

kommt eine Bedeutung zu, die weit über un­

terrichtspraktische und methodische Fragen 

hinausgeht. Aktuelle Themen wie die Zu­

sammenarbeit der Lernorte und - in moder­

ner Terminologie - das Verhältnis von impli­

zitem Lernen in der Arbeit und explizitem 

Lernen in der Berufsschule finden in diesem 

zu Beginn der 30er Jahre aufgekommenen 

und nach 1945 weiterentwickelten Konzept 

ihren Niederschlag. Die Methode zielt in ei­

nem stufenförmigen Lernprozeß auf die Auf­

arbeitung von zuvor am Arbeitsplatz gesam­

melten Erfahrungen. Schülerorientierung, 

Ganzheitlichkeil und Transfer sowie Metho­

den- und Medienwechsel sind weitere Essen­

tials, die zu vergleichenden aktuellen Be­

trachtungen herausfordern. 

Zusammenfassend ist der Wert dieses Ban­

des für die theoretische und praktische Ent­

wicklung einer Didaktik der Berufsschule 

und darüber hinaus der beruflichen Bildung 

hervorzuheben. Eine ähnliche Textsammlung 

für die in didaktischer Hinsicht besonders 

dichte Zeit der Berufsbildungsreform und 

auch nachfolgender Entwicklungen wäre 

wünschenswert. Begriffseingrenzungen und 

Bestimmungen von Didaktik einschließlich 

methodologischer und wissenschaftstheore­

tischer Einordnungsversuche sind zudem 

notwendig: Die Obsoletheit herkömmlicher 

Didaktikbestimmungen erfordert dies ebenso 

wie neue Lernentwicklungen, die das Lernen 

von sozialen Gruppen und Organisationen 

sowie das Lernen in nicht organisierten Si­

tuationen zum Gegenstand haben. 
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Das Buch bietet auch für diese Erweiterun­

gen eine wichtige Grundlage, da Schwer­

punkte und Verständnisse der Berufsschuldi­

daktik bis zur Berufsbildungsreform durch 

eine gezielte und abgerundete Quellenaus­

wahl dargelegt sind. Zu betonen bleibt, daß 

dieses Buch nicht nur für die im Kontext der 

Berufsschule stehenden Berufspädagogen zu 

empfehlen ist, sondern gleichermaßen für im 

betrieblichen Umfeld arbeitende Pädagogen. 

Denn auch für die außerschulische Berufsbil­

dung dokumentiert der Band historische Vor­

läufer aktueller didaktisch-methodischer An­

sätze und ermöglicht eine von kurzlebigen 

Modetrends und Konjunkturen unabhängige 

Erkenntnisbildung. 

Betriebliche Weiterbildung 
zwischen Bildung 
und Qualifizierung 

Hagen Ringshausen 

Anstösse - Bd. 11 - "Betriebliche Weiterbil­

dung zwischen Bildung und Qualifizierung" 

Rolf Amold (Hrsg.) 

Verlag der Gesellschaft zur Förderung ar­

beitsorientierter Forschung und Bildung, 

ISBN 3-925070-12-5 

Der Band 11 der Buchreihe ,Anstösse" mit 

dem Untertitel "Betriebliche Weiterbildung 

zwischen Bildung und Qualifizierung" um­

faßt fünf Beiträge zu jeweils eigenständigen 

Aspekten des Gesamtthemas. In dem somit 

immer wiederkehrenden Spannungsbogen 

zwischen den Kategorien Subjekt, Qualifi­

zierung, Bildung und Betrieb hinterfragen 

die Autoren und Autorinnen letztlich bisher 

gültig geglaubte Grenzen der Berufs- und 

Betriebspädagogik als Profession: 

Ausgehend von der bildungstheoretisch un­

geklärten Situation der Subjektkategorie als 

Idee des selbständig handelnden, sozial ver­

antwortlichen Menschen diskutiert R. ARNOLD 

in seinem Beitrag die Orientierungsproble-



matik gegenüber dem Bildungs- bzw. Quali­

fikationsbegriff im Spannungsfeld zwischen 

pädagogischem Anspruchsdenken und be­

trieblichen Effizienzanforderungen: 

Vor allem die Erosion des Zweckhaft-Fachli­

chen neben einem generell zu verzeichnen­

den Bedeutungsverlust konventioneller Bil­

dungskonzepte führt ARNOLD als ursächliche 

Begründung neuer Strategien des beruflich­

betrieblichen Lemens an. Damit spricht sich 

ARNOLD zum einen für ein "integratives Mo­

dell bildender Qualifizierung" im Sinne eines 

strategisch orientierten Bildungsprinzips aus, 

zum anderen unterstreicht er erneut die ge­

sellschaftliche Relevanz eines selbständig 

agierenden, sich um die Optimierung seiner 

arbeitsspezifischen Anpassungsfähigkeit be­

mühenden Subjekts. 

In ihrem argumentativ dicht gefaßten, sehr 

engagierten Beitrag beschreibt I. LrsoP die 

historische Gestaltwerdung des klassischen 

Theorems der "Beruflichkeit" als gesell­

schaftliches Konstrukt im Zeichen des allge­

meinen Interessenausgleichs: 

In Abkehr einer umfassend dominierenden 

Kapitallogik spricht sich LrsoP im Kontext 

der Definition einer neuen Beruflichkeit für 

eine stärkere, konsequente Beachtung und 

Würdigung des allgemeinen "Humanvermö­

gens als einzig wirkliche Produktivkraft" 

aus; ihre Zielperspektive ist dabei auf die 

Herausbildung der Subjekthaftigkeit inmit­

ten einer lebenssinngebenden Arbeitstätig­

keit und auf die demokratische Partizipation 

des Einzelmenschen am Arbeitsleben gerich­

tet. Vor dem Hintergrund gegenwärtiger Er­

scheinungsformen freigesetzter Beruflichkeit 

legt LrsoP dar, wie im Zeichen einer neuen 

gesamtgesellschaftlichen Betroffenheit ein­

zelne Arbeitstugenden wie Solidarität und 

Verantwortung an Boden gewinnen und 

durch eine zunehmende Nachfrage nach ,,Ar­

beitspersönlichkeiten" mehr und mehr zur 

Ablösung überkommener additiver Qualifi­

kationserwerbs-Denkmuster führen . 

In seinem Beitrag stellt W. WmwER den 

Aspekt der berufsbiografischen Krisen­

bewältigung des Individuums in das Zentrum 

seiner Betrachtung von betrieblicher Weiter­

bildung. In deutlicher Ablehnung von aus­

schließlich unternehmefisch geprägten Wei­

terbildungsinhalten beschreibt WITTWER ein 

ganzheitliches Modell "lebenszyklusorien­

tierter Personalentwicklung", das sich vor­

nehmlich an der Persönlichkeitsentwicklung 

des Mitarbeiters im Betrieb orientieren soll. 

Allerdings räumt er auch die besondere Pro­

blematik dieses eher als idealtypisch zu be­

wertenden Ansatzes ein, die sich mit zuneh­

menden Erscheinungsformen von Deregulie­

rungs- und lndividualisierungstendenzen, 

von wandelbaren Identitäten und gebroche­

nen Biographien manifestiert. Mit seinem 

Ansatz greift WmwER erneut das viel disku­

tierte Thema extrafunktionaler Qualifikatio­

nen auf, allerdings nicht ohne diesem dank 

des berufsbiographischen Bezuges einen be­

sonderen Akzent zu verleihen. 

In dem anschließenden Beitrag greift 

H. GErSSLER das gegenwärtige Paradoxon von 

pädagogischer und ökonomischer Betriebs­

praxis auf, das sich in dem Spannungsver­

hältnis zwischen einer historisch gewach­

senen Verzahnung von Lernen und Arbeiten 

und der daraus resultierenden Forderung 

nach einer Auflösung bestehender institutio­

nalisierter Weiterbildungsformen äußert. 

Dieser Gestaltungskonflikt werde noch zu­

sätzlich verstärkt durch den ansteigenden 

ökonomischen Druck aus dem ostasiatischen 

Wirtschaftsraum, der neben der auch hierzu­

lande anzutreffenden Ausdifferenzierung in 

Spezialpraxen diversifizierter Berufstätigkei­

ten das Phänomen sozialer Pluralisierung im 

Sinne einer von Kollektivsubjekten getragenen 

Organisationsidentität hervorgebracht hat. In 

Ermangelung ebensolcher Pluralisierungs­

tendenzen entwirft GEISSLER im folgenden 

ein systemtheoretisches Modell einer "voll­

ständigen Arbeitshandlung", anhand dessen 

er eingehend die unterschiedlichen Struktu­

ren des Arbeitsiemens zum Entwurf einer 

pädagogisch-ganzheitlichen Pluralisierungs­

strategie beschreibt. Angesichts der wachsen­

den gesellschaftlichen Komplexität von Wis­

sensbeständen erkennt GEISSLER den Bi!-

dungsprozeß als solchen als das adäquate 

Mittel zur Vermittlung "identitätsbildender" 

Sinnbegriffe. In Anbetracht sich auflösender 

pädagogischer Institutionalisierungsstruktu­

ren des Betriebes entpuppt sich die soziale 

Betriebssituation als der eigentliche Schau­

platz dieses Wissens und Sinnestransfers, 

dem sich nach GEISSLER auch das Unterneh­

mensmanagement als verantwortliche Lei­

tungsinstanz nicht länger verschließen sollte. 

In dem letzten Beitrag des Bandes widmet 

sich S. PETERS der Frage nach der spezi­

fischen Qualität des betrieblichen Wissens, 

das den Mitarbeiter zur selbstreferentiellen 

Mitgestaltung von Innovationsprozessen be­

fähigen könnte und entwickelt anschließend 

die Idee eines pädagogischen Problemlö­

sungsansatzes. In der vorherrschenden Do­

minanzsituation betriebswirtschaftlicher und 

psychologischer Professionen in der Rolle 

der betrieblichen Weiterbildner sieht sie eine 

deutliche Abkehr von Theorien der Allgemei­

nen Pädagogik und der Erziehungswissen­

schaften, also von geisteswissenschaftlichen 

und hermeneutischen Erklärungsmodellen, 

die sie hingegen im Sinne einer konsequen­

ten Einbeziehung der subjektiven Innenper­

spektive per se für zwingend erachtet. Eben 

jene Fokussierung auf die biographischen 

Lern- und Arbeitsbedingungen des Individu­

ums einerseits und seines virtuellen Lebens­

entwurfs andererseits eröffne in der Unter­

nehmenspraxis erst die pädagogisch anzu­

strebende Verbreitung intersubjektiver Deu­

tungs- und Identifikationsmuster im Rahmen 

innerbetrieblicher Bildungsprozesse. Somit 

stelle die generell festzustellende Tabuisierung 

biographischer Ursachen bei innerbetrieb­

lichen Kommunikationsstörungen ein zentra­

les Hindernis dar. Um zukünftig auch auf der 

theoretischen Seite weitere Erkenntnisse über 

individuelle Bildungsanforderungen aus der 

Subjektperspektive im Kontext pädagogischer 

Settings von "Lernen am Arbeitsplatz" zu ge­

winnen, setzt sie sich entschieden für eine 

stärkere Berücksichtigung einer qualitativ aus­

gerichteten Forschungsmethodologie und 

hermeneutischer Ansätze ein. 
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Ausgehend von der momentan intensiv 

geführten Diskussion um die Qualität berufli ­

cher Weiterbildung, werden in den vorliegen­

den Beiträgen verschiedene Aspekte der Qua­

lität von Weiterbildung beleuchtet, Qualitäts­

untersch iede zwischen Weiterbildungsange­

boten herausgearbeitet und Vorschläge für 

Entscheidungshilfen unterbreitet. Ziel ist es 

dabei zum einen, in theoretische und prakti­

sche Probleme der Qualität beruflicher Weiter­

bildung einzuführen, zum anderen sollen 

potentiellen Weiterbildungsteilnehmern und 

Betrieben Instrumente an die Hand gegeben 

werden, um die vielfältigen Weiterbildungsan­

gebote unter qualitativen Gesichtspunkten 

besser beurteilen und das für sie geeignete 

Angebot auswählen zu können. Hierfü r wer­

den unterschiedliche Modelle der Qualitätssi­

cherung vorgestel lt. Im Anhang ergänzen 

Instrumentarien zur Beurteilung von Veran­

stal tungsverzeichn issen, Checklisten zur Aus­

wahl von Weiterbildungsveranstaltungen, 

Erfassungsblätter zur Leh rgangsbewertung 

sowie Musterbögen zur Erfassung des Weiter­

bildungsbedarfsdie Ausführungen. 

lllll- Sie erhalten diese Veröffentlichung be im 

W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 

Postfach 1 0 06 33 

33506 Bielefeld 

Telefon(0521)911 01-0 

Telefax (0521) 911 01-79 
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Neue Qualifikationsanforderungen und gesellschaftlicher Werte­
wandel sind Ausgangspunkt Didaktik moderner Berufsbil­
dung. ln den letzten Jahren haben sich Methoden und Lernorien-
tien.mgen wie L · tmethode. wnd Handlungslernen zunehn:tend 

darü zeichnen sich didaktistl'le 
Konzepte und veränderte wissenschaftstheoretische Grundlegun­
gen ab. 

über d itionell auf lische Lehr•,und Lernpro:z;esse 
t: ,w . t.: ' 

v gten Dida liegen für kt1sche Entwkl<lungen m der 
Berufsbildung prinzipiell erweiterte praxis- und forschungsbezo­
gene Aufgabenfelder vor. Entsprechend sind in den Beiträgen des 

.. 

vorliegenden Sammelbandes didaktisch-methodische Innovatio­
nen in der Berufsbildung aufgezeigt und theoretische Einordnun­
gen vorgenommen. Das Spektrum der sich vÖn;. 
fallstudienartigen Beschreibungen modellhafter Entwicklungen 
über die Konzeptualisierung neuer Ansätze bis hin.zur wissen­

Begründung aktueller und zukCmftiger 
didaktischer d • 

Die im ersten Teil des Sammelbandes beziehen sich au 
didaktische Innovationen in Modellversuchen; die Beiträge des 
zweiten Teils zielen auf die didaktische Theoriediskussion und 
darauf,bezogene der Beryfeyl:jjldungsforschlJng. Unter · 
dem Blickwinkel didaktischer Fragestellungen wird deutlich, in 
welch starkem Maße heute wechselseitige Bezüge von persön­
lichkeitsbezogenen Bildungskonzepten und modernen Unterneh· 
mens- und Organisgtionsentwicklwngen erfolgen,,opnen. 
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